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L iebe Leserin, lieber Leser,
zunächst einmal : Entschuldigung ! Wegen Krankheit
hat sich die Erstellung des Hefts leider verzögert.

D afür finden Sie nun wieder sp annenden
Lese stoff: Ute Finckh b eleuchtet einen Aspekt, der
b ei der Disku ssion üb er die Reform der Bunde swehr
sonst wenig B e achtung findet: Die
B eharrungskräfte von Bürokratien, lieb e neue
Aufgab en zu (er)finden als kleiner zu werden o der
sich aufzulö sen, wenn sie eigentlich üb erflü ssig
geworden sind .

D er Zentralstelle KDV wird e s so wohl nicht
ergehen : Wenn die Wehrpflicht abge schafft o der
mindestens ausge setzt ist, dann kann sie sich
auflö sen − ihre historische Aufgab e ist dann erfüllt.
Wahrscheinlich wird es b ald so kommen, schon der
Minister denkt j a laut üb er ein Ende der Wehrpflicht
nach . D ass der Zivildienst kein Argument für ihre
B eib ehaltung sein kann, zeigt die au sführliche
Stllungnahme der Zentralstelle KDV (und insofern
auch ein B eleg dafür, dass bis zuletzt fundiert d aran
gearb eitet wird , sich selb st üb erflü ssig zu machen) .

Auch der B eitrag von Wolfram Wette b eleuchtet
eine Zäsur: D er Kampf um die Rehabilitierung von
Kriegsdienstverweigerern, D e serteuren und
»Kriegsverrätern« kann als abgeschlo ssen und »ge-
wonnen« b etrachtet werden − auch deshalb , weil
von den Tätern fast keiner mehr lebt, die üb er Jahr-
zehnte die Rehabilitierung eb enso verhindert ha-
b en wie , d ass sie selb st für ihre Taten zur Rechen-
schaft gezogen worden wären .

Als »friedenspolitische Problemanzeige« b ezeich-
netAlb ert Fuchs seine au sführliche Analyse der Auf-
rü stungs- und Militärpolitik der Europ äischen Uni-
on, die leider wenig Raum lässt für die Vision von ei-
ner »Friedensmacht Europ a« .

Abgerundet wird das Heft durch die Vorstellung
neuer Literatur − und den au sführlichen Hinweis
von Iring Fetscher auf ein eigentlich alte s , ab er neu
aufgelegtes Buch von Hans Paasche , dem ehemali-
gen Marineoffizier in der kaiserlichen Flotte und
nachmaligen Pazifsten und Radikaldemokraten, der
1 9 2 0 » auf der Flucht erscho ssen« wurde , wie es offi-
ziell hieß, der ab er tatsächlich von demokratiefeind-
lichen Militärs ermordet wurde . Fetscher sagt d azu :
»Die Republik sah zu , wie ihre entschiedensten An-
wälte umgebracht wurden. « Und er zitiert das Ge-
dicht »Paasche« von Kurt Tucholsky, an de ssen Ende
es heißt: »Ein toter Mann . Ein Stiller, Ein Reiner. Wie-
der einer. Wieder einer. «

Stefan K. Ph ilipp



or knapp 3 0 Jahren, in den frühen achtzi-
ger Jahren, war die Friedensb ewegung im

Aufwind : Durch den Nato-D oppelb e schluss war
der Wahnsinn des Wettrü stens im Kalten Krieg so
vielen Menschen b ewusst geworden, dass nicht
nur Pershing II und Cruise Missile s, sondern auch
die Bunde swehr und die Nato zunehmend in Frage
gestellt werden konnten . D ementsprechend stieg
die Zahl der Kriegsdienstverweigerer immer wei-
ter an, und aus dem verachteten Drückeb erger
wurde der ge sellschaftlich unentb ehrliche Zivi .
Auch die Gewaltstrukturen innerhalb unserer eige-
nen Ge sellschaft, in Schulen, Familien, Heimerzie-
hung wurden öffentlich diskutiert, zumindest in
Teilb ereichen wurde Gewalt immer stärker delegi-
timiert. D as Züchtigungsrecht von Lehrern gegen-
über Schülern war bis 1 973 in allen Bundesländern
der alten B RD abgeschafft worden . Gewaltfreie Er-
ziehung wurde nicht mehr als weltfremde Utopie ,
sondern als realistisches und wünschenswerte s
Konzept diskutiert (allerdings erst im Jahr 2 0 0 0 als
Anspruch des Kindes ge setzlich verankert) . Die
Kriminalisierung gewaltfreier Aktionen als »Nöti-
gung« wurde zwar zunächst vom Bundesverfas-
sungsgericht mit knapper Mehrheit akzeptiert
(d .h . eine entsprechende Verfassungsb eschwerde
am 1 1 . 1 1 . 1 9 8 6 mit Stimmengleichheit abgelehnt

1 )

) ,
einige Jahre sp äter (am 1 0 . 0 1 . 1 9 9 5 ) ab er für verfas-
sungswidrig erklärt

2 )

.
Als dann mit dem Zerfall der Sowj etunion der

Warschauer Pakt zum 1 . Juli 1 9 9 1 aufgelö st wurde ,
schien das Ende der Nato und damit auch der Bun-
deswehr in greifb are Nähe gerückt. Auch der Ach-
tungserfolg der Gruppe »Schweiz ohne Armee« , die
erreichte , dass am 2 6 . Novemb er 1 9 89 in einer
Volksab stimmung in der Schweiz üb er eine Million
Stimmb erechtigte (3 5 , 6 % der Ab stimmenden) für
eine Ab schaffung der Armee stimmten, stimmte
optimistisch . D ementsprechend entstand eine Ini-
tiative »B RD ohne Armee« , an der u . a. der B SV und
die DFG-VK b eteiligt waren .

Andererseits gab es Aktionen wie »Waffen für El
S alvador« ( 1 9 8 0- 1 9 9 2 ) , e s gab Linke , die nicht aus-
schließen wollten, dass die Fähigkeit, mit Schuss-
waffen umgehen zu können, in irgendeiner Situati-
on gebraucht werden könnte , und dementspre-
chend dafür eintraten, den Grundwehrdienst zu
nutzen, um den Umgang mit Waffen zu erlernen .

1 9 9 1 sah es auf den ersten Blick trotzdem so
au s, als ob die lange erhoffte »Friedensdividende«
nach dem Ende des Kalten Kriege s erreicht sei . Die
Nationale Volksarmee der DDR wurde bis auf einen
kleinen Rest (2 0 . 0 0 0 Soldaten) , der in die Bundes-
wehr üb ernommen wurde , abgewickelt. Die Soll-
stärke der Bundeswehr, die im Kalten Krieg bis zu
49 5 . 0 0 0 M ann betrug, war im 4 + 2-Vertrag auf eine
Ob ergrenze von 370 . 0 0 0 M ann festgelegt worden .
Tatsächlich wurde diese Zahl schnell unterschrit-
ten : D erzeit b eträgt die sog. Friedensstärke der
Bunde swehr 2 5 0 . 0 0 0 Soldaten, dazu kommen laut
Stellenplan des Bundesministeriums der Verteidi-
gung knapp 1 0 0 . 0 0 0 Zivilbe schäftigte

3 )

(zu Zeiten
des Kalten Krieges waren e s deutlich mehr, im
Weißbuch 1 9 8 5 wird ihre Zahl mit 1 76 . 0 0 0 angege-
b en) . Auch der Verteidigungsetat schrumpfte zu-
nächst deutlich : 1 9 8 5 waren es 49 Milliarden Mark,
der bisher niedrigste Verteidigungsetat seit der
Wiedervereinigung b etrug gut 2 3 Milliarden Euro
im Jahr 2 0 0 0 . Im Weißbuch 2 0 0 6 wurde offen zu-
gegeben, dass der Bundeswehr der Feind abhan-
den gekommen ist : »Die herkömmliche Landesver-
teidigung gegen einen konventionellen Angriff als
strukturb estimmende Aufgab e der Bunde swehr
entspricht nicht länger den aktuellen sicherheits-
politischen Erfordernissen . «

4)

Aber wenn einer Armee der Feind abhanden
kommt, sucht sie sich eher einen neuen, als sich
aufzulö sen . Bundesregierung und Parlament hal-
fen tatkräftig mit. So kam es zu einer Renaissance
des militärischen D enkens in der deutschen Au-
ßenpolitik

5 )

. Und sp ätestens seit dem Ko sovo-Krieg
im Frühj ahr 1 9 9 9 hab en Pazifistinnen und Pazifis-
ten das Gefühl, den Kampf gegen die Militarisie-
rung der deutschen Außenpolitik verloren zu ha-
b en . Wo stehen wir heute ?

Die Bunde swehr, die schon 1 9 8 5 überwiegend
(d .h . zu 5 5 %) au s Zeit- und B erufssoldaten b estand ,
hat inzwischen einen Wehrpflichtigenanteil von
unter 2 0 Prozent. Über 8 0 Prozent der Soldatinnen
und Soldaten sind Zeitsoldaten, B erufssoldaten
o der freiwillig länger dienende Wehrpflichtige

6)

(die im Normalfall auch an Au slandseinsätzen teil-
nehmen) . Die Zahl der Zivildienstleistenden hat

Ute Finckh

Eine überflüssige Institution
auf der Suche nach neuen Aufgaben
Die Bundeswehr im Umbruch
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die Zahl derer, die Grundwehrdienst leisten, inzwi-
schen üb erholt

7)

. E s ist nicht mehr die Regel, son-
dern die Au snahme , dass junge Männer in der Bun-
de swehr »gedient« haben . Auch eine Ab schaffung
o der zuminde st Aussetzung der Wehrpflicht, die in
den meisten europ äischen Ländern schon vollzo-
gen wurde , scheint in ab sehb arer Zeit möglich (sie-
he dazu den nachfolgenden B eitrag von Stefan Phi-
lipp) . Andererseits müssen wir uns mit der Tatsa-
che auseinandersetzen, dass immer mehr Soldaten
(und zunehmend auch Soldatinnen) in Auslands-
einsätze geschickt werden, die − egal, wie die
Sprachregelungen der offiziellen Politik gerade
sind − als Kriegseinsätze b ezeichnet werden kön-
nen und müssen .

Was haben wir vor zwanzig Jahren üb ersehen?
Waren es taktische Fehler von unserer Seite , die die
Remilitarisierung der deutschen Außenpolitik er-
möglicht haben, o der waren wir einfach zu opti-
mistisch; hätten wir das , worauf wir so engagiert
hinge arbeitet hab en, gar nicht erreichen können?

Nach meiner Einschätzung hab en wir vor 2 0
Jahren eine Menge üb er Konflikte und konkrete
Konfliktregionen gewu sst, konnten ab er denen,
die entsetzt auf immer mehr Fernsehbilder von Ge-
waltausbrüchen und (Bürger-) Kriegen re agierten,
keinen üb erzeugenden Weg aufzeigen, wie organi-
sierter Gewalt mit zivilen bzw. gewaltfreien Mitteln
b egegnet werden könnte . Die Ansicht, dass man
Gewalt im Zweifelsfall mit Gegengewalt begegnen
kann, war nach wie vor weit verbreitet, die Bunde s-
wehr saß mehr o der weniger untätig in irgendwel-
chen Kasernen herum − also konnten sich Politike-
rInnen, die ihren Einsatz forderten, auf eine Mehr-
heit der B evölkerung stützen . Die Bundeswehr
wiederum hatte nichts dagegen, von den Politikern
neue Aufgab en zugewie sen zu b ekommen, auch
wenn sich b ei j edem Au slandseinsatz aufs Neue
zeigt, dass sie völlig ungeeignet ist, Frieden zu
schaffen . D aher fragen sich inzwischen zuneh-
mend auch Leute außerhalb der klassischen Frie-
densb ewegung, ob die Jahr für Jahr für die Bunde s-
wehr und ihre Auslandseinsätze ausgegeb enen Mil-
liarden nicht b e sser für die B ekämpfung von Ar-
mut und Krankheit, für Umwelt- und Klimaschutz
o der für die Verb esserung unseres Bildungssys-
tems ausgegeb en werden sollten . Mit der Entwick-
lung und praktischen Erprobung von Konzepten
der zivilen Konfliktbe arb eitung/ gewaltfreien
Konflikttransformation hab en Friedensforschung
und Friedensb ewegung zudem in den letzten Jah-
ren das Argument, dass man Gewalt im Zweifelsfall
mit Gegengewalt b egegnen muss , ein Stück weit
entkräftet.

Ab er es gibt j a auch no ch andere Gegner und
Aufgaben . O-Ton au s dem Weißbuch 2 0 0 6 : »D er
Einsatz zur B ekämpfung des Ho chwassers an Elb e ,
Mulde und D onau im August 2 0 0 2 war der bisher

größte Einsatz dieser Art im Inland . D amals kämpf-
ten rund 45 . 0 0 0 Angehörige der Bundeswehr rund
um die Uhr in enger Zusammenarb eit mit zivilen
Hilfsorganisationen und freiwilligen Helfern ge-
gen die Fluten . Sie hab en damit Leben gerettet und
Land und Leute vor Schäden no ch größeren Au s-
maßes b ewahrt.

Zur Unterstützung des Bunde s und der Länder
hielten die Streitkräfte Personal und Material zur
Unterstützung von Großveranstaltungen mit Mil-
lionen von B esuchern aus aller Welt, wie dem Welt-
jugendtag der Katholischen Kirche 2 0 0 5 und der
Fußb allweltmeisterschaft 2 0 0 6 , b ereit. ( ) .

Unge achtet der Neugewichtung de s Aufgab en-
spektrums wird die Bunde swehr auch in Zukunft
mit der üb erwiegenden Zahl der aktiven Soldaten
im Inland präsent sein und damit für die Unterstüt-
zung der zivilen Katastrophenabwehr zur Verfü-
gung stehen . D ab ei werden weiterhin mehr aktive
Soldaten für die Katastrophenhilfe kurzfristig ver-
fügb ar sein, als in der Vergangenheit bei einer Kata-
strophe in D eutschland j e einge setzt worden
sind . «

8)

. D a bleibt nur no ch die Frage : »Muss man
wirklich schießen lernen, um b ei Ho chwasser
S andsäcke füllen zu können?« (Ulrich Finckh)

Ist ab er das Hineindrängeln der Bundeswehr in
Aufgab en de s Katastrophenschutze s, der Polizei
o der anderer ziviler B ehörden genauso als Militari-
sierungstendenz anzusehen wie die Auslandsein-
sätze der Bundeswehr eine Militarisierung der Au-
ßenpolitik darstellen? Hier ist meiner Ansicht nach
no ch ein weiterer Aspekt zu b eachten : Was macht
eine Institution, deren ursprüngliche Aufgab e ent-
fällt? Organisiert sie wirklich ihre Selb stauflö sung?

B etrachten wir ein p aar B eispiele .
- D as Bunde sverwaltungsamt (BVA) hatte lange

Zeit im Wesentlichen die Aufgab e , BAFö G-Anträge
zu b earb eiten und BAFö G-D arlehen samt ihrer
Rückzahlung zu verwalten . Als in den 8 0 er Jahren
die Zahl der BAFö G-B erechtigten sank und infor-
mationstechnische Hilfsmittel die Antragsb earb ei-
tung vereinfachten, wurde das BVA nicht etwa ver-
kleinert, sondern e s suchte nach neuen Aufgab en .
Inzwischen ist e s u . a. eine s von zwei großen IT-
Dienstleistungszentren des Bunde s, die BAFö G-
Verwaltung ist nur no ch eine unter vielen Aufga-
b en .

- D as »Bundesamt für die Anerkennung au slän-
discher Flüchtlinge« , das durch eine steigende Zahl
von Asylb ewerb ern in den 8 0er und 9 0er Jahren zu
einer ansehnlichen B ehörde herangewachsen war,
hatte nach der Grundge setzänderung von 1 9 9 2 ,
die eine drastische Reduzierung der Zahl der Asyl-
anträge nach sich zog, innerhalb von kurzer Zeit
deutlich mehr B e schäftigte als für die verblieb ene
Arb eit notwendig waren . Zunächst wurden Stellen
abgeb aut, ab er zum 1 . Januar 2 0 0 5 wurden ihm −
statt es weiter zu verkleinern − neue Aufgab en im
B ereich der Integration von MigrantInnen übertra-
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gen und e s verwandelte sich in das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge .

- Die »Kernforschungsanlage Jülich« wurde , als
nach der Re aktorkatastrophe von Tschernobyl die
Akzeptanz atomarer Anlagen in D eutschland dra-
matisch abnahm, nicht etwa abgewickelt, sondern
mutierte 1 9 9 0 zum »Forschungszentrum Jülich« ,
das inzwischen ein weites Forschungsspektrum
mit Anwendungen in den B ereichen Physik, Che-
mie , Biologie , Medizin und Ingenieurwissenschaf-
ten aufweist.

Leider ist e s wesentlich problematischer, wenn
Soldaten zivile Aufgaben üb ernehmen als wenn ei-
ne B ehörde neue Aufgab en erhält o der Wissen-
schaftlerInnen ihr Forschungsgebiet verändern .
Trotzdem müssen wir den Selb sterhaltungstrieb
der Bundeswehr als Institution mit b edenken,
wenn wir ihre weitere Reduzierung bzw. im Ergeb-
nis ihre Ab schaffung erreichen wollen . In B ezug
auf die Rü stungsindustrie werden seit den 8 0er

Jahren unter dem Stichwort »Rü stungskonversion«
Konzepte entwickelt, wie durch eine Umstellung
auf zivile Produkte die Arb eitsplätze der dort B e-
schäftigten erhalten werden könnten . Auch zur zi-
vilen Nutzung ehemals militärischer Liegenschaf-
ten (Kasernen, Truppenübungsplätze) werden im-
mer wieder tragfähige Konzepte entwickelt (der-
zeit z . B . für das B omb odrom in Brandenburg) . D er
B SV hatte b ekanntlich eine Zeit lang sein Büro in ei-
ner ehemaligen Kaserne .

E s reicht also nicht, gegen die Vereinnahmung
ziviler Aufgab en durch die Bundeswehr zu protes-
tieren, sondern es müssen Vorschläge entwickelt
werden, wie die Menschen, die ihren Leb ensunter-
halt als Soldaten verdienen, in Zivilb erufe integ-
riert werden können . B ei Zeitsoldaten ist das rela-
tiv unproblematisch: Sie verfügen b ereits üb er zivil
nutzb are Qualifikationen o der sind so jung, dass ei-
ne Au s- o der Weiterbildung in einem zivilen B eruf
möglich ist. D afür gibt e s z . B . die individuelle Um-
schulung ausscheidender Zeitsoldaten, organisiert
durch das B erufsförderwerk der Bundeswehr.

Wenn die Bundeswehr inzwischen einen Teil
ihrer Existenzb erechtigung daraus ableitet, dass
sie gebraucht wird , um länderüb ergreifende Auf-
gab en im Katastrophenschutz (oder in der humani-
tären Hilfe im Ausland o der in der Flugsicherung
o der im Rettungswe sen ) zu üb ernehmen und üb er
entsprechende Au srüstung und Qualifikationen
verfügt, sollten wir die Argumentation umdrehen :
Aufgab en üb ernehmen und Qualifikationen nut-
zen − gerne , aber als zivile Institution . Die entspre-
chenden Gelder und Personalstellen müssten um-
geschichtet werden . Allerdings hat die Bundes-
wehr eine ganz b esondere »Unternehmenskultur« ,
angefangen mit einer merkwürdigen B erufsklei-
dung (»Uniform«) üb er aus vordemokratischen Zei-
ten stammende Führungsprinzipien (»B efehl und
Gehorsam«) bis hin zu exotischen Ritualen
(»Grußpflicht«) . Wer nur einige Jahre Zeitsoldat
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war, kann sich in der Regel wieder ohne Hilfe an die
Umgangsformen im zivilen (B erufs-) Leb en gewöh-
nen, aber B erufssoldaten, die 2 5 oder 3 0 Jahre lang
»gedient« haben, müssten ggf. neu lernen, andere
Menschen als KollegInnen und nicht als Kamera-
dInnen zu b ehandeln, Untergeb ene zu motivieren
statt ihnen B efehle zu geb en und Vorgesetzten im
Zweifelsfall ein konstruktiv-kritisches Feedb ack zu
geb en, anstatt Anweisungen blind zu b efolgen .

Wir erleben derzeit, dass die Werbung der Bun-
deswehr in Schulen und Job centern verstärkt wird ,
weil immer weniger Jugendliche und junge Er-
wachsene b ereit sind , Zeit- o der B erufssoldaten zu
werden . E s ist einerseits wichtig, gegen die se Wer-
b emaßnahmen und gegen die Ko operationsverträ-
ge , mit denen in einigen Bunde sländern die Bun-
deswehr ihre D efinition von Außen- und Sicher-
heitspolitik im Unterricht und in der Lehrerfortbil-
dung vorstellen darf, zu prote stieren und alle s zu
versuchen, damit die se Ko operationsverträge wie-
der gekündigt werden (siehe dazu den B eitrag von
Jo achim Schramm auf Seite XX) . Wir sollten in die-
sem Zusammenhang auch nicht müde werden, da-
rauf hinzuweisen, dass » Soldat« eb en kein B eruf
wie j eder andere , sondern ein be sonderes Gewalt-
verhältnis ist, in dem viele Grund- und Arb eitneh-
merrrechte nicht gelten . Schon aus die sem Grunde
sollten wir immer wieder einfordern, dass auch
und gerade im Inland zivile Aufgab en durch zivile
B e schäftigte wahrgenommen werden müssen . Wir
sind uns mit den Gewerkschaften darüb er einig,
dass Zivildienstleistende , PraktikantInnen, Freiwil-
lige im Sozialen Jahr o der Hartz-IV-Empfänger
nicht als Ersatz für reguläre Arb eitskräfte einge-
setzt werden dürfen . Wir sollten daher den Einsatz
von Soldatinnen und Soldaten im zivilen B ereich
auch unter dem Aspekt diskutieren, dass sie Aufga-
b en wahrnehmen, die eigentlich durch tariflich b e-
zahlte Arb eitskräfte wahrgenommen werden
könnten und sollten .

Die »Spiegel«-Redakteurin B arb ara Supp
schreibt in einem bitteren Kommentar zum Afgha-
nistankrieg im »Spiegel« vom 2 6 . April 2 0 1 0 (der
auch auf »Spiegel-Online« veröffentlicht wurde

9)

:
»D as Volk glaubt nicht, dass dieser Krieg mit

den Toten und der Wut, die er schafft, die Welt si-
cherer macht. Die große Mehrheit der D eutschen
ist gegen die sen Krieg.

D er Krieg ist fremd geworden, erfreulich
fremd . D eutschland wurde zivil, nach zwei fürch-
terlichen Weltkriegen . E s ruft nicht mehr nach mili-
tärischen Helden, das ist das B este , was man üb er
die se s Land sagen kann . «

Sorgen wir dafür, dass D eutschland zivil bleibt.

Dr. Ute Finckh istF or u mPazi fi s mus -Redakteurin
und Vorsitzende des Bundes für Soziale Verteidi-
gung (BSV). A

nt
i

m
ili

ta
ris

m
us

9) B arb ara Supp : Die schmutzige Wahrheit, http ://www. spie-
gel. de/spiegel/print/d-70 2 2 875 5 . html
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ach der Vereinb arung des Ko alitionsver-
trage s zwischen CDU, CSU und FDP mit

dem von vielen Seiten kritisierten Kompromiss der
Reduzierung des Grundwehrdienstes auf sechs
Monate schien das Thema Wehrpflicht für die se Le-
gislaturperio de eigentlich abgehakt. D ann er-
schien eine Wo che nach der Sp arklausur der Bun-
de sregierung Mitte Juni ein » Spiegel«-Interview
mit Minister Guttenb erg, mit dem die Wehrpflicht-
D eb atte schlagartig wieder eröffnet und hö chst
sp annend akzentuiert wurde . Auf die Frage , ob es
die Wehrpflicht in zehn Jahren no ch geb e , sagte
der Minister: »Im Grundgesetz wird es sie no ch ge-
b en . Faktisch wird sie in zehn Jahren wohl abge-
schafft sein . « Obwohl er sich selb er als Anhänger
der Wehrpflicht b ezeichnete , zwängen »strukturel-
le Gründe« zu einer Neub ewertung. Gemeint ist da-
mit ist der vollständige Umb au der Bunde swehr,
die »profe ssioneller, schneller und flexibler« wer-
den müsse und b ei der der schon heute » auf ein Mi-
nimum« ge schrumpfte Anteil der Landesverteidi-
gung no ch »kleiner« werde . Also : D eutsche s Militär
im weltweiten Einsatz verträgt sich mit der Wehr-
pflicht nicht, weil sie dysfunktional und angesichts
de s Sp arzwangs nicht finanzierb ar ist. Auf die Frage
schließlich, ob »die militärische Führung Ihr Argu-
ment, dass man Wehrpflichtige für die künftige
Einsatzarmee nicht mehr gebrauchen kann« , ak-
zeptiere , antwortete der Minister tro cken : »D as ist
ein Argument, das im We sentlichen von der militä-
rischen Führung formuliert wird . «

Wir werden wohl nun in den nächsten Mona-
ten »Rückzugsgefechte« erleb en . Guttenb erg soll
Anfang Septemb er erläutern, wie er bis zu 4 0 . 0 0 0
Soldaten »abb auen« will (siehe Kasten auf der
nächsten Seite) , die b eiden Unionsp arteien wer-
den auf ihren Parteitagen im Herb st ihre Po sition
zur Wehrpflicht b eschließen . atürlich werden die-
j enigen, die aus ideologischen Gründen an ihr fe st-
halten wollen, laut tönen, aber woher das Geld für
das militärisch üb erflüssige Luxu sgut Wehrpflicht
− das die b etroffenen jungen Männer mit ihrer ge-
raubten Freiheit b ezahlen − kommen soll, werden
auch sie nicht erklären können . Viel spricht de s-
halb für die se s Szenario : Die Union findet program-
matisch einen Kompromiss, der so ähnlich aussieht
wie der, den die Sozialdemokraten b ereits gefun-
den hab en : Die Wehrpflicht bleibt im Grundsatz
b estehen, einb erufen wird ab er nur no ch, wer sich
dafür freiwillig meldet. D amit wahren alle ihr Ge-
sicht, die FDP wird sich mit die ser Lö sung zufrie-
den geb en, die Sozis können schlecht widerspre-
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Stefan Philipp

Wehrpflicht . . . und tschüss
Neue Aufgaben für die Friedensbewegung
nach dem absehbaren Fall der Kriegsdienstpflicht

F or u m Pazi fi s mus

chen, Grüne und Linke intere ssieren b ei die ser
ganz großen Ko alition nicht.

Für KriegsgegnerInnen, PazifistInnen und An-
timilitaristInnen sieht das nicht ganz so einfach
aus . Zunächst mü ssten sie konstatieren, dass keine s
ihrer inhaltlichen Argumente den Zerfall der Wehr-
pflicht b ewirkt hat ; nicht als Ergebnis gesellschaft-
licher Auseinandersetzungen fällt der Kriegs-
dienstzwang, sondern weil er zu teuer ist. Krieg
hingegen wird D eutschland weiterhin führen − bil-
liger, effektiver und »tö dlicher« . Aus menschen-
rechtlicher Sicht fällt wenigstens die Abrichtung
ganzer männlicher Generationen auf das »Dienen
fürs Vaterland« weg, ein klarer Freiheitsgewinn .

Friedens- und KDV-Organisationen müssten
sich nicht mehr der B eratung von Kriegsdienstver-
weigerern b eschäftigen und sich mit B ehörden
und Gerichten »herumschlagen« . Die Erfahrungen
der DFG-VK au s den letzten Jahrzehnten zeigen e s :
Politisch hat die B eratungsarb eit wenig bis nichts
b ewirkt, weder mitgliedermäßig für die eigene Or-
ganisation no ch politisch für eine starke Anti-
kriegsb ewegung. D er faktische Wegfall der Wehr-
pflicht könnte und müsste von ihr und anderen Or-
ganisationen zum Anlass genommen werden, neue
Konzepte wirksamer Antikriegsarbeit zu entwi-
ckeln − angefangen von der effektiven B ehinde-
rung und Skandalisierung der Rekrutierung so ge-
nannter Freiwilliger, darunter in erheblicher Zahl
angesichts der wirtschaftlichen Lage perspektivlo-
ser junger M änner und Frauen, über die B etreuung
und Organisierung von D esertion und Kriegs-
dienstverweigerung (no ch) aktiver Soldaten bis
hin zur Zusammenarb eit mit kritischen und de sil-
lusionierten Veteranen; alles B au steine neb en an-
deren für eine umfassende Strategie , die das kriegs-
kritische B ewusstsein der B evölkerungsmehrheit
stärken und ihm politische Wirkung verleihen
muss .

Und schließlich : Vielleicht gelingt e s, au s der
j ahrzehntelangen fruchtb aren Zusammenarbeit ei-
nes breiten Bündnisse s von radikalen PazifistIn-
nen, Menschenrechtsgruppen, Gewerkschaften,
Jugendverb änden und Kirchen zum Thema Gewis-
sensfreiheit der Kriegsdienstverweigerer in der
Zentralstelle KDV den Schlu ss zu ziehen : Ein sol-
che s Bündnis ist − nun in anderem Rahmen − nötig
gegen deutsche Kriegspolitik und für − minde stens
− den »Vorrang von zivil« .

Stefan Ph ilipp ist F or u m Pazi fi s mus -Redakteur
und aktiv in der DFG- VK.
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Aussetzung, Abschaffung

oder Verbot der Wehrpflicht

Die öffentliche D eb atte um Aussetzung o der
Ab schaffung der Wehrpflicht lässt e s sinnvoll er-
scheinen, unserer Stellungnahme einen Au szug
au s dem Urteil des Bunde sverfassungsgerichts

vom 1 3 . 4 . 1 978 − 2 BvF 1 , 2 , 4 , 5/7 7 − voranzustellen :
»Das Grundgesetz eröffnet dem einfachen Gesetz-
geber die Befugnis, Männer vo m vollendeten 18.
Lebensjahr a n der allgemeinen Wehrpflich t zu un-
terwerfen. A rtikel 12a A bs. 2 GG ermächtigt den
Gesetzgeber, Kriegsdienstverweigerer a us Gewis-
sensgründen zu einem Ersa tzdienst zu verpflich-
ten. Er soll, wie sich scho n a us der Wortwahl (Er-
satzdienst, Ersatzdienstpflich t) ergibt, n ur an die
Stelle des im Einzelfall rech tmäßig verweigerten
Wehrdienstes treten. « (Hervorhebungen durch die
Zentralstelle KDV)

Artikel 1 2 a Grundgesetz ist (und war immer)
eindeutig: »Männer können zum Dienst in den
Streitkräften verpflich tet werden. Wer a us Gewis-
sensgründen den Kriegsdienst m it der Waffe ver-
weigert, kann zu einem Ersa tzdienst verpflich tet
werden. «

Die allgemeine Wehrpflicht ist von der Verfas-
sung nicht vorgeschrieben, sondern lediglich als
Option vorgesehen . D eshalb stellt das Bundesver-
fassungsgericht dem zitierten Urteil als Leitsatz 1
voran : »Die vo n der Verfassung geforderte m ilitäri-
sche La ndesverteidigung ka nn a ufder Grundlage
der allgemeinen Wehrpflich t, a ber − sofern ihre
Funktio nstätigkeit gewährleistet bleibt − verfas-
sungsrech tlich unbedenklich beispielsweise a uch
durch eine Freiwilligenarmee sichergestellt wer-
den. «

Die Wehrpflicht wird ausgesetzt, wenn der
D eutsche Bundestag einen Bundeshaushalt b e-
schließt, in dem keine Haushaltsmittel mehr für
Dienstpo sten von Wehrpflichtigen vorge sehen
sind (Artikel 87 a Ab satz 1 Grundge setz : »D er Bund
stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. Ihre zahlen-
mäßige Stärke und die Grundzüge ihrer Organisati-
on mü ssen sich au s dem Haushaltsplan ergeb en . «) .
D as Wehrpflichtgesetz bleibt ab er in Kraft und die
Einb erufung Wehrpflichtiger könnte im Rahmen
eine s Nachtragshaushaltes o der mit Haushaltsb e-
schlüssen in sp äteren Jahre wieder vorge sehen
werden .

Die Wehrpflicht wird (einfachrechtlich)

abgeschafft, wenn der D eutsche Bundestag das
Wehrpflichtgesetz aufhebt. D avon unb erührt
bleibt Artikel 1 2 a Grundgesetz und somit die Er-
mächtigung de s Gesetzgeb ers, die Wehrpflicht
sp äter wieder einzuführen .

Die Wehrpflicht wird verfassungsrecht-

lich abgeschafft und verboten, wenn der D eut-
sche Bundestag mit einer Zweidrittel-Mehrheit Ar-
tikel 1 2 a aus dem Grundge setz streicht.
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Zentralstelle KDV

Es gibt keine »soziale Katastrophe«
Folgen einer möglichen Aussetzung der Wehrpflicht
für den Bereich des Zivildienstes
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D eb attiert wird zurzeit auch der Vorschlag der
SPD , zum Wehrdienst nur diej enigen einzub eru-
fen, die sich au sdrücklich mit der Einb erufung ein-
verstanden erklärt hab en . Faktisch würde dies ei-
ner Aussetzung der Wehrpflicht gleichkommen,
weil nur no ch Freiwillige in der Bundeswehr die-
nen . (. . . )

Keine Wehrpflicht,

wenn Freiwilligenstreitkräfte ausreichen

D as Grundge setz gibt dem Ge setzgeb er die B e-
fugnis , die Wehrpflicht einzuführen o der an ihr
fe stzuhalten . Allerdings ist die Wehrpflicht eine Art
»Notmaßnahme« de s Staates für die Rekrutierung
von Soldaten . Nach den Vorgab en und Vorstellun-
gen de s Grundge setzes ist der bunde sdeutsche
Staat grundsätzlich darauf au sgerichtet, dass die
Bürger sich freiwillig b eteiligen und engagieren
o der freiwillig be stimmte Dienstleistungen üb er-
nehmen . Staatsbürgerliche Pflichten unterliegen
strengen Anforderungen . D as gilt b esonders für
die Wehrpflicht. D er frühere Präsident de s Bunde s-
verfassungsgerichts und damalige Bunde spräsi-
dent Roman Herzog sagte im November 1 9 9 5 auf
der Kommandeurstagung der Bundeswehr:

»Die Wehrpflich t ist ein so tiefer Eingriff in die
individuelle Freiheit desjungen Bürgers, dass ih n
der dem okra tische Rech tsstaa t n ur fordern darf,
wenn es die ä ußere Sicherheit des Staa tes wirklich
gebietet. Sie ist also kein allgemeingültiges ewiges
Prinzip, so ndern sie ist a uch abhängig vo n der
ko nkreten Sicherheitslage. Ihre Beibehaltung,
A ussetzung oder A bschaffung und ebenso die
Da uer des Grundwehrdienstes m üssen sicher-
heitspolitisch begründet werden kö nnen. Gesell-
schaftspolitische, h istorische, finanzielle und
streitkräftein terne A rgumen te . . . werden im Ge-
spräch m it dem Bürger n ie die allein ige Basis für
Ko nsens sein kö nnen. «

Die von Verteidigungsminister Guttenb erg un-
terbreiteten Vorschläge zur Au ssetzung der Wehr-
pflicht zeigen, dass er und sein Ministerium davon
ausgehen, dass die äußere Sicherheit des Staates
auch durch eine − verfassungsrechtlich unb edenk-
liche − Freiwilligenarmee gewährleistet werden
kann . Wenn das der Fall ist, dann ist die Wehrpflicht
mit den mit ihr verbundenen tiefen Eingriffen in
die individuelle Freiheit der Bürger nicht mehr zu-
lässig. E s wird also schon wegen der grundgesetzli-
chen Vorschriften zu einer Aussetzung der bisheri-
gen Wehrpflicht kommen mü ssen . D er Gesetzge-
b er ist nicht frei, an der Wehrpflicht fe stzuhalten,
wenn die sicherheitspolitische Lage sie nicht mehr
erfordert. Mit der Aussetzung der Wehrpflicht wird
der Zivildienst eb enfalls wegfallen .

Wenn das Bunde skabinett die Bundesministe-
rin für Familie , Senioren, Frauen und Jugend b e auf-
tragt, »bis Anfang September darzu stellen, welche
Auswirkungen mögliche Veränderungen der
Wehrpflicht für den Zivildienst und die Funktions-

fähigkeit der vom Einsatz der Zivildienstleistenden
unmittelb ar profitierenden sozialen Infrastruktur
hätte« , dann kann es nicht um ein Plädoyer für die
B eib ehaltung der Wehrpflicht aus Gründen de s Zi-
vildienstes gehen, sondern nur darum festzustel-
len, welche Kompensationsmaßnahmen gegeb e-
nenfalls im Sozialb ereich nötig sind .

Der Umfang des Zivildienstes

Um die se Kompensationsmaßnahmen abzu-
schätzen, mu ss der Zivildienst zunächst in seiner
Funktion im Sozialb ereich richtig eingeordnet
werden .

Im Juli 1 9 9 9 dauerte der Zivildienst fünfzehn
Monate . 1 45 . 2 76 Zivildienstleistende waren in die-
sem Monat im Dienst. Im Juli 2 0 1 0 , der Zivildienst
dauert neun Monate , sind 39 . 45 0 Dienstleistende
im Dienst. D as sind nur gut ein Viertel der Dienst-
leistenden de s Jahre s 1 9 9 9 . Soziale Notlagen, emo-
tionale Kälte in den Einrichtungen, unversorgte
Unfallopfer − nichts davon wird dem Zivildienst an-
gelastet, obwohl üb er 1 0 0 . 0 0 0 Zivildienstleistende
weniger im Dienst sind . Offensichtlich ist es gelun-
gen, die sozialen Dienstleistungen, die vor gut zehn
Jahren von über 1 0 0 . 0 0 0 Zivildienstleistenden er-
bracht wurden, zu ersetzen .

Im Juli 2 0 0 0 waren 97. 67 7 Zivildienstleistende
im Dienst, 47. 5 9 9 weniger als im Juli des Jahre s
1 9 9 9 . Sollte die Wehrpflicht au sge setzt werden
und sollten deshalb im Juli de s kommenden Jahre s
keine Zivildienstleistende mehr b e schäftigt sein,
so würden gegenüber heute »nur« 39 . 45 0 Zivis,
8 . 0 0 0 weniger als vor 1 0 Jahren, innerhalb kurzer
Zeit wegfallen . Was zwischen 1 9 9 9 und 2 0 0 0 ohne
»soziale Katastrophen« gelang, dürfte im kommen-
den Jahr auch zu schaffen sein .

In B ereichen, in denen Zivildienstleistende b e-
schäftigt sind , arb eiten rund 3 , 5 Millionen Men-
schen . 39 . 45 0 Zivis machen nur gut ein Prozent die-
ser B e schäftigten aus .

Arbeitsmarkneutralität des Zivildienstes

D er Zivildienst unterliegt dem Geb ot der Ar-
b eitsmarktneutralität. In den Richtlinien zur Aner-
kennung von B eschäftigungsstellen de s Zivil-
dienstes vom 2 0 . 1 0 . 2 0 0 8 heißt es unter Ziffer 2 . 4 . 4
dazu : »Zivildienstplä tze dürfen n ich t a nerka nn t
werden, wenn sie nach weislich einen bisherigen
A rbeitspla tz ersetzen oder eine Einrich tung eines
neuen A rbeitspla tzes erübrigen sollen. Die arbeits-
marktpolitische Neutralitä t ist insbeso ndere dann
gewährleistet, wenn die A rbeiten oh ne den Einsa tz
vo n ZDL n ich t oder erst zu einem spä teren Zeit-

punkt durchgeführt würden oder a ufdem A rbeits-
markt keine Nachfrage besteh t. Die Einrich tung
ha t die arbeitsmarktpolitische Neu tralität zu er-
klären und zu begründen. «

Die »Funktionsfähigkeit der vom Einsatz der Zi-
vildienstleistenden unmittelb ar profitierenden so-
zialen Infrastruktur« − wie e s im Kabinettsb e-
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natigen Dienst dürfte das Verhältnis sogar deutlich
ungünstiger zu Lasten des Zivildienste s ausfallen .

Für drei Zivildienstleistende werden pro Jahr
5 4 . 0 0 0 Euro aufgewendet. Verteilt auf zwei haupt-
amtliche D auerarb eitskräfte stehen pro Arbeits-
kraft also schon 2 7. 0 0 0 Euro zur Verfügung. Ar-
b eitslo se erhalten mindestens 6 . 0 0 0 Euro Unter-
stützungsleistungen pro Jahr in Form von Arbeits-
lo sengeld , Wohngeld etc . Diese Leistungen werden
einge sp art, wenn ein Arb eitslo ser Arb eit findet.
Pro Jahr und hauptamtlicher Arb eitskraft stehen
damit rund 3 3 . 0 0 0 Euro zur Verfügung (Aufwen-
dungen für drei Zivildienstleistende a 1 8 . 0 0 0 Euro :
gleich 5 4 . 0 0 0 Euro , verteilt auf zwei hauptamtliche
Arb eitskräfte : gleich 2 7. 0 0 0 Euro , plus die j eweils
einge sp arten Sozialleistungen a 6 . 0 0 0 Euro : ergibt
pro Neueinstellung volkswirtschaftlich verfügb are
Mittel in Höhe von 3 3 . 0 0 0 Euro .) .

Für tariflich b ezahlte Pflegehilfskräfte wenden
die Wohlfahrtsverb ände ein Arb eitgeb erbrutto
von knapp 3 0 . 0 0 0 Euro pro Jahr auf.

D as Erbringen sozialer Dienstleistungen durch
tariflich bezahlte Arbeitskräfte ist volkswirtschaft-
lich deutlich günstiger als durch Zivildienstleisten-
de . E s ist Aufgab e der Politik, das bisher im Zivil-
dienst au sgegeb ene Geld dorthin zu bringen, wo
die bisher durch Zivildienstleistende erbrachten
sozialen Dienstleistungen organisiert werden . (. . . )

Einzelne Arbeitsbereiche des Zivildienstes

Wie wirkt sich der Wegfall des Zivildienstes auf
einzelne Arb eitsbereiche aus , die von gemeinnützi-
gen Einrichtungen angeb oten werden?

Im Juli waren gut 2 0 0 Zivildienstplätze in der
individuellen B etreuung von schwerstb ehinder-
ten Kindern (ISB-K) b esetzt. Rund 5 0 . 0 0 0 schwer-
b ehinderte Kinder unter 1 5 Jahre mit einem B ehin-
derungsgrad von 1 0 0 Prozent leb en in D eutsch-
land . Gut 2 0 0 von ihnen organisieren die Assistenz
über den Zivildienst, viele Tausend folglich auf an-
dere Weise . Schon das zeigt, dass dieser B ereich
nicht auf den Zivildienst angewiesen ist. (. . . )

Eb enfalls 2 0 0 Zivildienstplätze waren im Juli
2 0 1 0 in der individuellen B etreuung erwachsener
Schwerstb ehinderter b esetzt. Obwohl das öffentli-
che Bild des Zivildienste s stark verbunden ist mit
dem Rollstuhl schieb enden jungen Mann, sind tat-
sächlich nur 0 , 5 Prozent der Zivildienstleistenden
in die sem B ereich tätig. Einige Zehntausend
Schwerstb ehinderte organisieren ihre Assistenz
ohne Zivildienstleistende , in der Regel durch ein-
schlägig vor- o der ausgebildete regulär B eschäftig-
te . Die s dürfte in den 2 0 0 Fällen, die sich bei einem
Auslaufen des Zivildienste s neu orientieren müss-
ten, auch gelingen .

Im Juli waren rund 1 . 2 0 0 Zivildienstplätze mit
»Tätigkeiten im Krankentransport und Rettungs-
dienst« b esetzt. Rund 60 . 0 0 0 Menschen arb eiten
insgesamt in diesem B ereich, Zivildienstleistende

schluss formuliert ist − kann b ei Einhaltung des Ge-
bots der Arb eitsmarktneutralität des Zivildienste s
nicht b eeinträchtigt werden . Die Funktionsfähig-
keit der sozialen Infrastruktur muss durch regulär
B e schäftigte gewährleistet werden . Stützt sich de-
ren Funktionsfähigkeit hingegen auf die B e schäfti-
gung von Zivildienstleistenden, dann wird damit
implizit die Arb eitsmarktneutralität verletzt. Theo-
retisch ist die Antwort also einfach : Die Funktions-
fähigkeit der sozialen Infrastruktur ist bei Wegfall
des Zivildienstes nicht b eeinträchtigt. Ob sich das
in der Praxis b estätigt, soll sp äter an einzelnen aus-
gewählten Einsatzb ereichen untersucht werden .

Durch die Privatisierungen im Gesundheitswe-
sen sind inzwischen etwa ein Drittel der Zivil-
dienstleistenden (im Juli 2 0 1 0 rund 1 3 . 0 0 0 von ins-
gesamt 39 . 45 0 Dienstleistenden) in so genannten
»gewinnorientierten« B etrieb en be schäftigt. D as
sind auf der einen Seite große Krankenhauskonzer-
ne , die mit dem effektiven B etrieb von Einrichtun-
gen des Ge sundheitswesens erhebliche Gewinne
(bis hin zu dreistelligen Millionenb eträgen) erwirt-
schaften . In die sen B etrieb en ist der Ersatz von Zi-
vildienstleistenden durch reguläre , nach den j e-
weilig geltenden Tarifverträgen bezahlte Arb eits-
kräfte kein Problem . Auf der anderen Seite sind die
privatisierten B etrieb e auch viele kleine Pflege-
dienste , deren Tätigkeit ab er eb enfalls auf die Er-
wirtschaftung von B etrieb sgewinnen au sgelegt ist.
Auch in diesem B ereich würde der Ersatz von Zivil-
dienstleistenden durch reguläre MitarbeiterInnen
vermutlich nur den B etrieb sgewinn schmälern,
nicht ab er zur Einstellung der sozialen Dienstleis-
tung führen . In die sen auf die Erzielung von B e-
trieb sgewinnen ausgelegten Einrichtungen dürf-
ten zudem sowie so keine »zusätzlichen« Aufgaben
wahrgenommen werden . D er Wegfall des Zivil-
dienstes in diesem B ereich wird zu keiner Reduzie-
rung sozialer Dienstleistungen führen .

Kosten des Zivildienstes

Zivildienst ist − volkswirtschaftlich gesehen −
die teurere Variante , soziale Dienstleistungen zu er-
bringen . D er Bundeshaushalt 2 0 1 1 sieht für den Zi-
vildienst 5 67 Millionen Euro vor. D amit sollen
knapp 4 3 . 0 0 0 Zivildienstleistende (= 8 6 . 0 0 0 Einb e-
rufungen zu j eweils sechs Monaten Dienst) und gut
8 . 0 0 0 freiwillig zu sätzlichen Zivildienst Leistende
im Jahre sdurchschnitt im Dienst sein . Pro Zivil-
dienstleistenden und Jahr wendet der Bund nach
die sen Eckdaten 1 1 . 1 0 0 Euro auf. Die Zivildienst-
stellen zahlen pro Jahr knapp 7. 0 0 0 Euro pro b e-
setztem Zivildienstplatz . 1 8 . 0 0 0 Euro ko stet die Ar-
beitskraft Zivildienstleistender pro Jahr.

Anfang der 1 9 9 0 Jahre − als der Zivildienst no ch
1 5 Monate dauerte − hab en Sozialwissenschaftler
untersucht, dass wegen der Reibungsverlu ste
durch Einarb eitung, Lehrgänge etc . zwei haupt-
amtliche D auerarb eitskräfte ausreichen, um drei
Zivildienstleistende zu ersetzen . B ei einem 6-mo-
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machen also 2 Prozent der im Rettungsdienst Täti-
gen aus . D er Einsatz von Zivildienstleistenden im
Unfallrettungsdienst hat in der Vergangenheit das
öffentliche Bild des Zivildienstes we sentlich mitge-
prägt. Ob das inzwischen nur noch veröffentlichte
Bild die Re alität widerspiegelt, ist fraglich . Korrek-
ter ist vermutlich folgender S atz in einem aktuellen
B ericht üb er den Zivildienst »Vor einigen Jahren
setzten die Malte ser auch im Rettungsdienst Zivil-
dienstleistende ein, das rentierte sich ab er schon
nach den letzten Verkürzungen der Wehrdienstzeit
nicht mehr. « Konkret heißt das , dass die meisten
Rettungsdienste b ereits vor zehn Jahren aus dem
Zivildienst ausgestiegen sind , als die Dienstdauer
ein Jahr und kürzer wurde . (. . . )

Knapp 1 2 . 0 0 0 Zivildienstplätze sind nicht im
unmittelb aren Dienst am Menschen, sondern als
»handwerkliche Tätigkeiten« , »gärtnerische und
landwirtschaftliche Tätigkeiten« , »kaufmännische
und Verwaltungstätigkeiten« , »Versorgungstätig-
keiten« und »Kraftfahrdienste« au sgewie sen und
b esetzt. In die sen Tätigkeitsb ereichen werden mit
dem Wegfall de s Zivildienste s entweder neue Hilfs-
kräfte einge stellt, weil die Tätigkeiten nicht arb eits-
marktneutral waren (zum B eispiel Hau smeisterge-
hilfe im Altenpflegeheim, Hilfskraft in der Kran-
kenhauswäscherei, Küchenhilfe in der Reha-Kli-
nik) , o der die Tätigkeiten unterbleib en . Unmittel-
b are Versorgungsengp ässe für b edürftige Men-
schen werden nicht auftreten .

Rund 1 . 60 0 Zivildienstplätze sind im Umwelt-
schutz b esetzt. Diese Zivildienstplätze können in
Stellen des Freiwilligen Ökologischen Jahres (FÖJ)
umgewidmet werden . Hier ist die Nachfrage nach
freien Stellen deutlich höher als das bisherige An-
geb ot. Die Einrichtungen werden alle ehemaligen
Zivildienstplätze , die in FÖJ-Stellen umgewandelt
wurden, problemlo s mit B ewerb erinnen und B e-
werb ern de s Freiwilligen Jahres be setzen können .

2 1 . 4 0 0 Zivildienstplätze sind b ei Pflegehilfe-
und B etreuungsdiensten b e setzt, weitere 8 5 0 b ei
mobilen sozialen Hilfsdiensten . Sie stellen die mit
Ab stand größte Gruppe unter den Zivildienstleis-
tenden, aber − statistisch ge sehen − in den j eweili-
gen Einrichtungen nur gut 1 Prozent de s Personals .
Nur j eder 9 9 . Mitarbeiter b ei den Pflegehilfe- und
B etreuungsdiensten ist Zivildienstleistender. Zahl-
reiche Einrichtungen kommen − möglicherweise
inzwischen o der auch : schon immer − ohne Zivil-
dienstleistende aus . Pflegehilfe- und B etreuungs-
dienste lassen sich also auch ohne Zivildienst er-
folgreich organisieren und durchführen .

Ein Drittel die ser 2 2 . 0 0 0 Zivildienstplätze sind
in gewinnorientierten B etrieb en des Sozialb e-
reichs angesiedelt. Hier können Ersatzarbeitskräf-
te durch die B etrieb e eingestellt werden . Soziale
Dienstleistungen werden dadurch nicht reduziert.
Nur rund 1 5 . 0 0 0 Stellen entfallen auf gemein-
wohlorientierte Einrichtungen, üb er deren Ersatz
ernsthaft nachgedacht werden sollte .

Zum einen lassen sich die sozialen Dienstleis-
tungen, die von Zivildienstleistenden auf die sen
1 5 . 0 0 0 Stellen erbracht wurden, ko stengünstiger
auch durch tariflich b ezahlte Arb eitskräfte erbrin-
gen . Zum anderen wird es aber auch möglich sein,
einen Teil dieser Zivildienststellen dem Freiwilli-
gen Jahr zur Verfügung zu stellen . Die Träger de s
Freiwilligen Jahres haben angeboten, die Zahl der
Plätze auf rund 60 . 0 0 0 gegenüb er dem heutigen
Stand fast zu verdoppeln, um allen B ewerb erinnen
und B ewerb ern tatsächlich eine Stelle zur Verfü-
gung stellen zu können . Vor die sem Hintergrund
ließen sich sogar alle 1 5 . 0 0 0 bisherigen Zivildienst-
plätze mit Mitarb eiterinnen und Mitarb eitern de s
Freiwilligen Jahres be setzen .

B ei aller D eb atte üb er die B edeutung des Zivil-
dienstes im Sozialb ereich darf nicht vergessen wer-
den : D eutschland ist eine s der letzten Länder in Eu-
rop a mit Wehrpflicht und damit auch mit Zivil-
dienst. Alle Nachb arländer kommen in ihrem Sozi-
alsystem ohne Zivildienstleistende au s . Die Stan-
dards der dortigen Einrichtungen stehen den deut-
schen nicht nach, in manchen Ländern (z . B . D äne-
mark o der Niederlande) gelten diese sogar als Vor-
bild für hiesige Einrichtungen .

Folgen für einzelne Personengruppen

Zivildienst ist ein Pflichtdienst. Viele − aber lan-
ge nicht alle − jungen Männer können den Dienst in
ihre Leb ensplanung integrieren . Nach unserer Ein-
schätzung dürfte etwa die Hälfte der Dienstleisten-
den durch den Zivildienst eine ungewollte Ver-
schiebung der Ausbildung o der Unterbrechung
de s Arb eitsverhältnisses hinnehmen mü ssen .

Die B emühungen der Bundes- und Lande sre-
gierungen, durch die Verkürzung der Schulzeit ei-
nen früheren Studiums- und B erufseinstieg zu er-
möglichen, werden durch den Zivildienst zunichte
gemacht.

Insb esondere dann, wenn dadurch Arb eitsver-
hältnisse unterbro chen werden müssen und der
Arb eitgeb er innerhalb des B etrieb es Kompensati-
onsmaßnahmen ergreifen mu ss, ist der wirtschaft-
liche Schaden für den B etrieb nicht zu unterschät-
zen .

Die B erufseinstiegsverschiebung um ein Jahr
schlägt sich auch bei j edem einzelnen Arb eitneh-
mer mit einem um 9 1 . 75 4 Euro geringeren Brutto-
einkommen − b ezogen auf seine Leb ensarb eitszeit
− nieder. D en Sozialversicherungen gehen Arb eit-
geb eranteile von 2 3 . 397 Euro verloren .

Erhebliche Folgewirkungen hab en Einb eru-
fungen in den ersten b eiden Semestern eines Studi-
ums und in der Übergangszeit zwischen Ausbil-
dung und B erufseinstieg. Die Wiederholung von
Seme stern o der ein Studiumsabbruch sind nicht
selten die Folge . Gelingt der B erufseinstieg nach
der Au sbildung wegen de s anstehenden Zivil-
dienstes nicht, so entstehen im Anschlu ss an den
Dienst häufig Zeiten längerer Arb eitslo sigkeit.

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us



1 1

26
I I / 2 01 0

rühe Selb stentlastung der Wehrmachtrich-
ter − sp äte Rehabilitierung der Opfer« − das

sind zwei Aussagen, die Fragen aufwerfen . Stehen
sie gleichsam b eziehungslo s neb eneinander, o der
sind sie durch einen engen Zusammenhang mitei-
nander verknüpft, durch ein Wechselverhältnis?
Meine These lautet : Die sp äte Rehabilitierung der
Opfer hat durchaus etwas zu tun mit der frühen
Selb stentlastung der Wehrmachtrichter und mit
deren Einfluss in Staat und Gesellschaft zur Zeit der
zweiten deutschen Republik.

Als der Zweite Weltkrieg zu Ende war, wurde
den NS-Militärjuristen rasch klar: Nur wenn es ih-
nen gelingen würde , ihr gnadenlo ses Handeln
während des Zweiten Weltkrieges − mit der Schre-
ckensbilanz von etwa 3 0 . 0 0 0 To desurteilen − auch
unter den B edingungen des demokratischen
Rechtsstaate s zu rechtfertigen und juristisch unan-
greifb ar zu machen, hatten sie eine Chance , in ih-
rem B eruf weiter arb eiten, ihre Karrieren fortset-
zen und in rechtspolitischen Fragen Einflu ss neh-
men zu können . Gleiche s gilt für die »Gerichtsher-
ren« , also die ho chrangigen militärischen B efehls-
hab er, die immer mitgedacht werden müssen,
wenn wir von Wehrmachtjustiz reden . D enn sie
waren die eigentlichen Entscheidungsträger, de-
nen die Wehrmachtgerichte zu arb eiteten .

Gleichzeitig dürften die Opfer dieser grausa-
men Justiz ebenfalls b ereits in den ersten Nach-
kriegsj ahren geahnt haben, dass sie im Falle einer
Weiterb eschäftigung ihrer vormaligen Peiniger in
der Ju stiz der Republik keine Chance hab en wür-
den, ihre b erechtigten B elange durchzu setzen :
D ass ihrer Toten würdig gedacht wurde und dass
ihnen selb st, den Üb erleb enden, wenigstens nach-
träglich Respekt entgegen gebracht wurde , j a dass
sie gegebenenfalls sogar eine Entschädigung für er-
littenes Unrecht erhalten würden .

So lässt sich der Konflikt schon für das Jahr
1 9 49 b e schreiben, als die Bundesrepublik
D eutschland gegründet wurde . E s handelte sich
um eine durchau s komplexe Konfliktkonstellation .
Sie hatte standespolitische , geschichtspolitische ,
gesellschaftspolitische und ganz b anale pensions-
rechtliche Aspekte . Was damals b egann, sollte sich
als eine lang währende Au seinandersetzung erwei-
sen . Sie wurde üb er viele Jahrzehnte hinweg ausge-
fo chten − mit durchau s ungewissem Ausgang . Man-
cher B eob achter meint, b ei dem Konflikt üb er die
Wehrmachtjustiz und ihre Opfer hab e es sich um

die größte ge schichtspolitische Au seinanderset-
zung üb erhaupt gehandelt, welche die Bundesre-
publik erlebte .

Vision. . .

Theoretisch hätte man sich auch einen anderen
Verlauf vorstellen können, nämlich die sen : Im An-
schluss an die Nürnb erger Militärtribunale unter-
zog sich die deutsche Justiz einem Selb streini-
gungsproze ss . Er führte dazu , dass die Wehrmacht-
richter, die wegen ihrer überbordenden To de sstra-
fenpraxis schwer b elastet waren, au s dem Justiz-
dienst ausschieden o der in denselben nicht üb er-
nommen wurden . Hernach hätten sich die se »Blut-
richter« vor Gericht »wegen Rechtsbeugung in Tat-
einheit mit Kapitalverbrechen [ . . . ] verantworten
müssen« (B GH 1 9 9 5 ) . Fritz B auer setzte 1 9 5 2 mit
seiner These »Unrecht kennt keinen Verrat« bun-
desweit einen verbindlichen Maßstab , was zur Fol-
ge hatte , dass j eder widerständige »kleine Mann« in
Uniform im Nachhinein gerechtfertigt war. So weit
das alternative Gedankenspiel . So entsteht das fikti-
ve Bild einer Republik, die statt einer Kontinuität
der alten M achtstaatseliten auf einen deutlicheren
Neub eginn ge setzt hätte , der aller Voraussicht nach
allerdings auch größere innenpolitische Konflikte
mit sich gebracht hätte .

. . . und Wirklichkeit

Wie j edermann weiß , kam es anders : Ein konse-
quenter Au stausch der juristischen Eliten fand
nicht statt. Die ehemaligen Wehrmachtjuristen
suchten und fanden neue B etätigungsfelder und
Aufstiegschancen in der allgemeinen Justiz der
Bunde srepublik. Sie drangen bis in die ob ersten
Bunde sgerichte vor, in die Ho chschulen, in die Mi-
nisterialbürokratie , vereinzelt sogar in die Politik.
B ei ihren vielfältigen B e strebungen arbeiteten die-
se − in einem b eruflichen Korp sgeist miteinander
verbundenen − Juristen eng zusammen und hatten
großen Erfolg,

Parallel zu ihren Karrieren in der zweiten deut-
schen Republik engagierten sich die Weitsichtigen
unter den ehemaligen NS-Militärjuristen zugleich
als Lobbyisten in eigener S ache , und die hieß Ver-
gangenheit, also Wehrmachtju stiz . Um dem b e-
fürchteten Legitimationsdruck schon prophylak-
tisch entgegen zu wirken, organisierten sie sich in

Wolfram Wette

Frühe Selbstentlastung der Täter −
späte Rehabilitierung der Opfer
Zum Abschluss einer Etappe der Geschichtspolitik
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einem »Verb and ehemaliger Wehrmachtjuristen«
und setzten sich dort insb esondere für die b eiden
folgenden Ziele ein : Erstens musste allen Zweifeln
an der Rechtmäßigkeit ihrer To de sstrafenpraxis ju-
ristisch und politisch entgegen getreten werden;
keinesfalls durfte es zu Strafverfahren o der zu Ver-
urteilungen von ehemaligen NS-Militärrichtern
kommen . Zweitens musste dafür Sorge getragen
werden, dass das Bild der NS-Militärjustiz − eb enso
wie das der angeblich » saub er« geblieb enen Wehr-
macht insge samt − in der demokratischen Öffent-
lichkeit in einem po sitiven Lichte erschien .

B etrachtet man das Wirken der ehemaligen
Wehrmachtjuristen im Zusammenhang de s halb en
Jahrhunderts zwischen 1 9 45 und 1 9 9 5 , so drängt
sich der folgende Gesamteindruck auf: Die ehema-
ligen Wehrmachtjuristen waren als Lobbyisten
hö chst erfolgreich. Sie machten Karrieren, lehrten
an Universitäten und zogen dort einen Nachwuchs
Gleichge sinnter heran, sie erhielten Ehrungen und
Auszeichnungen, b ezogen schöne Pensionen, und
sie verstanden es , dafür zu sorgen, dass nicht ein
einziger von ihnen vor Gericht ge stellt und verur-
teilt wurde . Die Justizmorde der Wehrmachtrich-
ter und der militärischen Gerichtsherren blieb en
ungesühnt. Ein p aar Mal wurde an ihrem selb stge-
b auten So ckel gerüttelt, ab er er konnte zu ihren
Lebzeiten nicht zum Einsturz gebracht werden .

Der lang währende Misserfolg der Opfer

D as Au smaß des Erfolges der ehemaligen Wehr-
machtrichter lässt sich nirgendwo b esser able sen
als am Misserfolg ihrer Opfer, also der D eserteure
der Wehrmacht, der Kriegsdienstverweigerer, der
Wehrkraftzersetzer, der so genannten Kriegsverrä-
ter und − nicht zu vergessen − der Widerständigen
in den deutsch b esetzten Gebieten . In den Augen
der deutschen Öffentlichkeit, die unter dem Ein-
fluss ehemaliger Wehrmachtrichter und einer Viel-
zahl anderer Apologeten de s NS-Justizsystems
stand , blieb en die Opfer der NS-Militärjustiz auch
no ch Jahrzehnte nach dem Kriege das, was die Hit-
ler-Diktatur und die Wehrmachtprop aganda zuvor
aus ihnen gemacht hatte : Feiglinge und Verräter,
minderwertige , verab scheuungswürdige Sonder-
linge .

Erst etwa seit den sp äten 1 970er Jahren b egann
sich der Wind allmählich zu drehen . E s kam zu im-
mer breiter werdenden ge sellschaftlichen D eb at-
ten üb er Verweigerung und Fahnenflucht in der
NS-Zeit, üb er Widerstand und Vernichtungskrieg,
üb er Verbrechen von Wehrmacht, Polizei und S S .
Wissenschaftliche Forschungen wurden angeregt,
B asisinitiativen blühten auf, Kirchenvertreter und
Bundestagsabgeordnete wurden aufmerksam . An-
fang der 1 9 9 0er Jahre war der gesellschaftliche
Meinungswandel dann so weit fortgeschritten,
dass es zu den Urteilen de s Bundessozialgerichts
1 9 9 1 , de s Bunde sgerichtshofs 1 9 9 5 sowie zu den

Entscheidungen des Bunde stages von 1 9 9 8 und
2 0 02 − und zum Ab schluss 2 0 09 − kommen konn-
te , die eine völlig Neub ewertung des widerständi-
gen Verhaltens kleiner Leute in der NS-Zeit doku-
mentieren . D em Lernprozess lag die fundamentale
Einsicht zugrunde , dass heute generell j eder
Mensch unseren Respekt verdient, der sich damals
dem Vernichtungskrieg verweigerte o der entzog.

B e sagter Meinungswandel der Mehrheitsge-
sellschaft vollzog sich vor einem Hintergrund , der
gelegentlich verge ssen wird : Die Jüngsten au s der
Generation der ehemaligen Wehrmachtjuristen
hatten seit den 1 9 8 0erJahren aus Altersgründen ih-
re einflussreichen Po sitionen geräumt. Die se Ko-
horte verfügte nun nicht mehr üb er die Kraft, die
öffentliche Meinung in ihrem Sinne zu prägen . Ei-
ne jüngere Juristengeneration war nachgewach-
sen und bis in die hö chsten Bunde sgerichte vorge-
drungen . Sie ging nunmehr daran, den gesellschaft-
lichen Meinungswandel auch juristisch fe stzu-
schreib en . B eispielsweise kam es 1 9 9 5 , ein halbe s

Jahrhundert nach dem Ende de s Zweiten Weltkrie-
ge s, zu einer völligen Neub ewertung der Wehr-
machtjustiz durch den Bunde sgerichtshof. Er stell-
te j etzt fe st, die To de sstrafenpraxis der Militärju stiz
sei »rechtsbeugerisch« gewesen . Sie hätte »in einer
Vielzahl von Fällen zur Verurteilung von Richtern
und Staatsanwälten de s nationalsozialistischen Ge-
waltregimes führen müssen« . Ab er, so klagte der
B GH 5 0 Jahre nach dem Ende de s Zweiten Welt-
krieges , »trotz des tausendfachen Missbrauchs der
To desstrafe« hab e es derartige Verurteilungen
nicht gegeb en .

Widerstand bis zuletzt

Konservativen Politikern und Juristen war seit j e-
her daran gelegen, die Millionen gehorsamer Solda-
ten, die bis zur bedingungslo sen Kapitulation der
Wehrmacht für Hitler-D eutschland gekämpft hat-
ten, nicht ins Unrecht zu setzen . Während die Mehr-
heitsgesellschaft allmählich b egriff, dass es sich bei
den Opfern der Wehrmachtjustiz nicht um Minder-
wertige , Schwächlinge , Feiglinge o der Verräter ge-
handelt hatte , sondern um Menschen, die sich ei-
nem Staatsverbrechen verweigert hatten, konnten
sich längst nicht alle Konservativen zu die ser Ein-
sicht durchringen . Ihre Vertreter im Bunde stag
spielten daher b ei der Rehabilitierung der D eser-
teure der Wehrmacht und anderer widerständiger
kleiner Leute nicht mit. Sie b efürchteten no ch im
Jahre 2 0 0 9 , die Wehrmachtrichter könnten durch
eine Rehabilitierung der Opfer p auschal in Miss-
kredit geraten − was sie dann do ch nicht zu verhin-
dern vermo chten .

Mit der p arteiüb ergreifenden Rehabilitierung
der so genannten Kriegsverräter durch den D eut-
schen Bundestag am 9 . Septemb er 2 0 0 9 ist die se
Etappe der Ge schichtspolitik endlich abge schlo s-
sen . E s liegt auf der Hand , dass sich die Militärhisto-
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riker und die Rechtshistoriker, die mit dieser M ate-
rie vertraut sind , nunmehr verstärkt mit dem Wir-
ken der vormaligen NS-Militärrichter im demokra-
tischen Rechtsstaat b eschäftigen . D ass sie die s
nicht in der Tradition des »Verb andes ehemaliger
Wehrmachtjuristen« tun werden, sondern in kri-
tisch-aufklärerischer Ab sicht, muss angesichts de s
Standes der geschichtspolitischen Diskussion in
unserem Lande nicht eigens betont zu werden . D as
Sympo sium »D er Kampf um die Vergangenheit.
D as Wirken ehemaliger Wehrmachtjuristen im de-
mokratischen Rechtsstaat aus der Sicht der Opfer«
zu Ehren des Gründers des »Forums Justizgeschich-
te« , Helmut Kramer, leistete hierzu einen B eitrag,
indem es eine Zwischenbilanz der Forschung zog .

Künftig werden wir Wissenschaftler uns unter
anderem verstärkt mit der folgenden Frage ausei-
nandersetzen mü ssen : Wie p asst es eigentlich zu-
sammen, dass die Ge schichte der Bundesrepublik
D eutschland einerseits als eine Erfolgsgeschichte
angesehen werden kann − von nicht wenigen Zeit-
historikern auch so ge sehen wird − , weil sie einen
in Richtung Lib eralisierung tendierenden Lern-
prozess durchlief, und dass auf der anderen Seite
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reuelo se ehemalige NS-Juristen, unter ihnen nicht
wenige Wehrmachtjuristen, in diesem Staat ein ein-
flussreiche s und nachhaltige s Wirken zu entfalten
vermo chten? B evor die se Frage zufriedenstellend
b e antwortet werden kann, ist no ch viel For-
schungsarb eit zu leisten . Eine s Tages wird das Er-
gebnis dieser Forschungen zu einem differenzier-
ten Bild von der Ge schichte der Bundesrepublik
D eutschland b eitragen können, das nicht nur
glänzt, sondern auch seine Schattenseiten zeigt.

Prof. Dr. Wolfram Wette istHistoriker undMitglied
der DFG- VK. Dieser Text ist sein Schlusswort beim
Symposium »Der Ka mpf um die Verga ngenheit.
Das Wirken ehemaliger Wehrmach tjuristen im de-
mokra tischen Rech tsstaa t a us der Sich t der Opfer«,
das zu Ehren vo n Helm u t Kra mer anlässlich des-
sen 80. Geburtstages im Leibn iz-Ha us der Un iver-
sitä t Ha nno ver a m 1 7./18. April 201 0 sta ttfa nd.
Ein Sa mmelba nd m it allen dort gehaltenen Vor-
trägen befindet sich in Vorbereitung und wird
nach seinem Erscheinen in dieser Zeitschrift vor-
gestellt werden.

aul Karl Schmidt alias Paul Carell
( 1 9 1 1 - 1 9 97) hat mit seinen B estsellern zum

Zweiten Weltkrieg das B ild vom Krieg der Wehr-
macht als saub eren, kameradschaftlichen und hel-
denhaften Kampf geprägt. Als politischer Journa-
list schrieb er u . a. in der »Zeit« zu den Ursachen b ei-
der Weltkriege , im »Spiegel« zur Reichstagsbrand-
kontroverse , er b ehauptete , Hitler sei mit dem
Üb erfall auf die Sowj etunion 1 9 4 1 einem Angriff
der Roten Armee nur zuvorgekommen, und forder-
te in den Springer-Medien die B ereitschaft der Bun-
deswehr zum Präventivkrieg, so dezidiert in der
»Welt am Sonntag« vom 2 1 . Oktob er 1 979 . Zuletzt
schrieb er in seinem »B ild«-Artikel vom 5 . Febru ar
1 9 9 1 zum »Golfkrieg/Lehren au s dem 2 . Weltkrieg«
und prop agierte in seinem viel verkauften Stalin-
grad-B and 1 9 9 2 die The se vom Präventivkrieg im
O sten 1 9 4 1 . Bis zum To d de s Verlegers Axel Sprin-
ger 1 9 8 5 fungierte er als de ssen enger B erater, Re-
denschreib er und Sicherheitschef. Vor 1 9 45 avan-
cierte der schon als Ob erprimaner 1 9 3 1 in die

NSDAP eingetretene üb erzeugte Nazi b ereits mit
2 8 Jahren zum jüngsten Gesandten I . Klasse bzw.
Ministerialdirigenten im NS-Regime und fungierte
als S S-Ob ersturmb annführer. Schmidt leitete die
Presse abteilung des NS-Außenministeriums und
hatte we sentlichen Anteil an der Au slandsprop a-
ganda de s Regimes . In die sem Zu sammenhang
machte er prop agandistische Vorschläge zur
Rechtfertigung der D eportation von Juden aus Bu-
dapest 1 94 4 . Konkret regte er am 2 7. M ai 1 9 4 4 an,
jüdischen Synagogen Sprengstoffe und Waffen un-
terzuschieb en und dann umgehend eine Razzia
durchzuführen, um die Opfer als kriminelle Täter
präsentieren zu können .

1 )

D as Internetportal »german-foreign-policy« b e-
richtet nun am 2 8 . April 2 0 1 0

2)

, ge stützt auf Analy-
sen des renommierten Militärhistorikers und frü-

Wigbert Benz

»Einsatznah ausbilden«
mit Paul Karl Schmidt alias Paul Carell,
Pressechef im Nazi-Außenministerium
Führender NS-Prop agandist als Ghostwriter oder Quellengeber
offizieller Ausbildungsmaterialien der Bundeswehr

1 ) Wigb ert B enz : Paul Carell. Ribb entrop s Pre ssechef Paul Karl
Schmidt vor und nach 1 9 45 . Wissenschaftlicher Verlag B erlin
2 0 0 5

2 ) http ://www. german-foreign-p olicy. com/de/fulltext/ 5 7 797
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heren Wissenschaftlichen Direktors für »Militär
und Ge sellschaft« am Sozialwissenschaftlichen In-
stitut der Bundeswehr, D etlef B ald

3 )

, dass Auszüge
aus Paul C arells Texten in den aktuellen Ausbil-
dungsmaterialien »Einsatznah ausbilden . Hilfen für
den Gefechtsdienst«

4)

für die Schulung von Bunde s-
wehrsoldaten genutzt werden . Nach die sen »Hil-
fen« dient Paul C arell als Quelle für die Zielsetzung
»einsatznah ausbilden« an drei B eispielen von Ope-
rationen der Wehrmacht: zwei in der Normandie
1 9 4 4 zu den Ausbildungsthemen »Tarnen«

5 )

und
» 2 4-Stunden-Kampftag«

6)

; eine b eim Krieg gegen
die Rote Armee Anfang März 1 9 4 3 zum Thema
»Kampf b ei ungünstigem Wetter«

7)

.

Begeisterung über den Nazi Carell

Die »Hilfen«
8)

enthalten insge samt 1 3 5 Quellen, aus
denen zitiert wird . Sie sind folgenden Kategorien
zugeteilt. Erstens : 4 4 Heeresdruckvorschriften,
Merkblätter und Verfügungen − alle samt aus der
Zeit vor 1 9 45 . Zweitens : 2 0 kriegsge schichtliche
Einzeldarstellungen − von Clausewitz bis zu Bü-
chern von Historikern de s Militärge schichtlichen
Forschungsamte s . Drittens : 47 »Erlebnisberichte ,
Erfahrungsb erichte , Einzelb eiträge« − darunter als
Quelle Nr. 68 Paul C arells »Sie kommen« ( 1 9 60)
üb er die Invasion der Alliierten in der Normandie
und als Quelle Nr. 69 »Verbrannte Erde« ( 1 9 66) , die
Fortsetzung seine s B estsellers »Unternehmen B ar-
b aro ssa« ( 1 9 6 3 ) . Viertens : 2 4 Quellen zur »Trup-
penge schichte« , worunter auch als letztgenannte
Quelle Nr. 1 3 5 Franz-Jo sef Strauß ' »Friedens- und
Kriegserlebnisse einer Generation« ( 1 9 60) ver-
standen wird .

Einleitend wird in den »Hilfen« erklärt, dass
»Auszüge aus Erlebnis- und Erfahrungsberichten
de s deutschen Heeres im 2 . Weltkrieg (als) B ilder,
die den Kriegsalltag b egreifb ar machen o der deut-
sche Ausbildungsmängel und Schwachstellen auf-
decken« , der »Vorstellung von Kriegswirklichkeit«
und damit »eine(r) letztlich auch an den Erforder-
nissen de s Kriege s ausgerichtete (n) Ausbildung«
dienen .

9)

Paul C arells Texte werden als solche »Er-
lebnis- und Erfahrungsb erichte« für die Ausbil-
dung genutzt. Metho disch gesehen steht dem j e-
weiligen Quellenau szug auf der linken geraden Sei-
te die entsprechende B ewertung und Lehre der
Ausbilder auf der rechten ungeraden Seite gegen-

üb er. So wird Paul C arells Text zum Ausbil-
dungsthema »Tarnen« , in dem er unter der Üb er-
schrift »Panzer auf Sicherung, Normandie 1 9 4 4«
b eschreibt, wie Panzer für den Feind getarnt wer-
den, von den Autoren der »Hilfen« wie folgt b ewer-
tet : »Diese Schilderung zeigt, was Tarnen heißt : Je-
der Soldat muss seine Stellung mit den Augen de s
Feinde s gesehen hab en . D ann wird er auch an rich-
tige Tarnung denken und seine B ewegungen in
und hinter der Tarnung entsprechend einrichten .
Lehre : Zügiges und sorgfältige s Tarnen fordern, bei
der Ausbildung im Tarnen j edo ch Zeit nehmen . «

1 0)

Carells Quellenauszug zum Ausbildungsthema
» 2 4-Stunden-Kampftag« , der eb enfalls die Panzersi-
cherung in der Normandie be schreibt und au s-
führt, was es b edeutet, » 1 3 Tage ohne einen Trop-
fen Waschwasser zusammengepfercht in einem
stählernen S arg« zu üb erleb en, wird als Fallbeispiel
für eine Lage gewertet, die »es verbietet, einen bis-
her vom Feind nicht erkannten Panzer zu bewe-
gen« . Als Lehre wird angegeb en : »Alle Führungs-
und Fürsorgemaßnahmen darauf ab stellen, dass e s
nach 3 Tagen kein >Übungsende < gibt. «

1 1 )

Und C a-
rells Quelle zum Ausbildungsthema »Kampf bei un-
günstigem Wetter« , in der er wegen abwechselnd
verschneiter und aufgetauter Straßen die gleicher-
maßen auf Schlitten und Räderfahrzeuge orientier-
te Rückzugsbewegung der Wehrmacht au s ihren
Wolga-Stellungen vor Rschew b etont, wird so b e-
wertet : »Einsatznah ausbilden heißt hier, die Trup-
pe dem maßgeb enden, oft unb erechenb aren und
zufallsge steuerten Einfluss de s Wetters au szu set-
zen, damit sie Grunderfahrungen für ihren Einsatz,
das Leb en und Üb erleben gewinnen . Lehre : Im Lau-
fe des Ausbildungsj ahres stetig im 2 4-Stunden-
Kampfftag-Rahmen üb en . «

1 2)

Die B egeisterung der Autoren des Heere samte s
in ihrer Ausbildungsschrift für den aktuellen Ge-
brauchswert von Paul C arells Texten für die Schu-
lung heutiger Bundeswehrsoldaten ist nicht zu
üb erle sen . Ihre Lehre , die sie daraus ziehen : »stetig
im 2 4-Stunden-Kampftag-Rahmen üb en« .

Die Skepsis bleibt

Auf meinen Vorschlag an die Redaktion der ARD-
Sendung »Kontraste« , diesen S achverhalt zu thema-
tisieren, erklärte die zuständige Redakteurin, die
Wehrmachtstraditionen der Bunde swehr seien b e-
reits in dem B eitrag »Unselige Traditionen« der
»Kontraste«-Sendung vom 9 . April 2 0 0 9 themati-
siert worden

1 3 )

, auch die Nennung von Paul Carell
3) D etlef B ald : B edingt einsatzb ereit. »Re alistische Ausbildung« der

Bunde swehr o der mit der Wehrmacht in den Hindukusch . In: D et-
lef B ald/H ans-Günter Fröhling/Jürgen Groß (Hg .) : Bundeswehr
im Krieg − wie kann die Innere Führung üb erleb en? H amburger
B eiträge zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik, Nr. 1 5 3 ,
D ezemb er 2 0 0 9 , S . 7- 1 6 , insb esondere S . 1 3

4) Einsatznah ausb ilden . Hilfen für den Gefechtsdienst aller Trup-
pen. Hrsg . v. Heeresamt − Abteilung II 3 -. Köln (Nachdruck) 2 0 0 1

5 ) Einsatznah ausbilden, S . 8 8

6) Eb enda, S . 1 3 6

7) Eb enda, S . 1 9 0

8) Eb enda, Quellenverzeichnis, S . 2 0 8-2 1 7

9) Eb enda, S . 2 f.

1 0) Eb enda, S . 8 8 (C arell) , S . 89 (Kommentar)

1 1 ) Eb enda, S . 1 3 6 (C arell) , S . 1 37 (Kommentar)

1 2 ) Eb enda, S . 1 9 0 (C arell) , S . 1 9 1 (Kommentar) ; die angegeb ene Sei-
tenzahl der Quelle aus Paul C arells B e stseller »Verbrannte Erde« , S .
2 5 9 , ist falsch, richtig ist S . 2 4 1 .

1 3 ) Unselige Traditionen . Wie viel Wehrmacht steckt in der Bundes-
wehr. »Kontraste«-Sendung vom 9 . April 2 0 0 9 . Wortlaut: http ://
www. rbb-online . de/kontraste/archiv/kontraste_vom_9_4/unse-

lige_traditionen. html
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als Quelle der Bunde swehrau sbildung sei ur-
sprünglich in dem Sendebeitrag vorgesehen gewe-
sen, do ch ausgerechnet »die se Passage« , so die Re-
dakteurin, »mussten wir kürzen, weil der B eitrag
schon Üb erlänge hatte« . Ab er auch ohne den Hin-
weis auf Schmidt-C arell könne sie die erfreuliche
Mitteilung machen : »Aufgrund unserer B erichter-
stattung wurden die se Au sbildungsbücher von der
Bunde swehr im letzten Jahr aus dem Verkehr gezo-
gen und werden nicht mehr b enutzt. «

1 4)

In der Antwort der Bunde sregierung auf eine
der »Kontraste«-Sendung folgenden Kleinen Anfra-
ge der Bundestags-Fraktion Die Linke mit dem B e-
treff »Wehrmachtsverherrlichung durch offizielle
Ausbildungshandbücher« wird zwar eingeräumt :
» Seit 1 9 8 5 wurden 67. 0 0 0 Exemplare der Au sbil-
dungshilfe >Einsatznah ausbilden < und 5 6 . 5 0 0
Exemplare >Üb en und Schießen < gedruckt. «

1 5 )

D o ch
dann führt die Bundesregierung in ihrer Antwort
weiter aus : »Eine Überarb eitung der Ausbildungs-
hilfen wurde b ereits im Janu ar 2 0 09 angewiesen .
Zwischenzeitlich werden diese b eiden Schriften in
der vorliegenden Form nicht mehr für die prakti-
sche Ausbildung genutzt. «

1 6)

Wie weit die Üb erar-
beitung der »Ausbildungshilfen« mittlerweile ge-
diehen ist, bleibt eb enso unklar wie die Einlassung,
sie würden in der »vorliegenden Form« nicht mehr
genutzt, was nicht heißen muss, dass sie au s dem
Verkehr gezogen wurden, sondern zum B eispiel in
Auszügen, etwa als Kopien vermeintlich unb e-
denklich erscheinender Quellen Verwendung fin-
den können . Weder in der »Kontraste«-Sendung
vom 9 . April 2 0 09 no ch in der darauf folgenden er-
wähnten Bundestags-Anfrage wurde j a explizit da-
rauf B ezug genommen, dass es sich bei in den »Hil-
fen« verwendeten Quellen de s B estsellerautors
Paul C arell um den Pressechef im Auswärtigen Amt
1 9 4 0- 1 9 45 , Paul Karl Schmidt, handelte .

Militärhistoriker D etlef B ald bleibt skeptisch .
Nach seiner Auskunft hat sein bis März 2 0 1 0 andau-
ernder B riefwechsel mit dem Wehrb e auftragten
des D eutschen Bunde stages lediglich ergeb en,
dass seine − B alds − Kritik im Zuge der Neuordnung
der Au sbildung b ei der b e ab sichtigten Verkürzung
des Wehrdienstes b erücksichtigt werde . Dies wür-
de b edeuten, dass die Ausbildungsrichtlinien von
2 0 0 6 , welche die »Hilfen für den Gefechtsdienst«
mit Paul C arell als Quellengeb er empfehlen, bis da-
to gelten .

1 7)

Mit Schreib en vom 1 7. M ai 2 0 1 0 b at der verteidi-
gungspolitische Sprecher der SPD-Bunde stagsfrak-
tion Rainer Arnold die Minister de s Au swärtigen
und der Verteidigung um »Klärung« des von mir b e-
schrieb enen »Vorwurfs , die Bundeswehr würde
nach wie vor Texte des S S-Ob ersturmb annführers
und ehemaligen Pre ssechefs im NS-Außenministe-
rium Paul C arell b ei der Ausbildung verwenden . «

1 8)

Die Antwort de s Bunde sministeriums der Verteidi-
gung vom 2 5 . Mai 2 0 1 0 an MdB Arnold lautet : »Tex-
te des S S-Ob ersturmb annführers Paul C arell« in
den » ange spro chenen >Hilfen für den Gefechts-
dienst < werden in der Bunde swehr nicht mehr ge-
nutzt. Die Inspekteure de s Heere s und der Streit-
kräfteb asis hab en b ereits im Mai undJuni 2 0 09 ihre
weitere Nutzung durch Au sbildungseinrichtungen
und Truppenteile untersagt. Die Au sbildungshilfe

>Einsatznah au sbilden <wird derzeit vom Heere samt
im Zusammenwirken mit dem Militärgeschichtli-
chen Forschungsamt und dem Streitkräfteamt für
eine Neuausgab e üb erarb eitet. «

1 9)

Bis 2 0 0 9 dienten die Texte de s NS-Pressechefs
also auf j eden Fall der »einsatznahen Au sbildung« .
Nach der Üb erarbeitung wird sich zeigen, we s
Geiste s Kind die künftigen »Hilfen für den Ge-
fechtsdienst« sind .

Wigbert Benz ist DFG- VK-Mitglied, Lehrer und A u-
tor zahlreicher Veröffen tlich ungen zu Na tio nalso-
zialism us und Zweitem Weltkrieg. Ho mepage:
h ttp://wigbertbenz. wordpress. co m/

1 4) Nachricht der »Kontraste«-Redakteurin C aroline Walter an den
Verfasser vom 3 . M ai 2 0 1 0

1 5 ) D eutscher Bundestag 1 6 . Wahlperio de . D rucksache 1 6/ 1 3 1 6 4
vom 2 7. 5 . 2 0 0 9 . Antwort der Bunde sregierung auf die Kleine An-
frage der Abgeordneten UllaJelpke , Sevin D agdelen, Dr. H akki Ke-
skin, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE . −
Drucksache 1 6/ 1 2 9 5 3 − Wehrmachtsverherrlichung durch offizi-
elle Ausb ildungshandbücher und Liedgut der Bundeswehr. On-
line unter: http ://dipbt. bundes-
tag . de/dip 2 1 /btd/ 1 6/ 1 3 1 / 1 6 1 3 1 6 4 . p df

1 6) Eb enda

1 7) Nachricht D etlef B alds an den Verfasser vom 5 . Mai 2 0 1 0

1 8) Rainer Arnold , MdB und Sprecher der Arb eitsgruppe Sicherheits-
und Verteidigungspolitik der SPD-Bunde stagsfraktion, am
1 7. 5 . 2 0 1 0 in einem Schreib en mit dem B etreff »NS-Vergangenheit«
an die Bunde sminister des Auswärtigen und der Verteidigung

1 9) Antwortschreib en des Bunde sministeriums der Verteidigung
vom 2 5 . 5 . 2 0 1 0 an MdB Rainer Arnold
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ie Bundeswehr braucht Soldaten . Nicht die
Wehrpflichtigen, die nach wenigen Mona-

ten der Kaserne wieder den Rücken kehren, son-
dern diej enigen, die sich für längere Zeit verpflich-
ten oder sogar B erufssoldaten werden wollen . Die ,
die dann auch zustimmen, an Auslandseinsätzen,
z . B . dem Afghanistankrieg, teilzunehmen . Um die
wirbt die Bunde swehr − in Arb eitsämtern, auf B e-
rufsfindungsmessen und b ei vielen anderen Gele-
genheiten . D o ch das Werb en um die Kämpfer für
die neuen Schlachtfelder kann nicht früh genug an-
fangen und so hat die Bundeswehr b egonnen, mit
den Schulministerien einzelner Bundesländer Ko-
operationsvereinb arungen abzuschließen . D as ers-
te Bunde sland , das eine solche Vereinb arung un-
terzeichnete , war das schwarz-gelb regierte NRW.

D er Landesverb and NRW der DFG-VK hat die
Landtagswahlen 2 0 1 0 zum Anlass genommen, die
Spitzenkandidaten der drei Oppo sitionsp arteien,
von denen man annehmen konnte , dass sie im neu-
en Landtag vertreten seien würden, um eine Stel-
lungnahme zu bitten . Sowohl SPD , Grüne als auch
die Linke kamen die ser Aufforderung nach . Aus
den Antworten ergibt sich erfreuliches Maß an
Übereinstimmung in der Kritik an der existieren-
den Ko operationsvereinb arung. Ab er auch Unter-
schiede in der Reichweite dieser Kritik werden
deutlich .

DFG-VK-Schreiben an die Spitzen-

kandidaten von SPD , Grüne und Linke

A uch wir als Deutsche Friedensgesellschaft − Verei-
n igte KriegsdienstgegnerInnen in NR W leh nen die
Ko opera tio nsvereinbarung zwischen Sch ulm in i-
sterium und der Bundeswehr eindeutig ab und

fordern ihre Kündigung durch das Land. Die Bun-
deswehr ha t in der Sch ule n ich ts zu suchen! Die
A ufgabe der Sch ule ist es, junge Menschen zur kriti-
schen A useinandersetzung u. a. m it Ko nzepten der
A ußenpolitik und der Friedenssicherung zu befä-
h igen. Dies ka nn n ich tgelingen, wenn die Bundes-
wehr einseitig m it h ohem perso nellen undfina n-
ziellen A ufwand verstärkt Einfluss a uf die sch uli-
sche Bildung a usübt. In einerfür sie kritischen Si-
tua tio n versuch t die Bundeswehr a ufun tersch ied-
lichsten Ebenen, ihre Akzeptanz in der Bevölke-
rung propagandistisch zu verbessern und gleich-
zeitig neue Zeit- und Berufssolda ten zu rekrutie-
ren. Dafür darfSch ule ihr im Sinne ihres Lehra uf-
trages kein Betätigungsfeld bieten!

Die Positio n der Regierungsparteien ist uns be-
ka nn t. Wir m öch ten daher Sie als Kandida ten der
Oppositio nsparteien im La ndtag vo n NR W a uffor-
dern, uns in dieser Frage zu un terstü tzen! Wir
möch ten Sie bitten, uns kurz ihre Stellungnah me
zur Zukunft des Ko opera tio nsvertrages und zur
Rolle der Bundeswehr a n Sch ulen zuko m men zu
lassen. Wir werden diese Stellungnah me dann -
möglichst versehen m it Ihrem Fo to - anprom inen-
ter Stelle a uf unserer Ho mepage einstellen, um so

friedensbewegten Menschen eine En tscheidungs-
h ilfe bei ihrer Wahlen tscheidung zu geben.

Wirfreuen uns a ufIhre Stellungnah me und sa-
gen Dankefür Ihre Un terstützung!
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Jo achim Schramm

Einfluss der Bundeswehr
auf die Schule zurückdrängen!
Erfahrungen aus dem nordrhein-westfälischen Landtagswahlkampf

Seither hat sich dagegen ein zunehmender Wi-
derstand b ei Lehrern, Schülern, Eltern sowie Grup-
pen der Friedensb ewegung formiert. D en von Köl-
ner Friedensaktivisten initiierten Aufruf »Die Schu-
le der Nation ist die Schule« hab en neben B etroffe-
nen auch zahlreiche Prominente wie Günther Wall-
raff und Roger Willemsen unterzeichnet. D er
Hauptvorstand der Lehrergewerkschaft GEW hat
im M ärz diesen Jahre s eine Erklärung b e schlo ssen,
in der er sich entschieden gegen die zunehmende
Einflu ssnahme der Bunde swehr auf die inhaltliche
Ge staltung des Unterrichts und der Lehreraus- und
Fortbildung richtet.



densin itia tiven ebenfalls bei solchen Vera nstal-
tungen anwesend sind. A ußerdemfordert DIE LIN-
KE. im Bundestag, dass Ko opera tio nabko m men
a ufzukündigen sind und L ehrkräfte n ich t mehr in
diesen Fragen a us- und fortgebildet werden. Wir
wollen a uch sicherstellen, dass keine Un terrich ts-
ma terialien durch die Bundeswehr für die Sch u-
len gestellt werden und kein m ilitärisches Gerät
a ufSch ulgeländen a usgestellt wird. A nfragen vo n
Sch ulen und anderen Bildungseinrich tungen sol-
len durch ziviles Perso nal abgedeckt werden, zB
durch die Bundeszen tralefürpolitische Bildung.

Wir verurteilen es, dass die Perspektivlosigkeit
bestimm ter Jugendlicher a uf dem A usbildungs-
markt dah ingehend a usgen u tzt wird, dass sie für
das Militär rekrutiert werden.

Deswegenfordern wir A usbildungfür alle, das
Grundrech t a uf A usbildung m uss in die Verfas-
sung. A ußerdem wollen wir eine A usbildungsum-
lage einführen, bei der Un terneh men, die n ich t
a usbilden, es aber kö nn ten, in einen Topf einzah-
len, a us dem dann zusä tzliche betriebliche A usbil-
dungsplä tzefina nziert werden. DIE LINKEfindet,
dass Sch ülerinnen und Sch üler das Rech t haben
m üssen, den Besuch vo n Un terrich tsveranstaltun-
gen durch die Jugendoffiziere a bzuleh nen bzw.
n ich t daran teilzuneh men, egal o b a uspolitischen,
religiösen, eth ischen oder so nstige Gründen. Für
uns ist das Militär kein normaler A rbeitgeber: es
werden aktuell im mer noch Solda ten nach Afgha-
n istan in den Krieg gesch ickt.

Ebenfalls erfreulich umfassend setzt sich die SPD
mit der Problematik au seinander. Die ehemalige
Schulministerin des Landes , Ute Schäfer, verweist
auf die breite Kritik auch aus Reihen der GEW, die
die politische Bildung als Aufgab e der LehrerInnen
b etont. Frau Schäfer zieht darüber hinaus bemer-
kenswerterweise den Bildungs- und Erziehungs-
auftrag der Schule nach der Landesverfassung he-
ran, in dem die Erziehung zur Völkergemeinschaft
und zur Friedensge sinnung festgelegt ist. D emge-
genüb er spreche die Ko operationsvereinb arung
nur von Sicherheitspolitik und verenge damit das
B ildungsziel unzulässig. Auch verweist Schäfer da-
rauf, dass Jugendoffiziere diese Sicherheitspolitik
au s ihrem spezifischen Blickwinkel und damit
nicht ausgewogen darstellen werden .

Ute Schäfer lehnt Ko operationsverträge mit au-
ßerschulischen Organisationen nicht ab , stellt j e-
do ch einen Kriterienkatalog auf, an dem sich sol-
che Vereinb arungen − im B ereich Friedenserzie-
hung − orientieren sollten . Zunächst bezieht sich
die ser Katalog po sitiv auf eine Empfehlung der Un-
esco zur Friedenserziehung. D ann wird das Wirken
der außerschulischen Experten einge schränkt,
einseitige Werbung abgelehnt. Ab er auch der B e-
such von Waffenschauen und ähnlichen Veranstal-
tungen wird ausgeschlo ssen . Letztendlich b etont
er die alleinige Verantwortung der Lehrerinnen

1 7

Die Linke verbindet in der Stellungnahme ihrer
Spitzenkandidatin B ärb el B euermann und ihre s
Landesvorsitzenden Wolfgang Zimmermann sehr
deutlich ihre Kritik an der Ko operationsvereinb a-
rung mit den Rekrutierungsmaßnahmen der Bun-
deswehr allgemein . B euermann und Zimmermann
weisen auch auf den Zusammenhang mit dem
Krieg in Afghanistan hin . Auf Grundlage der Arb ei-
ten ihrer Bundestagsfraktion stellen sie die Auswir-
kungen der Kooperationsvereinb arung dar. Die
Partei fordert, die Ko operationsvereinb arungen
insgesamt aufzukündigen und wendet sich gegen
die Aus- und Weiterbildung von Lehrerinnen durch
die Bundeswehr. Auch auf die Einflu ssnahme der
Bunde swehr auf Unterrichtsmaterialien weisen sie
kritisch hin . Pragmatisch gehen sie j edo ch zu-
nächst von den fortgesetzten B esuchen derJugend-
offiziere der Bundeswehr in Schulen aus und for-
dern die Koppelung die ser B e suche an die gleich-
zeitige Anwesenheit von Vertretern von Friedens-
organisationen .

Stellungnahme B ärbel Beuermann/

Wolfgang Zimmermann für Die Linke

DIE LINKE schä tzt den Einfluss der Bundeswehr
a uf die sch ulische Bildung in NR W als beso nders
groß ein. Wirfinden, dass Sch ulen (A us-)Bildungs-
stä tten sein m üssen und keine Orte m ilitärischer
Indokrina tio n. NR W ha t als erstes Bundesland im
Okto ber 2008 ein Ko opera tio nsabko mmen m it
der Bundeswehr un terzeich net. A us demJahresbe-
rich t 2009 geh t hervor, dass dieses A bko mmen zu
einer gesteigerten Nachfrage nach Jugendoffizie-
ren geführt ha t. Über 31. 000 Sch ülerinnen und
Sch üler wurden vo n ih nen erreich t, meist in Vor-
trägen um die 4000 Sch üler, aber a uch in Form
mehrtägiger Sem inare oder Kasernenbesuche.
Das Ko opera tio na bko m men führt dazu, so schät-
zen die Jugendoffiziere der Bundeswehr es ein,
dass Hemmsch wellen und Bedenken bei den
Sch ulleitungen abgeba ut werden. Das A bko m men
als offizielle Billigung habe a nfängliche Bedenken
ein iger Sch ulleiterInnen geno mmen.

2009 haben über 21 00 Lehrerinnen und Lehrer
so wie RefrendarInnen a n A us- und Fortbildungen
der Bundeswehr teilgeno m men. Dort wird ih nen
verm ittelt, was die Bundeswehr un ter Sicherheits-

politik versteh t − eine zwangslä ufig eingefärbte
Sich t, die dann den Sch ülerinnen und Sch ülern
weiter verm ittelt werden soll. Einen solchen, in Mi-
litär eingebetteten Un terrich t leh n t DIE LINKE en t-
sch ieden a b. Wirfinden, dassJugendoffiziere kei-
ne »Experten« in Sachen Sicherheitspolitik sind, sie
sind die PR-Agen ten des Militärs.

Unsere Fraktio n im Deutschen Bundestag ha t
dazu im Ma i 2009 bean tragt (Drucksache
1 6/13 060), dass der Besuch vo n Jugendoffizieren
an Sch ulen n ur dann zu genehm igen sein, wenn
gleichzeitig VertreterInnen vo n bespielsweise Frie-
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und Lehrer für die Unterrichtsgestaltung und auch
für die Frage , wann und ob sie Experten hinzuzie-
hen .

Stellungnahme von Ute Schäfer,

Landtagskandidatin der SPD

Die Sch ulm in isterin ha t a m 29. Okto ber 201 0 m it
dem Wehrbereichsko m mando II der Bundeswehr
eine Ko opera tio nsvereinbarung geschlossen. Die-
se ist a ufstarke Kritik gestoßen, n ich t n ur vo n der
Deu tschen Friedensgesellschaft - Verein igte Kriegs-
dienstgegnerInnen, so ndern a uch vo n L ehrerin-
nen und L ehrern, Sch ülerinnen und Sch ülern, El-
tern so wie Gewerkschaften. Letztlich ha t der GE W-
Ha uptvorsta nd im März 201 0 die Resolu tio n
»Bundeswehr und Sch ule: Einfluss zurückdrän-
gen − politische Bildung ist A ufga be vo n L ehrkräf-
ten« gefasst, in der das offensive Vorgehen der Bun-
deswehr in Ko opera tio nsabko mmen m it La ndes-
regierungen kritisiert wird.

Der Bildungs- und Erzieh ungsa uftrag der
Sch ule umfasst nach A rt. 7 der Landesverfassung
a uch die Erzieh ung »zur Völkergemeinschaft und
zur Friedensgesinn ung«. Die Ko opera tio nsverein-
barung m it der Bundeswehr sprich t demgegen-
über n ur vo n »Sicherheitspolitik« und »A ufklä-
rung und Informa tio n über sicherheitspolitische
Fragestellungen«. Diese Verengung des Begriffs der
Friedensgesinn ung a uf Sicherheitspolitik greift
eindeu tig zu kurz, denn es kann keinem Zweifel
un terliegen, dass die Jugendoffiziere der Bundes-
wehr die sicherheitspolitischen Aspekte a us dem
Blickwinkel des A uftrags der Bundeswehr darle-
gen werden.

Interessant ist die Schlussfolgerung, die Ute Schä-
fer zum Schluss ihrer Stellungnahme zieht. Sie hält
b ei B erücksichtigung de s vorgestellten Kriterien-
katalogs eine Kooperationsvereinb arung sowohl
mit der Bunde swehr als auch mit der DFG-VK für
sinnvoll . Diese Perspektive stellt uns als DFG-VK
aber auch alle Gegner einer einseitigen B eeinflu s-
sung von Schülerinnen und Schüler durch die Bun-
de swehr vor eine schwierige Entscheidung : Wol-
len wir eine kontroverse Disku ssion an den Schu-
len üb er Pro und Contra von Kriegseinsätzen, von
Rüstung und der Existenz von Armee ? Akzeptieren
wir, dass dazu auch Jugendoffiziere an die Schulen
kommen, wenn damit auch der B esuch von Vertre-
terInnen der Friedensb ewegung verstärkt möglich
wird ? O der ist das Hauptziel, den mit viel Steuer-
geld unterfütterten Einflu ss der Armee auf die
Schule prinzipiell zu stoppen und mu ss daher die
Forderung lauten : Auf keinen Fall eine Ko operati-
onsvereinb arung mit der Bundeswehr?

Realistisch wird man sehen, dass wir als Frie-
densb ewegung weder über die finanziellen no ch
die personellen Ressourcen der Bundeswehr ver-
fügen . 9 4 hauptamtliche , gut geschulte Jugendoffi-

ziere stehen für Schulb esuche zur Verfügung, die
Zahl solcher Veranstaltungen schwankt zwischen
4 . 5 0 0 und 5 . 0 0 0 pro Jahr. Insge samt sind die Ausga-
b en für Nachwuchswerbung (ohne Gehälter fürJu-
gendoffiziere) von 1 2 Millionen (2 0 0 9) auf 2 7 Mil-
lionen Euro (2 0 1 0) ge stiegen . D emgegenüb er steht
die Friedensb ewegung, die üb er alle Organisatio-
nen hinweg lediglich üb er eine Handvoll Haupt-
amtlicher verfügt, die darüb er hinaus auch no ch
andere Aufgab en zu erfüllen hab en . Schulb esuche
werden also in hohem M aße von ehrenamtlichen
Friedensaktivisten wahrgenommen, die zwar in
der Regel üb er viele Kenntnisse und Erfahrung ver-
fügen, ab er natürlich nicht in die sem Maße didak-
tisch und p ädagogisch ge schult sind . Parallele Ko-
operationsvereinb arungen mit Bundeswehr und −
stellvertretend − mit der DFG-VK wären also Ver-
einb arungen mit sehr unterschiedlich starken Ak-
teuren . Hinzu kommt, dass eine solche doppelte
Ko operationsvereinb arung natürlich die Anwe-
senheit der Bunde swehr an Schulen prinzipiell le-
gitimieren, den weiteren Protest dagegen b ehin-
dern würde .

Auf der anderen Seite gilt e s zu üb erlegen, ob
auf diesem Wege nicht der seit langem b eklagte un-
zureichende Zugang der Friedensb ewegung zu
jungen Leuten verb essert werden könnte . Die b e-
schlo ssene Reduzierung des Wehrdienstes und die
zunehmend diskutierte Ab schaffung der Wehr-
pflicht wird nach Ansicht von Experten die Sensibi-
lität breiter Teile der B evölkerung für die Kriegs-
einsätze der Bunde swehr sinken lassen . Wenn − im
Falle de s Wegfalls der Wehrpflicht − nicht Perso-
nen aus dem eigenen familiären Umfeld mit der In-
stitution Bunde swehr zu tun hab en, sinkt die Not-
wendigkeit und das Interesse , sich mit der Armee ,
mit Kriegseinsätzen, Rüstungsproduktion u . ä. au s-
einander zusetzen . Ein institutionalisierter Zugang
der Friedensb ewegung zu den Schulen könnte hier
Chancen eröffnen, den Schüler die Po sitionen der
Kriegsgegner nahe zu bringen .

Kurzfristig wird die Anwe senheit der Bunde s-
wehr nicht vollständig zu b eenden sein . Jugendof-
fiziere gibt e s seit Gründung der Armee , auch zu
Hochzeiten der Friedensb ewegung gelang e s
nicht, sie abzuschaffen . Heute spricht sich im Bun-
de stag lediglich Die Linke für einen prinzipiellen
Stopp der Bunde swehr-Werbung an Schulen aus .
Trotzdem gilt e s, an diesem Ziel festzuhalten . Als
Zwischenziel muss e s um das Blo ckieren der offen-
b ar j a bundesweit angestrebten Au sweitung der
Einwirkungsmöglichkeiten der Bunde swehr ge-
hen . Angesichts de s Personalb edarfs der Armee für
Kriegseinsätze reichen die bisherigen Möglichkei-
ten zum Werb en derJugendoffiziere an Schulen an-
scheinend nicht aus . Wenn es gelingt, genau die se
Ausweitung zu be- und verhindern, wird den
Kriegsplanern ein nicht unwesentlicher Stein in
den Weg gelegt. D afür bietet der Kriterienkatalog
von SPD-Schulexpertin Ute Schäfer doch einige An-
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satzpunkte . D er dort aufgeführte Ausschlu ss de s
B e suchs von Waffenschauen lässt sich j a vielleicht
zu einem Ausschluss des Werb ens mit dem Faszina-
tionspunkt Technik ausweiten (z . B . der praktizier-
ten Übungen mit Schießsimulatoren) . Die B eto-
nung de s in der Lande sverfassung verankerten B e-
griffs der »Friedensgesinnung« und damit die Ab-
grenzung zu einem vorrangig militärisch definier-
ten Sicherheitsb egriff bietet eb enfalls Ansatzpunk-
te , um die einseitige Bundeswehrwerbung in ihre
Schranken zu weisen . Auch die Stärkung der Po siti-
on der Lehrer b ei der Entscheidung für o der gegen
den B esuch der Bundeswehr würde den durch die
derzeitige Ko operationsvereinb arung hervorgeru-
fenen Eindruck ausräumen, das Schulministerium
wünsche solche B esuche .

Stellungnahme von Sylvia Löhrmann,

Bündnis 90/Die Grünen

Die Ko opera tio nsvereinbarung vo n Bundeswehr
und Sch ulm in isterium sichert der Bundeswehr ei-
nen zuneh menden Einfluss a uf die Politische Bil-
dung der Sch ülerinnen und Sch üler so wie die A us-
und Fortbildung der Lehrkräfte. Dies leh nen wir
ab. Die Politische Bildung m uss in der Ha nd vo n
a usgebildeten pädagogischen Fachkräften blei-
ben. Wir schließen uns der Forderung der GE Wan,
dass en tsprechende Passagen der Ko opera tio ns-
vereinbarung gekündigt werden m üssen.

Besuche vo n Bundeswehrangeh örigen sollten
n ur dann sta ttfinden, wenn die zuständige L ehr-
kraft dies im Rahmen der Politischen Bildung en t-
scheidet. Da bei m uss eine politische A usgewogen-
heit gewahrt bleiben, d. h. dass die un tersch iedli-
chen friedenspolitischen Ko nzepte zur Sprache
ko m men m üssen und a uch Friedensorgan isa tio-
nen und -in itia tiven die gleichen Möglichkeiten er-
halten sollten, ihre A nsä tze ebenfalls darzustellen.
Keine L ehrkraft und keine Sch ülerin und kein
Sch üler dürfen a us unserer Sich t zum Besuch vo n
Veranstaltungen der Bundeswehr gezwungen
werden. Waffenscha uen oder äh nliche Vera nstal-
tungen a ufdem Sch ulgelände sind keinesfalls ver-
tretbar.

In der Ko opera tio nsvereinbarung ist die Wer-
bung für Tä tigkeiten innerhalb der Bundeswehr
zu Rech t un tersagt. Wo dies tro tzdem gesch ieh t −
o b offen oder verdeckt − ist unserer Mein ung nach
die Sch ula ufsich t gefordert, dies zu un terbinden.

Die DFG-VK NRW wird p arallel zu den aktuell an-
stehenden Ko operationsge sprächen auf die Part-
ner SPD und Grüne zugehen, um unsere Po sitionen
zu einer möglichst weitgehenden Revision der der-
zeitigen Ko operationsvereinb arung einzubringen
(Der A rtikel wurde vor A bschluss der Koalitio ns-
vereinbarung zwischen SPD und B90/Grüne und
Bildung der Minderheitsregierung verfasst − A nm.
d. Red) . Die Grünen-Spitzenkandidatin Sylvia Löhr-
mann, die als zukünftige Schulministerin im Ge-
spräch ist, hat sich eb enfalls kritisch zu der gelten-
den Vereinb arung geäußert. Auch wenn in ihrer
Stellungnahme die Einordnung der Frage in den
größeren friedenspolitischen Zu sammenhang
fehlt, knüpft Sylvia Löhrmann in wichtigen Punk-
ten an die Vorstellung der SPD-Schulexpertin an .

Selb st wenn e s nicht unser Ziel sein kann, eine
eigene Ko operationsvereinb arung mit dem Lan-
desschulministeriums abzuschließen, sehen wir e s
als wichtig an, die Friedensbewegung als An-
sprechp artner für Schulen, für Lehrer und ihre Ge-
werkschaft sowie gerade auch für die Schülerver-
tretung wieder stärker in die Disku ssion zu brin-
gen . Vor dem Hintergrund einer dramatisch verän-
derten Außerpolitik D eutschlands hin zur Kriegs-
führung ist das dringend notwendig.

Wir hab en damit b egonnen, einen »Werkzeug-
kasten« mit M aterialien für Schulb esuche zu erstel-
len . Er soll Aktivisten der DFG-VK, ab er auch von
örtlichen Friedensinitiativen als B asisset dienen,
um die zentralen Fragen rund um Krieg und Frie-
den schülergerecht darzustellen . Interessant fin-
den wir in diesem Zusammenhang auch das Pro-
j ekt der Stiftung Friedensarbeit, einen Po ol von Ak-
tivisten aufzustellen, die für Schulb e suche zur Ver-
fügung stehen . Mit solchen Angeb oten im Rücken
können wir auf die Parteien im Landtag zugehen
und der Forderung Ausdruck verleihen, die Ko ope-
rationsvereinb arung mit der Bundeswehr wenn
schon nicht zu kündigen, dann do ch deutlich ein-
zu schränken . D er Wille des Ministeriums zur p aral-
lelen Hinzuziehung von Experten der Friedensb e-
wegung sollte gegenüb er den Schulen, auf dem B il-
dungsserver des Ministeriums und anderen geeig-
neten Orten sichtb ar gemacht werden . Und auch
den Vorschlag, den Friedensgruppen für solche
Schulb esuche einen gewissen Unko stenausgleich
zur Verfügung zu stellen, könnte ins Gespräch ge-
bracht werden .

Joach im Schram m ist Geschäftsführer des DFG-
VK-Landesverbands Nordrhein- Westfalen. Mehr
Infos im In ternet un ter www. nrw. dfg-vk. de

1 9

26
I I / 2 01 0

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us



ntwicklung

Ansätze zu einer gemeinsamen (west-) europ ä-
ischen Sicherheit- und Verteidigungspolitik datie-
ren aus der Zeit de s B eginns des Integrationspro-
ze sses in den frühen 1 9 5 0 er Jahren . Sie gerieten al-
lerdings b ald in den Schatten und den Sog der Nato .
Erst nach der Epo chenwende wurde eine Gemein-
same A ußen- und Sicherheitspolitik (GASP) als
zweite der sog . drei S äulen des EU-Systems einge-
führt (neb en den Europä ischen Gemeinschaften
als erster S äule und der Zusam menarbeit in den
BereichenJustiz und Inneres als dritter) .

Anfänge. Nach dem Vertrag vo n Maastrich t
( 1 9 9 2/9 3 ) sollte die GASP auch alle Fragen der Si-
cherheit der EU umfassen und auf längere Sicht zur
gemeinsamen Verteidigungspolitik und Verteidi-
gung führen (Art. 1 7 ( 1 ) EUV9 2 ; vgl . Art. 2 4 EUV) .
B ereits hier wird Außenpolitik gleichsam in einem
Abwasch mit Sicherheitspolitik abgehandelt und
insoweit stark militärisch akzentuiert. Durch Üb er-
nahme der sog. Petersb erg-Aufgab en der Westeu-
ropä ischen Un io n in den Vertrag vo n A msterdam
( 1 9 97/9 9) wurde dieses Ziel differenziert und prä-
zisiert : E s sollte um »h uman itäre A ufga ben und
Rettungseinsä tze, friedenserhaltende A ufga ben
so wie Kampfeinsä tze zur Krisenbewältigung ein-
schließlich friedensschaffender Maßnah men« ge-
hen (Art. 1 7 (2 ) EUV9 2 ; vgl . Art. 4 3 ( 1 ) EUV) .

Zwar existierten (und existieren) innerhalb
der EU erhebliche Differenzen b ezüglich der zu-
künftigen sicherheitspolitischen Rolle der Union;
dem grundsätzlichen Konsens der Staats- und Re-
gierungschefs üb er die Stärkung der militärischen
Macht Europ as aber war das kaum abträglich . D er
franzö sisch-britische Gipfel in St. Malo (D ez . 1 9 9 8)
machte den Weg frei für einen kaum no ch verdeck-
ten Militarisierungskurs . In der Ab schlusserklä-
rung dieses Treffens wurde verkündet, die Union
müsse in der Lage sein, » ihre Rolle in der in terna-
tio nalen A rena voll und ganz wahrzunehmen«;
dazu b enötige sie »eine a u to no me Handlungska-

pazitä t, un terstü tzt vo n gla ubwürdigen Streitkräf-
ten m it den Mitteln und der Bereitschaft sie zu n u t-
zen«, um internationalen Krisen zu begegnen (zit.
nach Wehr, 2 0 04 , S . 84) .

Hauptschritte. Mit der Ratstagung von Köln (Juni
1 9 9 9) wurde die se Entwicklung durch den B e-
schluss, entsprechende ständige Strukturen zu
schaffen, um entscheidende Schritte weitergetrie-
b en : u . a. Einrichtung eine s Politischen und Sicher-
heitspolitischen Ko m itees, eines Militära ussch us-
ses und eines Militärsta bs sowie Ernennung de s
früheren Nato-Generalsekretärs Javier Solana zum
Hohen Vertreterfür die Gemeinsame A ußen- und
Sicherheitspolitik . Zugleich wurde au sdrücklich
fe stgehalten, dass damit das Nato-Bündnis nicht b e-
einträchtigt werden solle ; die Nato solle im Gegen-
teil ihre Mittel und Fähigkeiten der Union für deren
Aktionen zur Verfügung stellen .

B ereits ein halb es Jahr sp äter, auf der Ratsta-
gung von Helsinki (D ez . 1 9 9 9) , wurden die politi-
schen Vorgab en von Köln in konkrete Ziele umge-
setzt − darunter insbe sondere die Verpflichtung
der Mitgliedstaaten, bis 2 0 0 3 eine rasch verlegb are
und mindestens ein Jahr durchhaltefähige Sch nelle
Eingreiftruppe in der Stärke von 1 5 Brigaden (rund
60 . 0 0 0 bzw. , im Hinblick auf die notwendige Rota-
tion, 1 8 0 . 0 0 0 Mann/Frau) für einen Aktionsradius
von zunächst 4 . 0 0 0 Kilometer aufzub auen . Eine
Regelung der Zu sammenarb eit mit der Nato kam
nach langen Verhandlungen auf der Kopenhage-
ner Ratstagung im D ezemb er 2 0 02 zustande .

D er 2 0 04 vom Europ äischen Rat in Rom unter-
zeichnete Verfassungsvertrag sah eine Veranke-
rung dieses Militarisierungskurses auf unab sehb a-
re Zeit vor. Nach dem Scheitern die se s Vertrags am
Nein der Franzo sen und Niederländer gingen alle
we sentlichen Komponenten der E SVP in den von
den Staats- und Regierungschefs im Juni 2 0 07 b e-
schlo ssenen und im D ezemb er 2 0 0 9 in Kraft getre-
tenen Vertrag vo n L issabo n (Reform vertrag) als
Kern einer Gemeinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (GSVP) ein (s . u .) .

Von der »Reformkrise« im Zu sammenhang der
Verfassungsdiskussion waren im Übrigen GASP
und E SVP kaum betroffen . Insb e sondere wurde die
Fortentwicklung der militärischen Komponenten
zügig vorangetrieb en . Wesentliche Schritte waren
die Gründung des EU-Instituts für Sicherheitsstu-
dien (EU-IS S) auf B eschlu ss des EU-Ministerrats
(2 0 0 1 )

1 )

, die Vorlage einer Europä ischen Sicher-

20

Albert Fuchs

Zur Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (GSVP) der EU

Eine friedenspolitische Problemanzeige

1 ) D as EU-IS S b e schreibt sich auf seiner Web site als » a Paris-b ased
agency of the European Union, operating under the EU' s second
pillar, the Common Foreign and Security Policy (CFSP) . « Ziele der
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heitsstra tegie durch Javier Solana (Europ äischer
Rat, 2 0 0 3 ) und der Ratsbe schluss Headline Goal
201 0 (2 0 04) zum Aufb au umfassender militäri-
scher Fähigkeiten, darunter insb esondere hochfle-
xible , innerhalb von 5 bis 3 0 Tagen (explizit auch
ohne UN-Mandat) einsetzb are Gefech tsverbände
(ba ttlegro ups) á 1 . 5 0 0 Soldaten . Erst 2 0 07 folgte
der Ministerrat mit einem Civilia n Headline Goal
201 0.

Seit 2 0 0 3 wurden unter der EU-Flagge rund
zwei Dutzend »Krisenmanagement«-Missionen
durchgeführt, schwerpunktmäßig in den B erei-
chen Polizeireform, Aufb au von rechtsstaatlichen
Strukturen, Grenzb eob achtung und Überwa-
chung von Waffenstillstandsabkommen .

2)

Zwischenbilanz. Insge samt verliefen GASP
und E SVP bzw. GSVP auf der Linie einer zuneh-
mend militarisierten Machtpolitik. D amit er-
scheint das »Friedensproj ekt EU« halbiert: Kriege
innerhalb Europ as werden (weitgehend ! ) ausge-
schlo ssen, ab er die Union und ihre Mitgliedsländer
können nach außen Krieg führen und sich an Krieg
beteiligen . Wie sich j edo ch die außen- und militär-
politischen Ambitionen der EU weiterentwickeln
werden, erscheint zurzeit vergleichsweise offen .
M aßgeblich sind der (vorerst im Wesentliche de-
klamatorische) Politikwechsel der US-Regierung
unter Ob ama und die künftige Gesamtstrategie der
Nato , die Neub e setzung von zwei Schlüsselinstitu-
tionen der EU nach der Europ awahl von 2 0 09 (Par-
lament und Kommission) und die Implementie-
rung der institutionellen Reformen des Lissab on-
Vertrags (Rats-Präsidentschaft und »Außenministe-
rIn« mit Europä ischem A uswärtigem Dienst) .

Konzeptuelle Grundlage

Als konzeptuelle Grundlage der GSVP sind in An-
lehnung an eine Analyse von Wulf (2 0 09) drei Ide-
en bzw. Ideenkomplexe auszumachen .

Sicherheitsgemeinschaft und »Friedens-

macht« . Seit B eginn des europ äischen Integrati-
onsproze sse s werden in den relevanten Erklärun-
gen und D okumenten das B emühen um Frieden
und Au sgleich, die B eilegung von Konflikten mit
friedlichen Mitteln und der nicht-b edrohliche Cha-
rakter der Gemeinschaft hervorgehob en . Auch der
Reformvertrag be stimmt die Union als »Ra um der
Freiheit, der Sicherheit und des Rech ts oh ne Bin-
nengrenzen« und erklärt zum »Ziel der Union. . . ,
den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ih-
rer Völkerzufördern« (Art. 3 (2 u . 1 ) EUV) . D arüb er
hinaus wird in Aussicht gestellt : »Die Un io n en twi-

ckelt beso ndere Bezieh ungen zu den Ländern in
ihrer Nach barschaft, um einen Ra um des Wohl-
stands und der guten Nach barschaft zu schaffen,
der a uf den Werten der Un io n a ufba ut und sich
durch enge, friedliche Bezieh ungen a uf der
Grundlage der Zusam menarbeit a uszeich net. «
(Art. 8 ( 1 ) EUV) . Und schließlich : »In ihren Bezie-
h ungen zur übrigen Welt. . . leistet (sie) einen Bei-
trag zu Frieden, Sicherheit, glo baler nachhaltiger
En twicklung, Solidaritä t und gegenseitiger Ach-
tung un ter den Völkern. . . so wie zur strikten Ein-
haltung und Weiteren twicklung des Völkerrech ts,
insbeso ndere zur Wahrung der Grundsätze der
Charta der Verein ten. « (Art. 3 (3 ) EUV) .

In der zweiten und dritten dieser B estimmun-
gen schwingen unverkennb ar »friedens-missiona-
rische« Ambitionen mit. Sie erhalten unweigerlich
einen ambivalenten Charakter, wenn sp äter kon-
kretisiert wird : »Die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik« als » in tegraler Besta ndteil
der Gemeinsamen A ußen- und Sicherheitspolitik. . .
sichert der Un io n eine a ufzivile und m ilitärische
Mittel gestützte Opera tio nsfäh igkeit. A uf diese
kann die Un io n bei Missio nen a ußerhalb der Un i-
o n zurFriedenssicherung, Ko nfliktverh ütung und
Stärkung der in terna tio nalen Sicherheit in Über-
einstimm ung m it den Grundsä tzen der Charta
der Verein ten Na tio nen zurückgreifen. « (Art. 4 2
( 1 ) EUV) .

»Umfassende Sicherheit« und Schutzverantwor-
tung . Um die Implikationen des Selb stverständnis-
se s der EU als Sicherheitsgemeinschaft und »Frie-
densmacht« zu erschließen, muss das zugrundelie-
gende Sicherheitskonzept mitbedacht werden . E s
ist einerseits b e stimmt durch das traditionelle Ver-
ständnis von Sicherheit als (militärischer) Schutz
des Territoriums, der politischen Verfasstheit und
der B evölkerung einer staatlichen Einheit. Ande-
rerseits geht die vor allem im Huma n Developmen t
Report der Uno entwickelte Idee einer glob alen,
nur in Form de s Schutzes aller Menschen vor Ge-
walt und j eglicher Not und Unterdrückung zu ge-
währleistenden Sicherheit ein (Human Security −
UN D evelopment Programme , 1 9 9 4 ; vgl . Study
Group on Europeís Security, 2 0 0 4) . D as resultie-
rende Konglomerat von zwei in sich recht unter-
schiedlichen bzw. p artiell konträren Sicherheits-
konzepten firmiert als »umfassende« o der »erwei-
terte Sicherheit« .

Hinzu kommt die Idee der Sch utzveran twor-
tung (Respo nsibility to Pro tect, R2 P) . Sie wurde
von einer auf Anregung des damaligen UN-Gene-
ralsekretärs Kofi Annan eingerichteten Ad-hoc-
Kommission zur Klärung der Vorau ssetzungen von
»humanitären Interventionen« entwickelt. Nach
dem B ericht dieser In terna tio nal Co m m issio n o n
In terven tio n and Sta te So vereign ty von 2 0 0 1 ob-
liegt den Staaten die primäre Verantwortung für
den Schutz aller ihrer BürgerInnen . B ei mangeln-
der Fähigkeit o der fehlendem Willen dazu ab er
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Agentur seien, »to find a common security culture for the EU, to
help develop and proj ect the CFSP, and to enrich Europeís strate-
gic deb ate . « D ie Aufgab en b e stünden auch d arin, dem Europ ä-
ischen Rat Analysen und Progno sen zu liefern (s . http ://
www. iss . europ a. eu/ab out-us) .

2 ) Gegenwärtig sind acht EU-geführte nicht-militärische Missionen
in Gang . Eine kurze B e schreibung findet sich auf der Web site de s
Europ äischen Rate s : http ://www. consilium . europ a. eu .
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geht die se Verantwortung an die Staatengemein-
schaft üb er und kann o der mu ss von der Staatenge-
meinschaft u .U. auch (zu Lasten der staatlichen
Souveränität) in Form von militärischen M aßnah-
men wahrgenommen werden . D as läuft unter b e-
stimmten B edingungen, die im Wesentlichen an
der Bellum-iustum-Lehre orientiert sind , auf eine
Legitimierung kriegerischer Akte unter B erufung
auf die Menschenrechte hinaus .

Bekämpfung des Terrorismus und »Risiko-

vorsorge« . Stärker auf der Linie eines traditionel-
len, nun ab er eurozentrischen Sicherheits- und Ver-
teidigungsverständnisses liegt auf den ersten Blick
die mit der Europ äischen Sicherheitsstrategie (Eu-
rop äischer Rat, 2 0 0 3 ) vorgelegte »B edrohungsana-
lyse« . An erster Stelle wird hier der Terrorismus als
»stra tegische Bedroh ung für Gesam teuropa« ge-
nannt. Weiter werden die Verbreitung von Massen-
vernichtungswaffen, regionale Konflikte , das
Scheitern von Staaten und organisierte Kriminali-
tät (bzw. die Privatisierung der Gewalt) als Elemen-
te aufgeführt, deren »Sum m ierung es durcha us
vorstellbar« mache , »dass Europa einer sehr erns-
ten Bedroh ung a usgesetzt sein kö nn te«; das erfor-
dere dringend » ein handlungsfäh igeres Europa«.

Mit dieser »B edrohungsanalyse« wird das tradi-
tionelle Sicherheits- und Verteidigungsverständnis
extrem erweitert: E s geht ausdrücklich nicht um
Schutz vor drohenden »größere(n) A ngriffe(n) ge-

gen Mitgliedstaa ten«, sondern um »Risikovorsor-
ge« gegenüb er sog. » neue(n) Bedroh ungen . . . dyna-
m ischer A rt«; b ei ihnen soll »die erste Verteidi-
gungslin ie oftmals im A usland liegen«. D amit er-
hält eine geografische wie die zeitliche Vorweg-
nahme eines worst case Priorität. D as Konflikte ska-
lationspotenzial die ser Präventionsfixierung wird
nicht b edacht. Was tatsächlich eine B edrohung dar-
stellt, was als Risiko angesehen werden kann und
was als Chance zu b egreifen ist, wird nicht ge sagt.
Im B esonderen werden Grenzen zwischen militäri-
schen B edrohungen und anderen Gefahren ver-
wischt. Die sich daraus ergeb ende völkerrechtli-
che Problematik bleibt unb erücksichtig . D a die
ausgemachten B edrohungen auch im Inland ent-
stehen und sich im Inland au sbreiten können und
auch eb endort »b ekämpft« werden mü ssen, zer-
fließt zudem die Grenze zwischen innerer und äu-
ßerer Sicherheit und Sicherheitsvorsorge . Und da
sie nicht rein militärischer Natur sind , ihre »B e-
kämpfung« mithin auch nicht mit rein militäri-
schen Mitteln möglich ist, sondern nur mit einer
»Ko m bina tio n vo n Instrumen ten«, das Militär an-
derseits aber sozu sagen das Patent auf die Herstel-
lung von Sicherheit hat, ist eine (militarisierte)
»Versicherheitlichung« dieser anderen B ereiche
und Instrumente in Gang ge setzt (Stichworte : ver-
netzte Sicherheit, zivilm ilitärische Zusam menar-
beit) .

22

Richtung »neues Rom« ?

Sofern die EU eine ihren »Werten« affine Weltord-
nung durchsetzen mö chte (s . o .) , mu ss sie konkrete
Vorstellungen von deren Ausgestaltung und Fina-
lität entwickeln . KritikerInnen sehen sie auf der
skizzierten konzeptuellen Grundlage im B egriff,
sich zu einem »Imperium« , zu einem »neuen Rom« ,
zu entwickeln (z . B . Wagner, 2 0 0 8) . M anche Reprä-
sentanten der europ apolitischen Führungselite
scheinen eine solche Entwicklung zu begrüßen
bzw. gezielt anzusteuern . D o ch um welche Welt-
ordnungs-Mo delle o der -Leitbilder geht es üb er-
haupt?

Weltordnungs-Modelle (Leitbilder) . Zur Dis-
ku ssion stehen vier Paradigmen (vgl . B ielfeldt,
2 0 0 8) :
1 . D as »re alistische« Mo dell geht von einer Anarchie
der Staatenwelt au s, in der j eder Staat versucht, im
Wege von Machtakkumulation und (militärischer)
»Machtproj ektion« seine Intere ssen möglichst un-
eingeschränkt durchzu setzen, und Frieden allen-
falls als labile s Machtgleichgewicht zu b egreifen
ist.
2 . Nach dem Hegemoniemo dell bringt ein Hege-
mon innerhalb der Grenzen seine s Einflu ssb e-
reichs seine Macht teils auf Ko sten, teils (als b ene-
volenter Hegemon) zum Vorteil der abhängigen
Staaten zur Geltung und setzt »Frieden« nach eige-
nem Gu sto durch .
3 . Gemäß dem imperialen Mo dell vermag eine
(welt-)b eherrschende Macht institutionelle und
konstitutionelle Regelungen de facto außer Kraft
zu setzen und die internationalen B eziehungen
nach eigenen Interessen und zum eigenen Vorteil
»friedlich« zu gestalten .
4 . D as lib eral-demokratische Modell (»idealisti-
scher« Ansatz) schließlich begreift Frieden im We-
sentlichen als ko operative Gestaltung der interna-
tionalen B eziehungen in Verbindung mit einer Kul-
tur strikt normativ (völkerrechtlich) eingehegter
Konfliktregelung (Gewaltverzicht, Gewaltmono-
polisierung) .

Manifeste Militarisierung. Welche »Weltord-
nung« die EU präferiert, ist nicht fraglo s klar.

Die angespro chenen KritikerInnen sehen o der
b efürchten die Entwicklung eine s militarisierten
Machtblo cks, eines Mix von realistischem und im-
perialem Mo dell . D as schlage sich vor allem in der
manifesten, seit Ende der 1 9 9 0er Jahre insb esonde-
re vom Rat und der Kommission betrieb enen und
mit dem Lissab on-Vertrag quasi-verfassungsmäßig
fe stge schriebenen Militarisierung der Union nie-
der. Hier seien nur die entsprechenden Stichworte
mit den Haupt-B elegstellen fe stgehalten :

− Verpflichtung zu kontinuierlicher Aufrü s-
tung (Art 4 2 (3 ) EUV) ,

− transnationale Rü stungs- bzw. Verteidigungs-
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agen tur zwecks Ko ordinierung und Kontrolle
(Art. 4 2 (3 ) u . 45 EUV sowie Protokoll 1 0) ,

− Ständige Strukturierte Zusam menarbeit ei-
nes militärpolitischen »Kerneurop a« (Art. 4 2 (6) u .
4 6 EUV; Protokoll 1 0) und »Ko alitionen der Willi-
gen« (Art. 4 2 (5 ) u . 4 4 ( 1 ) EUV) ,

− EU-eigener Militärhau shalt (A nsch ubfo nds −
Art. 4 1 (3 ) u . 4 3 (2 ) EUV) ,

− EU-Führungsstäb e und Militärgremien (Poli-
tisches und Sicherheitspolitisches Ko m itee − Art.
3 8 EUV) ,

− multinationale Eingreiftruppen und Ge-
fechtsverb ände (Art. 4 2 (3 ) EUV, Protokoll 1 0) ,

− weltweite (Kampf-) Einsätze (Art. 4 2 ( 1 ) , 4 3
( 1 ) EUV) , »zur Wahrung der Werte der Un io n und
im Dienste ihrer In teressen«, ab er auch Einsätze im
Innern (Art. 4 2 (7) EUV; s . auch Art. 2 2 2 ( 1 ) AEUV) ,

− Solidaritätsklausel nach Art eines militäri-
schen B eistandsp akts (Art. 2 4 (3 ) , 3 1 ( 1 ) u . 4 2 (7)
EUV; Art. 2 2 2 AEUV) und schließlich

− Bindung an das Interventions- und Kriegs-
bündnis Nato (Art. 4 2 (2 u . 7) EUV; Protokolle 1 0 u .
1 1 ) .

3 )

Als Promotor einer militärisch gestützten
M achpolitik der EU hat sich wiederholt das Institut

für Stra tegische Studien hervorgetan (EU-I S S ,
2 0 04 ; Vasconcelo s , 2 0 09 ; vgl . Ob eransmayer,
2 0 1 0) . In der vergangenen Legislaturperio de hat
auch die Mehrheit der EU-Abgeordneten die mili-
tärpolitischen Ambitionen der Exekutive und der
Thinktanks durchgehend mit getragen .

Zivilmacht adé? Trotz die ser manife sten Militari-
sierung ist no ch immer von einer »Zivilmacht« o der
gar »Friedensmacht« EU die Rede ; man rühmt sich
weiterhin − in Abgrenzung von den militärmacht-
politischen Traditionen anderer Weltregionen ñ,
au s historischer Erfahrung in S achen militärischer
»Machtproj ektion« vernünftig geworden zu sein .
Für radikale KritikerInnen ist das pure C amouflage

− nach dem Muster des »ethischen Imperialismus«
vom Anfang de s vergangenen Jahrhunderts (i . B .
M ax von B aden, 1 9 9 4) .

D agegen wird geltend gemacht, aufgrund ihrer
institutionellen Verfasstheit, die unterschiedliche ,
durch die O sterweiterung no chmals pluralisierte
Wertmaßstäb e der Mitgliedsländer repräsentiere ,
tauge die EU üb erhaupt nicht zur Militärmacht
(z . B . D embinski & Schoch, 2 0 0 8) . So wurde auf Ini-

tiative der Niederländer die »jeweilige na tio nale
Iden tität« im Reformvertrag verankert und insb e-
sondere wurde fe stge schrieb en : »Die na tio nale Si-
cherheitfällt weiterh in in die allein ige Veran twor-
tung der einzelnen Mitgliedstaa ten« (Art. 4 (2 )
EUV) . Auf dieser Linie liegt auch das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Lissabon-Vertrag (vgl .
Pflüger, 2 0 09 ; mit Vorb ehalten Kutscha, 2 0 09) .

Andere setzen zuminde st in gleichem M aße auf
eine geteilte und handlungsleitende Wertordnung
wie auf institutionelle Diversität. Immerhin sei das
Zivilmachtkonzept bereits 1 973 auf dem Gipfel von
Kopenhagen von den Staats- und Regierungschefs
der damals neun Mitgliedstaaten der E G zum nor-
mativen Leitbild des Einigungsprozesse s erhob en
worden (Europ äische Gemeinschaften, 1 973 ) . Und
in der KSZE-Charta vo n Parisfür ein neues Europa
von 1 9 9 0 hab e man durchaus die Chance zu nach-
haltiger Rü stungskonversion und zur weltweiten
Organisierung von »gemeinsamer Sicherheit« gese-
hen und im Ansatz auch aufgegriffen . Zudem seien
die bisherigen EU-Missionen größtenteils mit zivi-
lem Personal und zu zivilen Zwecken durchgeführt
worden und durchgehend UN-mandatiert. Schließ-
lich sei der Zivilmachtcharakter der EU eine Ziel-
vorstellung und könne als solche nicht zur Voraus-
setzung von zivilge sellschaftlichem Engagements
in diesem Sinne unter den gegeb enen B edingun-
gen gemacht werden . Auf entsprechende , b ereits
b e stehende o der in Entwicklung b egriffene Gele-
genheitsstrukturen wird hingewiesen (z . B . Bund
für Soziale Verteidigung, 2 0 1 0) .

Friedenspolitische Kernprobleme

Ob man nun dazu neigt, die GSVP der EU im Lichte
einer »Hermeneutik de s Verdachts« o der einer
»Hermeneutik des guten Glaub ens« zu lesen, aus zi-
vilistischer friedenspolitischer Perspektive sind ei-
nige Kernprobleme nicht zu üb ersehen .

Missverhältnis von zivilen und militärischen

Mitteln. Von einem »Primat des Zivilen« kann
nicht die Rede sein . Allenfalls ist am Charakter der
bisherigen »Missionen« eine gewissen B evorzu-
gung des zivilen Ansatzes abzulesen − sofern eine
Schwerpunktsetzung im B ereich der Reform staat-
licher Kontroll- und Repre ssionsapp arate (Polizei,
Justiz, Geheimdienste) dem zivilen Ansatz zuge-
ordnet werden kann .

Im Reformvertrag ist verschiedentlich von zivi-
len und militärischen Mitteln o der Fähigkeiten de s
Krisenmanagements die Rede ; strukturell veran-
kert sind nur die militärischen . D as Missverhältnis
wird ab er erst richtig deutlich, wenn man sich die
effektive bisherige Ausgestaltung der militäri-
schen Mittel im Vergleich zu den zivilen vor Argen
führt (vgl . Heise , 2 0 09) . Seit 2 0 04 b esteht immer-
hin eine dem Militärstab zugeordnete zivil-m ilitä-
rische Zelle für die Planung und Ko ordinierung
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3) In enger B eziehung zur Militarisierungsproblematik steht die un-
klare Regelung de s Verhältnisse s der EU zur Nukle ar-Technologie .
Mit dem Einb ezug des Euratom-Vertrags von 1 9 5 7 in den Lissa-
b onvertrag wird an einer starken zivilen Atommacht Europ a fest-
gehalten. Wie sich ab er militärische und zivile Nutzung der Kern-
kraft gegenseitig b edingen, ist längst b ekannt (und z . Z. im Streit
um das iranische Atomprogramm gleichsam »mit H änden zu grei-
fen«) . Mit Großb ritannien und Frankreich sind zudem zwei » aner-
kannte« Atommächte EU-Mitgliedstaaten − und damit Träger der
GSVP − , die augenscheinlich eb enso wenig wie alle übrigen Atom-
mächte daran denken, ihrer Abrüstungs-Verpflichtung au s dem
Atomwaffensperrvertrag nachzukommen. Und schließlich bleibt
durch die Bindung an die Nato und üb er die Nato an die Atomsu-
permacht USA das Problem der »nukle aren Teilhab e« mehrerer
anderer EU-Mitgliedstaaten (nicht zuletzt D eutschlands) akut.
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von entsprechenden Einsätzen im Umfang von bis
zu 2 . 0 0 0 Personen . Seit 2 0 07 werden aus dem EU-
Haushalt üb er das sog . Stabilitä tsinstrumen t Maß-
nahmen im B ereich der Entwicklungszusam-
menarb eit und zur finanziellen, wirtschaftlichen
und technischen Zu sammenarb eit mit Drittlän-
dern finanziert. Gelder aus dieser Quelle stehen im
Rahmen einer Peace Bu ilding Partnersh ip auch für
nicht-staatliche und regionale Gruppen und Orga-
nisationen zur Verfügung (vgl . Bund für Soziale
Verteidigung, 2 0 09) .

Demokratiedefizite. Zahlreiche gravierende D e-
mokratiedefizite im institutionellen System und
Aspekte eine s gestörten bzw. fehlenden M acht-
gleichgewichts wurden vielfach analysiert. Die se
Mängel werden durch den Reformvertrag, trotz ge-
ringfügiger demokratiepolitischer Korrekturen,
nicht b ehob en . So erfolgt insb e sondere die EU-Ge-
setzgebung nach wie vor im We sentlichen am EU-
Parlament vorb ei; es hat weiterhin kein Recht zu
Ge setzesinitiativen . Durch ein Mischmo dell der
Zu ständigkeiten von Parlament, Europ äischem
Rat, Ministerrat und Kommission wird der demo-
kratische Grundsatz der Gewaltenteilung (zwi-
schen Legislative und Exekutive) weitgehend kon-
terkariert.

Vor allem ab er hat das Parlament keine Mitent-
scheidungsrechte in außen- und militärpolitischen
Fragen; e s ist vor einschlägigen B e schlüssen de s Ra-
tes bzw. »regelmäßig zu den wich tigsten Aspekten
und den grundlegenden Weichenstellungen der
Gemeinsamen A ußen- und Sicherheitspolitik und
der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-

politik« lediglich anzuhören bzw. zu unterrichten
und »gebührend« zu berücksichtigen und »kann
Anfragen o der Empfehlungen an den Rat und den
Hohen Vertreter richten« (Art. 2 8 (3 ) u . 3 6 EUV; Art.
2 2 2 (3 ) AEUV) . Entsprechendes gilt für die Verfü-
gung üb er die Mittel de s Anschubfonds zur Sofort-
finanzierung von Initiativen im Rahmen der GASP
(Art. 4 1 (3 ) EUV) . Auch bleibt dem Europ äischen
Gerichtshof au sdrücklich die Zuständigkeit für
sämtliche B ereiche der Außen- und Sicherheitspo-
litik verwehrt (Art. 2 4 ( 1 ) EUV) . Für die nationalen
Parlamente b esteht nicht einmal eine vertrags-
rechtliche Struktur zur Informierung üb er GASP
und GSVP.

4)

D amit hat in Fragen von Krieg und Frie-
den die (demokratisch nur indirekt legitimierte)
EU-Exekutive im Grunde allein das S agen . D as kom-
plizierte Geflecht der Entscheidungskompetenzen
von EU-Rat, Kommission und Hohem Vertreter für
die GASP (vgl . Heise , 2 0 09 ; S antopinto , 2 0 1 0)
macht zudem einer breiteren Öffentlichkeit fast
j eglichen Durchblick unmöglich − und erschwert
damit o der verhindert gar eine demokratische B e-
teiligung am politischen Geschehen .

Verzahnung mit dem neoliberalen Wirt-

schafts- und Gesellschaftsmodell. Die GSVP ist
mehrfach mit dem neoliberalen Wirtschafts- und
Ge sellschaftsmo dell der EU verzahnt. Mit dem auf
dem Frühj ahrsgipfel der Staats- und Regierungs-
chefs von 2 0 0 0 in Lissab on verab schiedeten wirt-
schaftspolitischen Programm, mit der sog. L issa-
bo n-Stra tegie , sollte die EU innerhalb von zehn Jah-
ren zum wettbewerb sfähigsten und dynamischs-
ten wissensgestützten Wirtschaftsraum der Welt
werden . D as wollte man vor allem üb er eine offen-
sive Lib eralisierungs- und D eregulierungsagenda
im europ äischen Großraum und darüb er hinau s er-
reichen (Europ äischer Rat, 2 0 0 0) . Mit nachlassen-
dem Wirtschaftswachstum verlor die Lissab on-
Strategie b ald an Schwung. Fünf Jahre sp äter zog
die Kommission eine Zwischenbilanz mit dem Er-
gebnis , dass das Ziel bis zum Jahr 2 0 1 0 nicht zu er-
reichen sei . Inzwischen gilt die Strategie als ge-
scheitert. B eim EU-Gipfel 2 0 1 0 in Brü ssel stand das
Nachfolgeprogramm Europa 2020 auf der Tage s-
ordnung. E s ist we sentlich weniger ambitioniert,
die Ziele sind üb erschaub arer und be sser zu kon-
trollieren und selb st dabei herrscht keine Einigkeit.
Gleichwohl wird der wirtschaftsimperialistische
Ansatz nicht aufgegeb en .

Die B e stimmung de s gescheiterten Verfas-
sungsvertrags üb er den Binnenmarkt » m itfreiem
und un verfälsch tem Wettbewerb« wurde im Re-
formvertrag zwar abge schwächt (Art. 3 (3 ) EUV) ,
findet sich ab er in dem einschlägigen Protokoll 2 7
in Anlehnung an die ursprüngliche Formulierung
wieder. Weiterhin soll vor allem die »In tegra tio n al-
ler Länder in die Weltwirtschaft. . . un ter anderem
a uch durch den schrittweisen A bba u in terna tio-
naler Ha ndelshem mn isse«, b etrieben werden (Art.
2 1 (2 e) EUV) . Ange sichts der immensen Asymmet-
rien der ökonomischen Potenziale der verschiede-
nen Weltregionen zugunsten der EU läuft das in
erster Linie auf die Erschließung neuer Wachs-
tums- und Profitmöglichkeiten für die glob al agie-
renden (we stlichen) Großkonzerne auf Ko sten der
Dritten Welt hinaus .

Armut ab er gilt unb estritten als der bei weitem
einflu ssreichste Faktor für die Entstehung und ge-
waltsame Austragung sozialer Konflikte in der Drit-
ten Welt. So kommen vor allem hier die im Lissa-
b on-Vertrag vorge sehenen weltweiten (Militär-)
»Missionen« im Rahmen der GSVP ins Spiel − als
Maßnahmen zur »B efriedung« der durch die neoli-
b erale Wirtschaftspolitik permanent induzierten
Konflikte und zur Stabilisierung der glob alisierten
kapitalistischen Ordnung. Wie das konkrete au s-
sieht, lässt sich zurzeit an den neo-kolonialen Pro-
tektoraten b eob achten, die im Zu sammenhang der
zeitgenö ssischen Interventions- und B e satzungs-
kriege des Westens mit B eteiligung der EU errich-
tet werden (vgl . Wagner, 2 0 09) . Zugleich rangiert
die europ äische Rü stungswirtschaft inzwischen
an der Spitze des weltweiten Geschäfts mit dem
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4) Eine detaillierte Analyse der EU-Missionen unter dem Ge sichts-
punkt der (defizitären) demokratischen Kontrolle hat das Geneva
Centre for he D emo cratic Control of Armed Forces vorgelegt
(B orn et al . , 2 0 0 8) .
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To d ; auf dem Siegertreppchen der Kriegs- und
Kriegvorb ereitungsprofiteure hab en die EU-Staa-
ten die ob erste Stufe erklommen . Und schließlich
werden in den Strategie-Papieren des EU-I S S (2 0 04 ;
Vasconcelo s , 2 0 09) unverblümt Rohstoffkriege
mit entsprechenden Einsatzszenarien im Interesse
einer glob alen Klassengesellschaft ins Auge ge-
fasst.

5 )

Glaube an die »Heilkraft« militärischer Ge-

walt. GASP und GSVP der EU b asieren nicht nur
nicht auf einer p azifistischen »Vision Europ a« , die
mittel- und langfristig ganz ohne militärische Mit-
tel auskommen will (vgl . Hahn, 2 0 0 8) ; das erwartet
wahrscheinlich nur eine Minderheit der Europ äer
und Europ äerinnen . D as dominierende Politikver-
ständnis der EU-Elite ist auch keine swegs erkenn-
b ar von einer Kultur militärpolitischer Zurückhal-
tung geprägt. Trotz politischer und ökonomischer
Crashs , galoppierender Umweltzerstörung und
der weiterhin drohenden atomaren Selb stvernich-
tung der Menschheit ist kein »neues D enken« , kein
Paradigmenwechsel in Sicht. D as Ringen um
M acht, M achterhalt und Machterweiterung, »not-
falls« eb en mit militärischen Mitteln, gilt augen-
scheinlich als anthropologische Konstante . Gravie-
render no ch : D er offensichtliche Glaube an die
»Heilkraft« militärischer Gewalt (von eigener Seite)
lässt mühsam und leidvoll errungene völkerrechtli-
che und moralische Normen zur Eingrenzung sol-
cher »Machtproj ektion« kaum der Erwähnung und
B e achtung wert erscheinen − und wenn, dann nur
sehr ab strakt. So werden b spw. die » Gru n dsä tze
de r Ch a rta de r Ve re in te n Na ti o n e n u n d des
Vö lk e rre ch ts « wiederholt be schworen (z . B . Art.
2 1 ( 1 ) EUV) , nirgends ab er ist eine Festlegung auf
die konkreten, zur Verhinderung und Eindäm-
mung von militärischer Gewalt statuierten B e stim-
mungen der UN-Charta zu finden . D amit droht die
EU, die USA als Vorreiter einer fatalen Normenero-
sion abzulö sen . D as Spiel mit doppeltem Standard
beim Israel-Palästina-Konflikt lässt erahnen, was
das friedenspolitisch bedeutet.

6)

Ausblick

Nach Verankerung eines nach den Katastrophen
des letzten Jahrhunderts zutiefst ob soleten Politi-
kansatze s im Reformvertrag ist eine Korrektur,
wenn üb erhaupt, allenfalls »von unten« , aus den eu-
rop äischen Zivilgesellschaften zu erwarten . D as
Scheitern des Verfassungs- bzw. Reformvertrags-
werks in drei Referenden zeigt hinreichend deut-

lich, dass eine gut informierte B evölkerung kein
»Europ a der Großb anken, der Konzerne und de s
Militärs« will . Nachdem ab er der obrigkeitliche An-
satz de s Reformprozesses mit Tricksereien der »Eli-
ten« durchgesetzt wurde , stellt sich umso dringli-
cher die Frage nach verbleib enden zivilgesell-
schaftlichen Ansätzen für B eiträge zu einer glaub-
würdigen europ äischen Friedenspolitik.

Entsprechende Ansätze sind im B ereich der
skizzierten zentralen Problemfelder zu suchen :
1 . Kooperation in dezidiert militärkritischer und zi-

vilistischer Perspektive im Rahmen der etablierten
Strukturen und Verfahren (vgl . Bund für Soziale
Verteidigung, 2 0 09) .
2 . Unterstützung gleichgesinnter Parlamentarie-
rInnen im Europ ap arlament und in den nationalen
Parlamenten zur Ausschöpfung und Erweiterung
der p arlamentarischen Einflussmöglichkeiten .
3 . Zusammenarb eit mit der breiteren kapitalismus-
und glob alisierungskritischen B ewegung zwecks
umfassender Au seinandersetzung mit der herr-
schenden Politik.
4 . Grundsätzliche Problematisierung und Infrage-
stellung de s »Glaub ens an die , Heilkraftí der militä-
rischen Gewalt« − auch und durchau s »in den eige-
nen Reihen« und Trägerstrukturen .

D abei gilt es , vor zwei Fallen auf b esonderer Hut
sein : Zum einen vor der Illu sion, den europ äischen
»Militärisch-wirtschaftlich-politischen Komplex«
durch einen »Marsch durch die Institutionen« , im
Wege einer weitgehenden Integration in die sen
Komplex, verändern zu können; die »gelernten«
und arrivierten VertreterInnen hab en reichliche
Mittel und Erfahrung, KritikerInnen »umzudre-
hen« . Zum zweiten sollte man sich auch davor hü-
ten, den j eweils präferierten eigenen Ansatz für al-
lein zielführend o der gar für friedensethisch allein
verantwortb ar zu halten . Weder das eine no ch das
andere erscheint mir zutreffend . Und darüber hi-
naus bietet ein solches Selb stverständnis der Ge-
genseite einen idealen Ansatz, die kritischen Kräfte
au seinanderzudividieren .

Prof. Dr. Albert Fuchs ist Hochsch ullehrer i. R.
Dieser Text ist die A usarbeitung eines Impulsrefe-
ra ts anlässlich der »En twicklungspolitischen Ko n-

ferenz der Kirchen und Werke« am 29./3 0. März
201 0 in Altenkirchen/Westerwald

26
I I / 2 01 0

5 ) B eispiel . : »Künftige regionale Kriege könnten europ äische Inte-
re ssen tangieren [ . . . ] , indem Sicherheit und Wohlstand direkt b e-
droht werden, z . B . in Form der Unterbrechung der Ö . . lversor-
gung und/o der massiver Erhöhungen der Energieko sten, [ o der ]
der Störung der Handels- und Warenströme E s liegt keineswegs
auf der H and , dass Europ a im Falle solcher Entwicklungen eine
Zuschauerrolle einnehmen sollte , in der Erwartung, dass die Ver-
einigten Staaten den Konflikt alleine austragen wie b eim Korea-
Krieg 1 9 5 0- 1 9 5 3 . « (EU-IS S , 2 0 0 4 , S . 8 1 ) .

6) Siehe http ://www. russelltribunalonp alestine . net
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srael wird nicht als erstes Land Atomwaf-
fen in der Region einführen« , so hab en im-

mer wieder israelische Ministerpräsidenten die of-
fizielle Sprachregelung ihres Landes verkündet.
1 975 ergänzte Premier Yitzhak Rabin : »Wir können
es uns ab er auch nicht leisten, die zweiten zu sein . «

1 )

Zur Geschichte

des israelischen Atomprogramms

Vier Jahre nach Ende de s Zweiten Weltkriegs und
der Sho ah suchten 1 9 49 israelische Wissenschaft-
ler im Auftrag der israelischen Streitkräfte nach
Uran in der Negev-Wüste . Im Septemb er 1 9 5 6 un-
terzeichneten Israel und Frankreich ein Geheimab-
kommen, dem zufolge Frankreich einen Re aktor
zur Plutoniumgewinnung b ei Dimona b auen soll-
te . Alle Mitglieder der israelischen Atomkommissi-
on traten daraufhin mit Ausnahme des Vorsitzen-

den zurück, weil sie nicht b ereit waren, an einer mi-
litärischen Atompolitik mitzuwirken .

Im Juli 1 9 5 6 hatte der ägyptische Regierungs-
chef Nasser den Suez-Kanal verstaatlicht. Im Okto-
b er 1 9 5 6 reisten der israelische Premier D avid B en-
Gurion, Vize-Verteidigungsminister Shimon Pere s
und Generalstab schef Mo she D ayan nach Paris , um
mit den Militärs und Politikern Englands und
Frankreichs einen Kriegsp akt gegen Ägypten zu
schmieden . I srael erob erte daraufhin sehr schnell
die ge samte Sinai-Halbinsel, auf der zuvor ägypti-
sche Waffen mo dernster sowj etischer B auart sta-
tioniert waren . Im Machtkampf der Siegermächte
de s Zweiten Weltkriegs setzten die USA und die
Sowj etunion einen Waffenstillstand durch, no ch
b evor Großbritannien und Frankreich ihr Kriegs-
ziel der Kontrolle des Suez-Kanals erreichen konn-
ten .

Als die israelische Führung Anfang November
1 9 5 6 über das UN-Ersuchen nach einem Waffen-
stillstand beriet, entsandte B en Gurion Shimon Pe-

Clemens Ronnefeldt

Die israelischen Atomwaffen
»D as am schwierigsten zu beseitigende Atomwaffen-Arsenal der Welt«

1 ) Yo el Cohen, Die Vananu-Affäre . Israels Geheimes Atompotential,
Heidelb erg 1 9 9 5 , S . 9



binde sehr viele finanzielle Mittel, die für konven-
tionelle Aufrüstungen dringender notwendig sei-
en .

Unmittelb ar vor B eginn de s Sechstagekriegs
1 9 67 ließ der israelische Ministerpräsident E shkol
zwei Atomb omben zusammenb auen . Grund war
der Üb erflug eines ägyptischen MiG-Kampfflug-
zeuge s üb er dem Dimona-Atomgelände . Die israeli-
sche Luftabwehr hatte vergeblich versucht, die das
Flugzeug abzu schießen .

Auch während des Yom-Kippur Kriege s 1 973
wurden israelische Atomb omb en zusammenge-
b aut, nachdem I srael hohe Verluste am Suez-Kanal
und auf den Golanhöhen erlitten hatte . Minister-
präsidentin Golda Meir erteilte daraufhin Anfang
Oktob er 1 973 dem damaligen Verteidigungsminis-
ter Mo she D ayan die Genehmigung zur Atomwaf-
fen-Aktivierung.

D as irakische Atomprogramm b egann Anfang
der 60er Jahre - auch als Gegengewicht zum israeli-
schen . Als Frankreich 1 9 8 0 in der Nähe von B agdad
einen Reaktor b aute , der das M aterial für ein bis
zwei Atombomb en pro Jahr hätte produzieren kön-
nen, zerstörten 1 4 israelische Kampfflugzeuge am
7. Juni 1 9 8 1 den unmittelb ar vor der Fertigstellung
stehenden irakischen Re aktor b ei Tuweitha. Die
Arb eiten am Reaktor unterlagen zu diesem Zeit-
punkt der Kontrolle durch die Internationale
Atomenergieb ehörde in Wien (IAEA) , der die israe-
lische Führung keine effektive Kontrolle zutraute .

Im Juni 1 9 8 1 verurteilte der UN-Sicherheitsrat -
mit Zustimmung der USA - den israelischen Luftan-
griff auf den irakischen Atomre aktor in der Re solu-
tion 4 8 7 als »danger to international pe ace and se-
curity created by the premeditated (. . .) attack« (SR-
Re s . 4 8 7 (Präamb el)) und »cle ar violation of the
Charter of the United Nations and the norms of in-
ternational conduct« (SRRes . 4 87 ( 1 )) und forderte
Israel auf, »to refrain in the future from any such at-
tacks or thre ats thereof« (SRRes . 4 87 (2 )) . S anktio-
nen scheiterten anschließend am US-Veto .

2)

1 9 8 6 b egann Pakistan mit der Pro duktion von
waffenfähigem Plutonium . Um die sen Start zu ver-
hindern, hatte zuvor die israelische Regierung b ei
der indischen Regierung angefragt, ob israelische
Kampfj ets auf dem Weg zur B omb ardierung der p a-
kistanischen Nuklearanlage einen indischen Luft-
waffenstützpunkt zur B etankung der israelischen
Kampfflugzeuge benutzen dürfen . Als die indische
Regierung dies ablehnte , b ot die israelische Regie-
rung ersatzweise Indien ho cheffektive B omb en
zur Zerstörung der p akistanischen Atomanlage
durch die indische Luftwaffe an .

Während de s Golfkriegs 1 9 9 1 ließ S addam Hus-
sein 39 konventionell be stückte Scud-Raketen auf
Israel abfeuern . Für den Fall, dass die Raketen mit
chemischen Sprengköpfen be stückt worden wä-
ren, sahen israelische Üb erlegungen den Einsatz
von Atomwaffen gegen Irak vor.

res und Golda Meir nach Paris, um Frankreich um
eine Garantie zu bitten, Israel b ei der Entwicklung
der Atombombe zu helfen . D er damalige franzö si-
sche Regierungschef Guy Mollet kam die ser B itte
nach, weil er einerseits die Verteidigung des von
ihm vereehrten Lande s Israel sicherstellen und an-
dererseits einen neuen strategischen Partner für
Frankreich im Nahen O sten gewinnen wollte .

Seit Anfang der 1 9 60er Jahre gingen die USA
von einem militärischen Atomprogramm Israels
au s . Die US-Regierungen unter den Präsidenten
Kennedy und Johnson knüpften weitere Waffen-
verkäufe an Israel an die B edingung, eigene US-In-
spektoren nach Dimona zu entsenden . B ei die sen
B e suchen ab 1 9 61 wurden den US-Inspektoren
mehrfach die B e sichtigung der gut getarnten un-
terirdischen Stockwerke vorenthalten, in denen
Plutonium gewonnen und B ombenteile pro du-
ziert wurden .

Erst als der in Dimona b eschäftige Techniker
Mordechai Vanunu im Herb st 1 9 8 6 seine Bilder
und sein Wissen üb er das israelische Atompro-
gramm der Londoner Zeitung » Sunday Times« an-
vertraute , wurde das unterschätzte Ausmaß der da-
mals b ereits vermutlich mehr als 1 0 0 israelischen
Atomwaffen öffentlich . Vanunu wurde nach seiner
Entführung durch den israelischen Geheimdienst
Mo ssad zu 1 8 Jahren Haft verurteilt, die 2 0 04 ende-
ten − und zahlt bis heute unter Hau sarrest und völli-
ger Üb erwachung stehend einen hohen Preis für
seine Gewissensentscheidung.

Die arabischen Staaten brachten nach der Va-
nunu-Enthüllung eine UN-Re solution in die Voll-
versammlung ein, die eine UN-Untersuchung von
Israels Atomprogramm forderte . Diese wurde mit
9 2 Ja-Stimmen b ei zwei Enthaltungen sowie zwei
Nein-Stimmen von Israel und den USA angenom-
men, blieb j edo ch folgenlo s .

Um die Nukle arwaffen zum Einsatz bringen zu
können, verfügt Israel aktuell üb er ein breite s
Spektrum von Trägersystemen aus land-, luft- und
möglicherweise seegestützten Waffenplattformen
mit Reichweiten von mehreren tausend Kilome-
tern .

D eutschland lieferte in den Jahren 1 9 9 9 und
2 0 0 0 drei D olphin U-B o ote , zwei weitere leistungs-
fähigere B o ote stehen no ch vor der Au slieferung .
Diese können in Israel mit Marschflugkörpern b e-
stückt werden, die auch Atomsprengköpfe tragen
könnten .

Konflikte im Zusammenhang mit

den israelischen Atomwaffen

In der israelischen Gesellschaft war und ist die ei-
gene atomare B ewaffnung umstritten . Ein Teil der
B evölkerung glaubte lange Zeit, dank nuklearer Ab-
sicherung leichter die b esetzten p alästinensischen
Gebiete räumen zu können, ein anderer Teil wiede-
rum war und ist der Ansicht, das Atomprogramm
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2 ) http ://www. ipw. rwth-aachen . de/pub/p aper/p aper_0 1 . html
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Die Zustimmung der israelischen B evölkerung
zur eigenen atomaren B ewaffnung stieg nach der
B omb ardierung durch Irak erheblich an . Nukle ar-
waffen wurden verstärkt als Ab schreckung gegen-
üb er Angriffen mit chemischen und biologischen
Massenvernichtungswaffen ange sehen .

Im Herb st 2 0 07 b omb ardierten israelische
Kampffugzeuge in Syrien b ei Al-Kib ar eine mut-
maßliche Atomanlage .

(Auf das iranische Atomprogramm kann hier
aus Platzgründen nicht weiter eingegangen wer-
den . D er Autor hat sich dazu unter www.versoeh-
nungsbund . de mehrfach an anderer Stelle ge äu-
ßert.)

Ausblick für mögliche Konfliktlösungen

US-Präsident Bill Clinton hatte während seiner Re-
gierungszeit vorgeschlagen, Israel könnte den Re-
aktor in Dimona stilllegen und auf die weitere Plu-
toniumpro duktion verzichten, um damit dem Ziel
eines von atomaren, biologischen und chemischen
Waffen freien Nahen und Mittleren O stens näher
zu kommen . Sowohl die israelische Führung als
auch arabische Staaten, die das Atom-Monopol Isra-
els schon damals nicht länger hinnehmen wollten,
lehnten die s ab .

Nach dem Golfkrieg 1 9 9 1 verab schiedete der
UN-Sicherheitsrat am 3 . April 1 9 9 1 die UN-Re soluti-
on 687, die u . a. vom »Ziel der Schaffung einer kern-
waffenfreien Zone in der Naho st-Region« und dem
»B ewusstsein der Gefahr, die alle M assenvernich-
tungswaffen für den Frieden und die Sicherheit in
dem Gebiet darstellen, und der Notwendigkeit, auf
die Schaffung einer von derartigen Waffen freien
Zone im Nahen O sten hinzu arb eiten« handelt. Ihre
Umsetzung wird bis heute von den Mächten des
UN-Sicherheitsrate s nicht einmal ansatzweise vo-
rangetrieb en . Auch Initiativen zu einer Konfliktlö-
sung etwa in Form einer Konferenz für Sicherheit
und Zusammenarb eit im Nahen und Mittleren O s-
ten wurden nicht mit Nachdruck verfolgt.

Im M ärz 2 0 09 b eging das Ob erkommando der
US-Streitkräfte einen politischen Tabubruch und

b ezeichnete Israel erstmals als bedeutende Nukle-
armacht.

Im Mai 2 0 09 nannte die US-Staatssekretärin Ro-
se Gottmo eller als fundamentales Ziel der neuen
US-Politik, I srael, Indien und Pakistan zum Atom-
waffensperrvertrag-B eitritt zu b ewegen . Israels
Außenministerium b at daraufhin um Klarstellung
und konnte die se Forderung kaum glaub en .

Am 2 3 . Oktober 2 0 09 b erichtete die Süddeut-
sche Zeitung: »Erstmals seit 3 0 Jahren hab en Israel
und Iran an Ge sprächen üb er eine atomwaffen-
freie Zone in Naho st teilgenommen . Die B egeg-
nung fand b ereits am 2 9 . und 3 0 . Septemb er in Kai-
ro statt. . . . Von israelischer Seite handelte e s sich um
Meirav Zafari-O diz, zuständig für Rüstungskontrol-
le b ei der Atomb ehörde . Iran hatte seinen B otschaf-
ter b ei der Internationalen Atomenergieb ehörde
(IAEA) , Ali Ashgar Soltanieh, und einen B otschafter
im Ruhestand entsandt. . . . Anschließend hab e Zafa-
ri-O diz erklärt, dass Israel am Ende eines umfassen-
den regionalen Friedensschlusse s grundsätzlich zu
einem Dialog üb er eine nukle are Abrü stung im Na-
hen O sten b ereit wäre« .

Bis zu wirklich sub stanziellen Verhandlungen
dürfte der Weg no ch sehr weit sein : »Von allen
Atomwaffen in der Welt wird man sich de s israeli-
schen Arsenals am schwierigsten entledigen kön-
nen« , prophezeite 1 9 9 5 der frühere Direktor de s
Internationalen Sto ckholmer Friedensforschungs-
institute s Sipri, Dr. Frank B arnaby.

3 )

Clemens Ro nnefeldt ist Referen t für Friedensfra-
gen beim deutschen Zweig des In terna tio nalen
Versöh n ungsbundes.
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Weitere Quellen
Seymour M . Hersh, Atommacht Israel . D as geheime Vernich-
tungspotenzial im Nahen O sten . Au s dem Amerikanischen von
H ans B angerter, Gabriele Burkhardt und Karlheinz Dürr, Mün-
chen 1 9 9 1 .
Avner Cohen, Israel and the B omb , Columbia University Pre ss ,
New York, 1 9 9 8 .
Gawdat B ahgat, Israel and Nucle ar Proliferation in the Middle
E ast, Middle E ast Policy, Vol . XIII , No . 2 , Summer 2 0 0 6 .
www. atomwaffena-z . info/atomwaffen-glo ssar/i/i-texte/artikel/ 5

4 8/9 9 8f0 5 bb 0f/index.html

3) Yo el Cohen, a. a. O . , au s dem Vorwort von D r. Frank B arnaby, S . 1 2
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A nfang Ja n uar ha t der A rbeitskreis Friedensa uf-
gabe und Solda tenseelsorge des Versöh n ungs-
bunds in Kassel getagt. In einem Berich t zu der Ta-

gung heißt es:

»Mit großem Staunen mussten wir feststellen : Die
entscheidenden Fragen lagen damals ( 1 9 5 6- 1 9 5 7)
bereits auf dem Tisch :
− D oppelte Loyalität der Militärpfarrer als Staatsb e-
amte auf Zeit und Leb enszeit ;

− Entstehung einer eigenen Kirche in der Kirche ;
− die Sünde der atomaren B ewaffnung;
− die B edeutung de s B eamteneides in Konkurrenz
mit dem Ordinationsgelüb de ;
− die Aufgab e : »Ich muss den Soldaten sagen, sie
dürfen keine Soldaten mehr sein ! « ;
− das Recht de s Staate s, Militärpfarrer als staatliche
B e amte zum Schweigen bringen zu können . «

D as waren die wichtigsten Abschnitte

der damaligen Diskussion

Pro tokoll über die Sitzung der Kirchenleitung der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassa u am
Mo n tag, den 14. Ma i 1956 ( u. a. a nwesend: Kir-
chenpräsiden t Martin Niemöller)

»Zu dem Entwurf eine s Staatsvertrage s und ei-
nes Kirchengesetzes zur Regelung der evangeli-
schen Militärseelsorge . . .

In der eingehenden Aussprache b esteht Einmü-
tigkeit, die Einrichtung einer evangelischen Mili-
tärseelsorge , wie sie die Entwürfe des Staatsvertra-
ges und des innerkirchlichen Ergänzungsgesetze s
vorsehen, abzulehnen, also keine Militärgemein-
den zu bilden . Die Seelsorge soll allein Soldaten-
seelsorge sein, die durch Soldatenpfarrer ohne
Paro chialrechte au szuüben ist. Für die Amtshand-
lungen des Soldatenpfarrers ist grundsätzlich ein
Dimissoriale de s Gemeindepfarrers notwendig. «

Zweite Kirchensynode, 1. orden tliche Tagung vo m
1 6. bis 20. April 1956:

Niemöller: »Die Kirchenleitung wird dieser
Aufgab e [ »Wehrmachtsseelsorge« ] ihr b esondere s
Augenmerk zuwenden und versuchen, die hier vor
uns liegende Aufgab e so zu lö sen, dass die neue
Wehrmacht, die j a nicht wieder Staat im Staate wer-
den soll, auch nicht wieder Kirche in der Kirche
wird ! «

Zweite Kirchensynode, 2. orden tliche Tagung vo m
18. bis 22. März 195 7

Niemöller: » [ D ] er wesentliche Punkt unserer
B edenken gegen die vorge sehene vertragliche Re-
gelung mit der Bunde srepublik. . . : Die Militärpfar-

rer werden Bunde sb e amte auf Zeit und auf Lebens-
dauer, b eides , was der Militärkirche , die offiziell
keine eigene Militärkirche werden o der sein soll,
den Charakter einer Staatskirche gibt, o der sie
do ch in äußerst b edenkliche Nähe einer staatli-
chen Kirche bringt. Erschwerend kommt hinzu ,
dass, während das Gro s der Militärpfarrer nur auf
Zeit be amtet wird , die 9 Schlüsselpo sitionen in der
Militärseelsorge , nämlich der Militärgeneraldekan
und seine b eiden Referenten im staatlichen Kir-
chenamt, sowie die übrigen 6 D ekane in den Wehr-
b ereichen, mit Bundesb eamten auf Leb enszeit b e-
setzt werden .

Ferner ergeben sich aus dem Vertragstext Un-
klarheiten und erhebliche B edenken im Blick auf
die Abb erufb arkeit die ser Pfarrer durch ihre Hei-
matkirche , b ei der sie als beurlaubt weitergeführt
werden sollen . . .

Die eigentliche dramatische Zuspitzung ab er
ergab sich, als in der Aussprache die Frage gestellt
wurde , was denn nun der Militärpfarrer im Blick
auf die Au srüstung der Streitkräfte mit Massenver-
nichtungsmitteln zu predigen hab en werde . Ich
bin ganz sicher, dass die darüb er geführte Ausspra-
che kirchenhistorische B edeutung b ekommen
wird . «

Zweite Kirchensynode, 2. a ußerorden tliche Ta-
gung vo m 9. bis 1 0. Juli 195 7

Niemöller: »Wer hat die Evangelische Kirche in
D eutschland − und zwar die Evangelische Kirche ,
die b ehauptet, in gleicher Weise verantwortlich zu
sein für die Christen in der DDR und in der Bundes-
republik − dazu ermächtigt und autorisiert, diese s
»Wie« der Militärseelsorge in der Bundesrepublik
organisatorisch zu regeln? B is die Militärseelsorge
als Problem und Aufgab e in den Gesichtskreis trat,
herrschte von D an bis B eerseb a in der ganzen Evan-
gelischen Kirche und ihren Gliedkirchen in
D eutschland der S atz : Die Evangelische Kirche in
D eutschland ist keine Kirche ! « . . .

»Auf drei Dinge mö chte ich dab ei hinweisen :
1 . D er Vertrag ist etwas , das werden viele erst in

1 0 Jahren sehen, was ein vollkommenes Novum in-
nerhalb de s Rechtsverhältnisses der Evangelischen
Kirche zu ihren diesb ezüglichen Staaten darstellt.
E s ist nämlich das erste Konkordat, das die Evange-
lische Kirche in D eutschland schließt : eine völker-
rechtlich zu b eurteilende Angelegenheit, Aus-
tausch von Ratifikationsurkunden . Ich weiß nicht,
ich bin eigentlich kein alter Liberaler, ab er ich
muss sagen, an die ser Stelle sträubt sich b ei mir al-
le s, dass die Evangelische Kirche auf den Katholi-
schen Kirchenstaat hier praktisch lo sexerziert,
ohne dass das Problem auch nur ein einziges Mal in
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der Sitzung de s Rate s der Evangelischen Kirche in
D eutschland o der in der Kirchenkonferenz o der
auf einer der mir irgend b ekannten gewordenen
Syno den zur Sprache gekommen wäre . Wir werden
plötzlich völkerrechtlicher Partner der Bunde sre-
publik. Und ob man das will? . . . Solche völkerrecht-
lichen Verträge pflegen, j edenfalls als Konkordate ,
unkündb ar zu sein . Und dieser Vertrag ist nach
dem Konkordat geschneidert. das ist kein Zweifel . . .

2 . . . . [ D ] ie Wiederb elebung der Militärkirche . . . .
Also vor die ser Frage stehen wir: B e amtencharak-
ter der Pfarrer. Wir Pfarrer hab en unsere Freiheit −
und zwar unsere menschliche Freiheit in der Au s-
übung unseres B erufes und unserer B erufung − in
unserem Ordinationsgelüb de . D er B eamte der
Bundesrepublik hat einen B eamteneid zu leisten . . .
Bruder Vogel hat heute morgen schon mit einem
Wort vom »Maulkorbp aragraphen« ge spro chen . . . .
§ 1 0 0b im Strafgesetzbuch heißt j etzt : »Wer vorsätz-
lich einen Soldaten der Bunde swehr verleitet, ei-
nen B efehl nicht zu b efolgen und dadurch die Si-
cherheit der Bunde srepublik D eutschland , die
Schlagkraft der Truppe , Leib o der Leb en eines
Menschen o der ihm nicht gehörende S achen von
b edeutendem Wert gefährdet, wird mit Gefängnis
o der mit Einschließung bis zu fünfJahren b e straft. «

. . . Liebe Schwestern und Brüder, in was für eine
Situation kommt denn eigentlich ein b eamteter Mi-
litärgeistlicher unter die sem Vertrag . . . Also die se
doppelte Loyalität, meine Herren und Brüder, den-
ken Sie daran, was das b edeuten kann, ich mö chte
b einahe sagen, was es b edeuten muss !

3 . . . . D as ist nämlich die theologische Frage :
»D arf ich als ein Prediger Jesu Christi zunächst ein-
mal als einer, der an ihn glaubt, selb er, mich üb er-
haupt mit dem Gedanken an Waffengewalt, die ich
anwende , abfinden?« . . .

»Ich hatte den Eindruck, dass darüber sachlich
eine sehr große Üb ereinstimmung be stand , dass
nämlich die Verwendung von Atomvernichtungs-
mitteln [ ! ] und sonstigen Massenvernichtungsmit-
teln eine Lästerung der Güte Gotte s ist und dass in-
folgedessen hier die Verkündigung und Seelsorge
der christlichen Kirche dem, der in der Gefahr
steht, für die Verwendung derartiger Mittel ge-
braucht o der missbraucht zu werden, zu sagen : Zur
Lästerung der Güte Gottes können wir dir unter gar
keinen Umständen einen Freibrief geb en, sondern
können dir nur sagen, dass hier ein ganz eindeuti-
ge s Nein zu stehen hat. Also ich glaub e , das muss
einfach dazu gesagt werden . E s geht nicht darum,
was wir tun, um die Atomgefahr o der Atomkriege
o der so etwas zu vermeiden, sondern es geht um
die Frage : Was hab en wir als Christen, was hab en
Militärpfarrer als Christen den ihnen anvertrauten
Menschen im Blick auf die se Situ ation zu sagen,
wenn sie zur Rede gestellt werden − und die Frage
ist j a akut, sie wird j a üb erall b ehandelt -: Was hast
du davon zu denken und wie hast du dich darauf

einzustellen und wie hast du in die ser Situation
dein Nein zu sprechen?

Ich hab e mich allerdings in meinen Ausführun-
gen wesentlich gehalten an die Frage die ser Bin-
dung de s Militärpfarrers , an die Frage die ser dop-
pelten Loyalität, die in die ser Situation nun b eson-
ders b edrückend und b edrängend wird . Wir hab en
heute Pfarrer − weil die theologische Frage nicht
unter uns ausge standen ist ñ, die j ede militärische
Gewaltanwendung als mit dem Geiste Jesu Christi
in Widerspruch stehend unter Rücksicht auf das
was, was in dem Konstantinischen Zeitalter einmal
gewesen ist, ihrerseits theologisch vertreten . Ich
könnte mir also den Fall denken, dass eine s Tage s
ein Pfarrer zu mir kommt und sagt : Ich möchte Mili-
tärpfarrer werden . Wenn ich ihn frage : Was willst
du denn als Militärpfarrer tun? , dass er mir sagt : Ich
muss den Soldaten sagen, sie dürfen keine Soldaten
mehr sein ! D as ist heute eine theologische Möglich-
keit, die als Faktum j edenfalls da ist und mit der eine
Kirchenleitung, die Pfarrer beurlaub en soll für die-
sen o der j enen Dienst, unter Umständen rechnen
muss . . . .

Wir wissen, wenn der Pfarrer sich für die sen
Dienst meldet, und er wird von der Kirche b eur-
laubt, dann hat er den B eamteneid zu schwören . . . .
Dürfen wir ihm gewissermaßen die Erlaubnis ge-
b en, wie die Dinge so liegen, dass er nun zu seinem
Ordinationsgelüb de die Verpflichtung die se s Ei-
de s auf sich nimmt in Anb etracht der gegebenen Si-
tuation, in die er sich damit hineinb egibt? . . . Und
wenn ich einen B e amteneid heute schwöre , ich
kann ihnen nur sagen, ich könnte als Pfarrer heute ,
wenn ich Militärseelsorgedienst tun sollte , den Eid
nicht schwören, und zwar könnte ich ihn nicht
schwören, ohne dass ich eine Garantie b ekomme ,
dass damit nicht gemeint ist, dass ich in meiner Ver-
kündigung unter den einschränkenden Vorschrif-
ten des Maulkorbgesetze s stehe , sondern ich müss-
te dann j a mir die Freiheit vorb ehalten, zu sagen,
was ich unter meinem Ordinationsgelüb de ste-
hend dem B etreffenden zu sagen hab e , dass ich das
dann tatsächlich auch sagen kann . Sonst spiele ich
irgendwo von Anfang an ein falsche s Spiel und ich
habe die Sorge , dass die Kirche hier in die Gefahr
gerät, ein falsche s Spiel zu spielen . Und das ist das,
was mich innerlich in die ser Situ ation bedrängt. . . .

Wir können durch einen Vertrag die Freiheit
der Verkündigung . . . nicht sichern, aber hier geht
es nicht darum, ob wie die Militärseelsorge o der
die Verkündigung sichern, es geht um die Frage , ob
wir die Militärseelsorge so ordnen, dass wir von
vornherein diese zusätzliche zweite Bindung mit
auferlegen, in der die ganzen möglichen Konflikte
bis auf die Spitze gesteigert werden, wenn es zum
Ernstfall kommt. Also die Dinge wollen gesehen
werden im Blick auf die Seelsorge und nicht im
Blick auf das Atomzeitalter und diese Gefahren und
dergleichen . «

*
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1 9 1 2 gründet er mit Hermann Popert die Halbmo-
natsschrift »D er Vortrupp« , das Organ der soge-
nannten »Vortrupp-B ewegung« . In zahlreichen
Vorträgen sucht er Verständnis für Afrika und seine
Menschen zu wecken, klagt sich ab er sp äter selb st
an, die deutsche Kolonialherrschaft nicht kriti-
scher dargestellt zu hab en . Im Oktob er 1 9 1 3 nimmt

ans Paasche wurde am 3 . April 1 8 8 1 in Ro s-
to ck als Sohn eines Professors der Wirt-

schaftswissenschaft geb oren . B ald darauf zog die
Familie nach Marburg an der Lahn, wohin der Vater
einen Ruf erhalten hatte . Neb en seiner Tätigkeit als
Ho chschullehrer war er Reichstagsabgeordneter
der Nationallib eralen Partei und dann auch Vize-
präsident des Reichstags . (. . .)

1 89 3 zog die Familie nach B erlin, wo Hans das
Jo achimstaler Gymnasium b esuchte . Aus gesund-
heitlichen Gründen verließ er in der Unterprima
die Schule und wurde Seekadett. Die Laufb ahn ei-
nes aktiven Marineoffiziers lo ckte ihn vor allem we-
gen der Möglichkeit, die weite Welt kennen zu ler-
nen . Nach allen B erichten von Kameraden und Un-
tergeb enen war Paasche in j eder Hinsicht ein unge-
wöhnlicher Offizier. Er trat mit Entschiedenheit
für Alkoholab stinenz ein und suchte auch seine Un-
tergeb enen und Kameraden vom Alkohol abzu-
bringen . D ass er mit einfachen Soldaten kamerad-
schaftlich verkehrte , hab en ihm seine Vorgesetzten
verüb elt. In Afrika, wohin er 1 9 0 4 (. . .) komman-
diert wurde , lernte er rasch Kisu aheli und zeichne-
te sich als Kommandeur eines zur Niederwerfung
einer Aufstandsb ewegung eingesetzten Truppen-
teils au s . Wegen einer M alariaerkrankung musste
Paasche mehrere Monate Erholungsurlaub in
D eutschland verbringen .

D er Militärdienst, üb er den er 1 9 1 8 in der
selb stkritischen Schrift »Meine Mitschuld am Welt-
kriege« berichtet, stieß ihn immer mehr ab . Ende
1 9 0 8 heiratet er Ellen Witting, die Tochter de s Ge-
heimen Regierungsrates Richard Witting (damals
Direktor der Nationalb ank) und nimmt b ald darauf
als Kapitänleutnant seinen Ab schied . Zusammen
mit seiner Frau kehrt er 1 9 09/ 1 0 als Zivilist nach Af-
rika zurück und vertieft seine Kenntnis von Land
und Leuten . (. . .)

Offenb ar erleichterte Paasches Naturverbun-
denheit und Sportlichkeit den Zugang zur Welt der
Afrikaner, und seine Erinnerung an Homer ließ ihn
die Zusammengehörigkeit aller Menschen empfin-
den, statt, wie anderen sogenannten »gebildeten
Europ äern« , als Vorwand für arrogante Üb erlegen-
heitsgefühle zu dienen . Heimgekehrt nach B erlin,
ist er eine Zeit lang Direktor der D eutschen Nyanza
Schifffahrtsge sellschaft und gibt von 1 9 1 1 bis 1 9 1 7
zu sammen mit S anitätsrat Carl Strecker die Zeit-
schrift »Die Ab stinenz − Central-Organ für die
Nüchternheitsb ewegung in D eutschland« heraus .

Iring Fetcher

»Auf der Flucht erschossen«
Hans Paasche ( 1881-192 0) −
Kapitänleutnant a.D . , Pazifist und Radikdaldemokrat
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Paasche am Treffen der deutschen Jugendbewe-
gung auf dem Hohen Meißner teil, deren idealisti-
schen und leb ensreformerischen Zielen er schon
lange nahe stand . Seit 1 9 1 2 unterstützt er die vege-
tarische B ewegung, seit 1 9 1 3 b ekennt er sich offen
zum Pazifismu s .

In der − wie er b ald feststellt − irrigen Meinung,
D eutschland führe einen reinen Abwehrkampf ge-
gen aggressive Feinde , meldet er sich im August
1 9 14 wieder als Kriegsfreiwilliger und wird zuerst
(. . .) auf dem Leuchtturm »Roter S and« , im Oktober
1 9 14 (. . .) auf dem Minenschiff »Pelikan« einge setzt.
ImJuli 1 9 1 5 ist er Komp anieführer der 7. Komp anie
der Torpedo division in Wilhelmshaven, eine Ver-
setzung, die er seiner ständigen Agitation gegen
den Alkoholkonsum in der Marine wie im Heer zu-
zuschreib en hatte . Als wachhab ender Standortoffi-
zier von Wilhelmshaven gab Paasche einmal die fol-
gende schriftliche Meldung üb er »be sondere Vor-
kommnisse« ab : »Als ich am ge strigen Sonntag-
Nachmittag als O .v. D . die Gö ckerstraße entlang-
ging, begegneten mir drei geisteskranke Matro sen .
Sie hatten die Mütze im Genick, die Jacken offen,
schlugen mit den Armen um sich und belästigten
vorübergehende D amen . Als ich voller Anteilnah-
me mich mit ihnen b e schäftigte , merkte ich an dem
widerwärtigen Geruche , der ihrem Munde ent-
strömte , daß e s sich um Vergiftete handelte . Ich
brachte die drei bedauernswerten Leute in Sicher-
heit und sorgte für ärztliche B ehandlung . E s stellte
sich heraus , daß die B etreffenden Al-ko-hol (! ) zu
sich genommen hatten . Obwohl das B enehmen der
Menschen hö chst ungeb ärdig und ärgerlich war,
dürfte denno ch eine strengere B estrafung die ser
armen Kranken schwerlich in Frage kommen, da,
wie ich zu meinem Schrecken mir eingestehen
mußte , dieses schwere Gift in unserem Staate j a an
allen Straßenecken ohne j eden Giftschein au sge-
teilt werden darf. Auch dürfte no ch strafmildernd
ins Gewicht fallen, daß an demselb en Tage , wie mir
dann mitgeteilt wurde , auch Vorge setzte damit
fahrlässig sich vergiftet hab en, sowohl im Offiziers-
kasino als auch auf den ganz naheliegenden Schif-
fen Seiner Maj e stät des Kaisers (. . .) . « Man kann sich
leicht vorstellen, wie diese ironisch-satirische Ein-
tragung auf den Fe stungskommandeur gewirkt ha-
b en muss , dem sie am nächsten Tag − wie üblich −
unterbreitet wurde . Vermutlich hat die ser unmi-
litärische Humor zu sammen mit der Weigerung,
b ei einer Gerichtsverhandlung gegen einen Matro-
sen als Richter zu fungieren, zu seiner Entlassung
aus dem Dienst beigetragen . (. . .)

Anfang 1 9 1 6 konnte sich Paasche auf sein Gut
»Waldfrieden« in der Neumark zurückziehen . D ort
hatte er Zeit und Gelegenheit, sich durch Lektüre
einen Üb erblick üb er die Kriegsursachen zu ver-
schaffen . Schriften wie Fürst Lichnowskyís »Londo-
ner Mission« , von Ple ssens »Um des teuren deut-
schen Blute s und Vaterlandes willen« sowie Her-
mann Fernaus » Gerade , weil ich D eutscher bin« b e-

stärkten ihn in seiner kritischen Einstellung gegen-
üb er der politischen und militärischen Reichslei-
tung. Längst war ihm klar geworden, dass von einer
rein defensiven Rolle der deutschen Kriegsfüh-
rung keine Rede sein konnte . D arüb er hinaus er-
kannte er, dass der Krieg militärisch nicht zu ge-
winnen war und dass eine »Rettung D eutschlands«
nur in einer radikalen Umkehr b estehen konnte .

Schon im D ezemb er 1 9 1 6 warnte er auf einer öf-
fentlichen Versammlung der p azifistischen »Zent-
ralstelle Völkerrecht« in Frankfurt am M ain vor ei-
nem Bruch mit den USA. Zugleich ging e s ihm da-
rum zu b eweisen, dass e s im deutschen Volk nach-
denkliche und selb stkritische Menschen gibt, die
das Vertrauen eines demokratischen Präsidenten
wie Wo o drow Wilson verdienen .

Von seinem Gut und von B erlin au s verschickte
Paasche zahlreiche Schriften, Flugblätter und Po st-
karten mit p azifistischen und regierungskritischen
Ausführungen . In einer dieser Po stkarten erklärte
er u . a. , weshalb er »die meisten Unternehmungen,
die heute für wohltätig gelten, nicht fördere« und
nennt dann u . a. Wohltätigkeit zur B e seitigung von
Kriegsschäden, die do ch nur »die Abneigung der
9 6 Menschen gegen den Krieg mildere« , S ammlun-
gen für Kriegsdenkmäler und Ähnliches . Die Zeit
sei reif, »das Reich der Gewalt abzulö sen durch das
der Lieb e . « D er erste Schritt dazu werde in der B e-
ziehung der Völker zueinander getan, indem die
bisherige Anarchie ersetzt werde durch eine inter-
nationale Rechtsordnung. Die B ewegungen, die er
unterstütze , seien : Tierschutz, Friedensb ewegung,
Vegetarismu s, Ab stinenz, B o denreform, Kampf ge-
gen Impfzwang, To de sstrafe , wissenschaftliche
Tierfolter und für Frauenstimmrecht. Jeder Ein-
sichtige werde ihm zugeb en, »daß die se B e strebun-
gen in unserer Umgebung von Aberglaub en, Vorur-
teilen und Knechtssinn unvergleichlich wichtiger
sind als irgendwelche anderen und eine B eteili-
gung an der üblichen, b equemen und in ihrer Wir-
kung b eschämenden Wohltätigkeit geradezu au s-
schließen . « Ganz im Sinne dieses Appells hat denn
auch Paasche (. . .) , »Gold für Eisen« abzugeb en, ab-
gelehnt und auch seine Freunde aufgerufen, die se
Abgabe zu verweigern, die j a do ch nur der sinnlo-
sen Kriegsverlängerung diene .

Wie der Marinearzt Otto Buchinger berichtet,
unterhielt Paasche während des Kriegs Briefkon-
takt mit Franzo sen, Engländern und Italienern und
suchte auch sie zur Niederlegung der Waffen zu b e-
wegen . D en verhängnisvollen Entschluss zum un-
eingeschränkten U-B o ot-Krieg verurteilte er in Pri-
vatbriefen entschieden . Zu franzö sischen Gefange-
nen, die auf seinem Gut arb eiteten, hatte er ein gu-
tes persönliche s Verhältnis und feierte am 1 4 . Juli
1 9 1 7 gemeinsam mit ihnen die Erinnerung an die
Erstürmung der B astille .

Im Herb st 1 9 1 7 wurde Paasche auf Grund von
D enunziationen wegen seiner p azifistischen Auf-
rufe verhaftet und ins Zellengefängnis B erlin Lehr-
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ter Straße eingeliefert. (. . .) D a man eine Anklage we-
gen Hochverrat gegen Paasche vermeiden wollte
und eine Verurteilung dem Ansehen seines Vaters
geschadet hätte , wurde behauptet, Paasches Hand-
lungen seien »in einem Zustand krankhafter Geis-
te stätigkeit« b egangen worden, so dass ihm der
Schutz de s § 5 1 de s Strafgesetzbuches zustehe . Er
wurde daraufhin in eine Heilanstalt für Nerven-
kranke in B erlin-Charlottenburg gebracht, aus der
ihn am 9 . Novemb er 1 9 1 8 aufständische Matro sen
befreiten ! Paasche wurde direkt in den Reichstag
gefahren, wo er in den Vollzugsrat der Arb eiter-
und Soldatenräte gewählt wurde . Während der kur-
zen Perio de der »D oppelherrschaft« stellte es sich
j edo ch rasch heraus , dass der alte B ehördenapp a-
rat (de s Au swärtigen Amte s wie der anderen Minis-
terien) von den Mehrheitssozialisten völlig unan-
getastet gelassen wurde , so dass die b eab sichtigte
Kontroll- und Aufsichtsfunktion de s Vollzugsrates ,
die Paasche die Aufgab e der Außenpolitik zugewie-
sen hatte , praktisch unwirksam war. Paasche hatte
versucht, zwei Waggons mit D okumenten, die au s
B elgien eingetroffen waren, zwecks Üb erprüfung
der Vorwürfe , die gegen deutsche Soldaten erho-
ben wurden, zu sichten, musste aber mit ansehen,
wie die se D okumente zwischen dem Auswärtigen
Amt und dem Innenministerium hin- und herge-
schob en und dem Vollzugsrat vorenthalten wur-
den .

Für eine erfolgreiche Teilnahme an den Ausei-
nandersetzungen um die Organisation der Repub-
lik fühlte sich Paasche wenig geeignet. Zwar trat er
entschieden an der Seite der USPD für eine radikal-
demokratische und sozialistische Revolution ein,
ab er in einer politischen Partei konnte er seinem
ganzen eigenwilligen und freiheitsdurstigen We-
sen nach nicht aktiv werden . Sein Eintritt in die
KPD im Frühj ahr 1 9 1 9 war denn auch eher eine Re-
aktion Paasche s auf die Ermordung von Ro sa Lu-
xemburg und Karl Liebknecht.

Am 8 . D ezemb er 1 9 1 8 starb auf dem Gut Wald-
frieden seine no ch nicht dreißigj ährige Frau an
den Folgen einer Grippe . Paasche kehrte unverzüg-
lich nach Hause zurück und b eschränkte während
des folgenden Jahres seine politische Tätigkeit auf
Publikationen . Im Jahr 1 9 1 9 erschienen die b eiden
kleinen Schriften »Meine Mitschuld am Weltkrie-
ge« und »D as verlorene Afrika« . B eide sind leiden-
schaftliche Aufrufe an die D eutschen zur Einkehr
und Umkehr. Nicht durch räumliche Au swande-
rung könnten sich die D eutschen von der b elasten-
den Vergangenheit lö sen, sondern nur durch »Aus-
wandern« aus verhängnisvollen Traditionen . D er
selb stkritische junge Mann aus bildungsbürgerli-
chem Hause setzte sich vor allem mit den deut-
schen M andarinen, mit den chauvinistischen Ge-
lehrten und Professoren, Lehrern und B e amten
au seinander. (. . .)

Komisch und feige erscheint Paasche die Weh-
leidigkeit vieler D eutscher, die j etzt, nachdem der

Krieg verloren ist, sich üb er die Kritik der Feinde
und deren Geringschätzung alle s D eutschen ent-
rüsten . Schließlich sei e s j a kein Wunder gewesen,
dass fast die ganze Welt sich gegen D eutschland
verbündete , das durch seine Rüstungspolitik und
seine bedrohlichen offiziellen und nichtoffiziellen
Äußerungen alle seine Nachb arn in Schrecken 1 02
versetzt hab e . D er Alldeutsche Verb and , der Flot-
tenverein, die Ho chseerüstung, all das trug zur Ver-
einigung der sich b edroht fühlenden Staaten b ei,
und j etzt j ammern die D eutschen darüb er, dass
man ihnen misstraue ! Leider − so Paasche s b etrüb-
te Anmerkung − sei auch die einst so hoffnungsvol-
le freideutsche Jugend »zum größten Teil seelisch
erst im Gleichgewicht, seit sie mit Zupfgeigenpo-
peia Reserveoffizier wurde und die Juden b e-
schimpfte . « Optimistisch stimme allein die Kunde ,
die aus Süd und West komme , »daß die Völker uns
neue Zuneigung entgegenbringen . Sie sehen uns
als das Volk der Liebknecht, Luxemburg, Eisner.
Die wenigen, die den Heldenmut hatten, in großer
Zeit zur Wahrheit zu stehen« . Freilich sollte sich sol-
che s Vertrauen nur zu b ald als Irrtum erweisen .

Wenn man die kritischen Ausführungen Paa-
sches gegen seine deutschen Zeitgeno ssen von
1 9 1 9 lie st, staunt man, wie wenig sich do ch nach
1 9 1 8 geändert hat. Die meisten Argumente , die er
damals vorbrachte , konnten auch nach dem Zwei-
ten Weltkrieg wieder formuliert werden . Hinden-
burg-Straßen, gegen die sich Paasche damals wand-
te , gibt es bis zum heutigen Tag. Hans Paasche hatte
eine hohe Meinung von den verschütteten Anlagen
seiner Landsleute . Er hoffte , dass sie eine s Tages ih-
re b esseren Möglichkeiten verwirklichen würden .
Sein Zorn war die Kehrseite enttäu schter Lieb e .
Schier unerträglich war ihm, erkennen zu müssen,
dass die se s Volk knechtselig, unterwürfig, j eder-
zeit b ereit zu sein schien, auf B efehl einer »ho chver-
ehrten Obrigkeit« fremde Völker zu üb erfallen : »Ihr
seid B etrogene , wo immer ihr von Krieg sprecht.
Krieg ist etwas ganz anderes , als ihr gelernt habt.
Krieg ist etwas , das nicht mehr sein darf. Krieg
kann schon deshalb nicht frisch und fröhlich sein,
weil e s zweifelhaft ist, ob e s überhaupt Feinde gibt.
Wir lassen uns einreden, Menschen seien gegen
uns feindlich gesinnt, wir greifen zu den Waffen,
weil gesagt wird , sie hätten zu den Waffen gegrif-
fen . D ann sprechen sie voll Mißtrauen und aus der
Ferne zu uns, aus der man sich nicht versteht und
Worte , während sie hin und her gehen, gefälscht
werden, von denen, die den Krieg wollen .

>
D en will

niemand ?
<

Ach, sie wollen ihn alle : die Irregeführ-
ten, die Gelangweilten, die Gewinnsüchtigen, die
Spieler, die Verkrachten, die Ehrgeizigen, die Le-
b ensmüden und von Lieb essehnen Verzehrten .
D ann ist der Krieg auch ein einzige s Mißverständ-
nis . Ihr sprecht von so und so vielen Toten und Ver-
wundeten, und Zahlen täuschen euch üb er das
Leid hinweg . E s wird euch Freude suggeriert, weil
die se Zahlen so o der anders sind . Unsinnig ab er ist
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es , Tote zu zählen; geme ssen werden kann nur die
Schuld und ge ahnt das Leid , das durch sie hervorge-
rufen wurde . «

Während Hans Paasche sein Gut b ewirtschafte-
te und nur durch seine Veröffentlichungen no ch
am politischen Leb en teilnahm, zogen die militäri-
schen B ehörden immer wieder Informationen
üb er ihn ein . B ei einem B e such in B erlin hatte ihn
Maximilian Harden gefragt, ob er sich nicht b e-
droht fühle . Nur zu b ald sollte sich zeigen, wie
Recht Harden hatte . Auf Grund einer D enunziati-
on, Paasche halte auf seinem Gut Waffen für einen
kommunistischen Aufstand verb orgen, rückten
am 2 1 . Mai 1 9 2 0 fünfzig bis sechzig M ann unter
Führung eine s Oberleutnants mit Karabinern und
einem Maschinengewehr an, umzingelten das Gut
und durchsuchten es . Hans Paasche , den ein Gen-
darm b at, ins Gutshaus zu kommen, b adete gerade
in seinem nahegelegenen See . Er zog sich eine Ja-
cke üb er und ging mit. Als er erkennen musste , dass
im Gebü sch Soldaten mit der Waffe im Anschlag la-
gen, kehrte er um und wurde von vier Kugeln tö d-
lich getroffen . B ei der Durchsuchung wurde nicht
eine einzige Waffe gefunden . Ein Strafverfahren ge-
gen die B eteiligten wurde nicht eröffnet. D er To d
Paasche s, so hieß e s in einer amtlichen Verlautb a-
rung, »sei auf ein Zusammentreffen nicht vorau s-
sehb arer unglücklicher Umstände zurückzufüh-
ren, für die niemand strafrechtlich verantwortlich
gemacht werden könne« . Alle Proteste von Pazifis-
ten und Journalisten änderten nichts daran, dass
auch dieser Mord an einem wehrlo sen und un-
schuldigen Menschen ungesühnt blieb . Die Repub-
lik sah zu , wie ihre entschiedensten Anwälte umge-
bracht wurden ! (. . .)

Forschungsreise ins innerste Deutschland

Mit Au snahme des Buches »Fremdenlegionär
Kirsch − Eine ab enteuerliche Fahrt von Kamerun
in den deutschen Schützengrab en in den Kriegs-
j ahren 1 9 14/ 1 5 « , das zwischen 1 9 1 6 und 1 9 1 8 eine
Auflage von 2 5 0 0 0 0 erreichte , ist wohl keine Veröf-
fentlichung Hans Paasches so viel be achtet worden
wie die von ihm verfassten Briefe des Afrikaners
Lukanga Mukara an den König Ruoma von Kitara.
Hier legt Hans Paasche einem Afrikaner seine ent-
schiedene Kritik an der Zivilisation des wilhelmini-
schen D eutschland in den Mund , zugleich aber
auch die an der Hektik, der Ob erflächlichkeit, der
irregeleiteten Glückssuche der mo dernen Indu-
striewelt üb erhaupt. Ganz ähnlich wie fast zwei-
hundert Jahre zuvor Monte squieu in seinen
»Lettres Persane s« b enützt Hans Paasche den fri-
schen und verfremdenden Blick eine s Ausländers
dazu , um sichtb ar zu machen, was die meisten sei-
ner Zeitgeno ssen und no ch viele heutige Men-
schen sich nicht eingestehen wollen . Während ver-
mutlich die ersten Leser vor allem die Argumente
gegen Tab ak- und Alkoholgenuss b eachtet hab en,

frappiert den heutigen Le ser die Kritik am Wachs-
tumsfetischismus , de ssen ganze Sinnlo sigkeit dem
Afrikaner auffällt. Auf die Frage seine s Briefp art-
ners, wozu die vielenWagen dienen, antwortet er,
wie auf im Grunde widersinnige Weise immer grö-
ßere Städte entstehen mit immer mehr Menschen,
die immer isolierter leb en (. . .) .

Hier finden wir schon präzise aufgeführt allí
die Naturzerstörungen, üb er die erst seit wenigen
Jahren bei uns öffentlich diskutiert wird . Ich erin-
nere mich, mit welchem Stolz nach 1 9 45Amerika-
ner und Sowj ets die Anzahl ihrer Millionenstädte
nannten und daran die Fortschrittlichkeit ihrer j e-
weiligen Gesellschaftssysteme ablesen wollten .
Heute , da Mexiko , Rio de Janeiro , S ao Paolo und an-
dere Rie senstädte zum Albtraum geworden sind ,
denkt niemand mehr daran, sich damit zu brü sten .
Die Naherholungsgebiete und attraktiven Feri-
enstrände ab er sind mit Geb äuden oft schon so
dicht b e setzt, dass ihr Erholungswert weitgehend
illusorisch geworden ist. Und die Gegenprodukti-
vität der Gefängnisse , in denen das Milieu der D e-
linquenz pro duziert und repro duziert wird , hat
erst Michel Foucault in den siebziger Jahren ein-
drucksvoll analysiert. Hans Paasche hat in seinen
Artikeln nach dem Kriege wiederholt auf den Wi-
derspruch aufmerksam gemacht, der darin liegt,
dass Verantwortliche für das M assensterb en im
Kriege mit Ehren in Pension ge schickt werden,
während der kleine Ladendieb oder der Wilderer
(den Hans Paasche allerdings wegen seiner Tier-
quälerei verab scheut) aufJahre ins Gefängnis geht.
Paasche führt den D eutschen vor Augen, dass sie
kein Recht hab en, ihre Leb ensformen nach Afrika
o der anderswohin zu exportieren . Nach 1 9 1 8 , als
der Traum von einem großen deutschen Kolonial-
reich in Afrika zunächst ausgeträumt war, gehörte
»Lukanga Mukara« zu den in der Jugendb ewegung
meistb egehrten Büchern . Auch die Arbeiterjugend
b egeisterte sich für die »Forschungsreise« und die
sozial- und kulturreformerischen Ideen Paasche s
und seine Kritik an j enem überheblichen eurozent-
rischen Fortschrittsglaub en, der uns inzwischen
auch »daheim« fragwürdig geworden ist. (. . .)

Hans Paasche war ein Vorläufer der heutigen
Ökologieb ewegung. 1 9 1 4 veröffentlichte er einen
Aufruf »Gegen die Federmo de« und b at die Frauen,
auf Federschmuck, der von Edelreihern und Para-
diesvögeln stammt, zu verzichten, da diese Vögel
vom Aussterb en b edroht seien . Lediglich Straußen-
federn seien unb edenklich, da sie von Zuchttieren
gewonnen würden . In seinen Schriften üb er Afrika
tritt er für die Erhaltung der dortigen Flora und Fau-
na ein und klagt sich im Rückblick an, zeitweilige
Freude an der Großwildj agd empfunden zu hab en .
Die Schutzb ehauptung der Kolonialherren, sie
brächten den »Negern europ äische Ho chkultur« ,
weist Paasche als Lüge o der Selb sttäuschung nach .
Vieles von dem, »was wir den Afrikanern bringen«
ist »schädlich« . D agegen zeigen die Briefe , die er
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Christian Th. Müller, Dierk Walter (Hrsg.): Ich
dien ' n ich t! Wehrdienstverweigerung in der Ge-
sch ich te. In Verbindung m it dem A rbeitskreis Mili-
tärgesch ich te e. V., disserta tio n. de − Verlag im In-
ternet. Berlin 2008, 2 70 Seiten, brosch iert, 43, 00
Euro, ISBN 9 78-3-86624-402-3

Die Wehrpflicht ist au s der Militärge schichte der
ab endländischen Mo derne kaum no ch wegzuden-
ken . Zuminde st sind seit der Entstehung des mo-
dernen Territorialstaats in der frühen Neuzeit nur
wenige Länder zur Etablierung ihrer Streitkräfte
ohne die se s Zwangsinstrument ausgekommen .
D er Zugriff de s Staates auf den Einzelnen im Rah-
men gesetzlicher Regelungen wurde aber nicht
durchweg unwiderspro chen hingenommen . So
gab es , wohl seit es Krieg und Militär gibt, immer
auch Individuen, Gruppen, Organisationen und
Glaub ensgemeinschaften, die sich aus unter-
schiedlichen Gründen der staatlichen Verpflich-
tung zum Militärdienst verweigerten o der entzo-
gen, obwohl dafür nicht selten empfindliche Stra-
fen drohten . Zugleich wurden immer wieder spezi-
fische religiö se und soziale Gruppen vom Kriegs-
dienst ausgenommen . Insge samt betrachtet wurde
die rechtliche Möglichkeit, den Militärdienst zu
verweigern, in den verschiedenen Ländern unter-
schiedlich lib eral o der streng gehandhabt b ezie-
hungsweise ausgelegt. So b eschränkte sich diese s
Recht manchmal nur auf b e stimmte Gruppen (mit
be stimmten religiö sen o der moralischen Üb erzeu-
gungen) o der war verbunden mit der Üb erwin-
dung von mal mehr o der weniger hohen rechtli-
chen Hürden (vgl. www.gbv. de/dms/spk/sbb/
rech t/toc/51 022339 7. pdf; www. de. wikipedia. org/
wiki/Kriegsdienstverweigerung; www.ger. anar-
ch opedia. org/kriegsdienstverweigerung).

Unter dem Motto »Ich dien ´ nicht ! Wehrdienst-
verweigerung in der Ge schichte« be schäftigte sich
der Arb eitskreis Militärgeschichte e .V. vom 2 0 . bis
2 2 . Oktob er 2 0 0 6 in Reinb ek bei Hamburg mit der
Entwicklung de s Phänomens der Wehr- b ezie-
hungsweise Kriegsdienstverweigerung und dem
gesellschaftlichen Umgang damit von den Anfän-
gen bis heute , wob ei der Schwerpunkt auf dem 2 0 .
Jahrhundert lag . Die dab ei gehaltenen Vorträge

vereint der vorliegende , von Christian Th . Müller
und Dierk Walter herausgegebene Tagungsb and .

In ihrer Einleitung (S . 5- 1 3 ) weisen die Heraus-
geb er, b eide wissenschaftliche Mitarb eiter am
Hamburger Institut für Sozialforschung (vgl .
www. h is-o nline. de) , darauf hin, dass das Thema
Wehrdienstverweigerung − in allen seinen Facet-
ten − deswegen historisch relevant ist, weil in ihm
der Staat und die Streitkräfte immer wieder ge-
zwungen werden, sich rechtlich und praktisch mit
der Frage der Sinnhaftigkeit und ethischen Vertret-
b arkeit militärischer Gewaltanwendung durch das
Kollektiv auseinander zu setzen . D er Wehrdienst-
verweigerer werde daher nicht selten als Element
wahrgenommen, das die Legitimität wie auch die
Kohäsion (Zusammenhalt) der Streitkräfte zu ge-
fährden droht. Die se Auffassung b estimme somit
auch den historisch oft äußerst repre ssiven (unter-
drückenden) Umgang des Staates mit dem den
Kriegsdienst verweigernden Bürger. Im Phäno-
men Wehrdienstverweigerung und dem Umgang
damit spiegele sich daher p aradigmatisch die ge-
sellschaftliche Verfasstheit de s Staate s und seiner
Streitkräfte wider.

Von diesen The sen ausgehend standen folgen-
de Leitfragen am Ausgangspunkt der Tagung (vgl .

www. hsozkult.gesch ich te. h u-berlin. de/term ine/
id= 4478) :

1 . Wie hat sich das Phänomen Kriegsdienstver-
weigerung historisch entwickelt? Was sind seine
philo sophie-, rechts- und religionsgeschichtlichen
Wurzeln?

2 . Wie unterscheiden sich rechtlich und analy-
tisch Wehrdienstverweigerung und Kriegsdienst-
verweigerung?

3 . Wie verhalten sich die Phänomene Exemtion
(gesetzliche Freistellung) vom Wehrdienst und
dem Wehrdienst Ausweichen historisch und syste-
matisch zur Kriegsdienstverweigerung?

4 . Welche Umstände werden historisch, juris-
tisch und faktisch als legitime Gründe der Kriegs-
dienstverweigerung anerkannt und warum?

5 . Welche Rechtsform und welchen Charakter
hab en die be stehenden Wehrersatzdienste (ziviler
Ersatzdienst bzw. waffenlo ser Dienst) ?

6 . Welchen Einfluss hat die gesellschaftliche

Lukanga Mukara (einem tatsächlichen existieren-
den afrikanischen Freund) in den Mund legt, wie
viel die Europ äer und namentlich die D eutschen
von diesem Afrikaner lernen können . Paasche leiht
seinem afrikanischen Freund seine Kenntnisse de s
deutschen Leb ens, der Trinksitten, des Kaiserkults ,
des Rauchens , der Untertanengesinnung und de s
Aufbruchs der Jugend auf dem Hohen Meißner,
und er lernt von dem Vertreter einer anderen Kul-
tur den fremden und damit Erkenntnis ermögli-
chenden Blick. (. . .)

E s wäre schön, wenn einige Texte Paasche s in
deutschen Le sebüchern Eingang fänden und Stra-
ßen aus Hindenburgstraße in Paasche straße umb e-
nannt würden ! Seine Mahnungen, die von 1 9 1 8 bis
1 9 2 0 nicht genügend Menschen erreichten, sollten
heute − im Verein mit den Stimmen zahlreicher an-
derer − endlich Gehör finden um des Friedens un-
ter den Völkern, zwischen den Rassen und mit der
Natur willen .
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Diskussion auf den Charakter des Wehrersatz-
dienstes ?

7. Wie entwickeln sich das Sozialpre stige des
Verweigerns bzw. des Ersatzdienstes und die Ak-
zeptanz der Kriegsdienstverweigerer in der Ge sell-
schaft? I st e s ggf. abhängig von der ge sellschaftli-
chen Perzeption (sinnlichen Wahrnehmung) äuße-
rer B edrohungsszenarien?

8 . Welche instrumentelle B edeutung hab en die
Institute der Wehrdienstverweigerung und de s Er-
satzdienste s für Staat, Ge sellschaft und Streitkräfte
(soziale Netze , soziale Ventilfunktion, Reinhaltung
der Streitkräfte von kritischem Potenzial, Siche-
rung der Wehrgerechtigkeit) ?

Entsprechend diesen Vorgab en b e schäftigen
sich die B eiträge des vorliegenden Buches mit der
Entwicklung, den rechtlichen Rahmenb edingun-
gen, der Realität und den ge sellschaftlichen und
politischen Konsequenzen von Wehrdienstverwei-
gerung in verschiedenen Staaten und Epo chen der
Neuzeit, wob ei freilich nicht alle der ange spro che-
nen Fragen au sführlich zur Sprache kommen .

D en Auftakt macht Jo sef B ordat mit einem B ei-
trag üb er die geistigen und geistlichen Hintergrün-
de von Kriegsdienstethik im Fall de s Bischofs »B ar-
tholomé de las Casas ( 14 84- 1 5 66)« (S . 1 5-3 2 ) , der im
frühen 1 6 . Jahrhundert aufgrund seiner bei der
sp anischen Eroberung Amerikas gemachten Erfah-
rungen zu einer grundsätzlichen Ablehnung des
Waffendienstes gelangte . D emgegenüber macht
Martin Winter in seinem B eitrag üb er die »Exemti-
onskriterien im preußischen Kantonsytem und die
Verfolgung abwesender Kantonpflichtiger im 1 8 .
Jahrhundert« (S . 3 3-5 5 ) auf eine historische Vor-
form der Wehrdienstverweigerung aufmerksam,
mit der die Untertanen im altpreußischen Militär-
staat versuchten, der Kantonpflicht zu entkom-
men, die auf ganz pragmatisches persönliche s Han-
deln gründete und ohne j eden religiö sen o der Ge-
wissenshintergrund au skam . Im Gegensatz hierzu
b etrachtet Eberhard Fritz in seinem B eitrag » >Krie-
ge seien Sünde und ein Gräuel vor Gott <« (S . 5 7-68)
die Wehrdienstverweigerung württembergischer
Pietisten im 1 8 . und frühen 1 9 . Jahrhundert im
Kontext gesellschaftlicher Werthaltungen . D aran
anschließend analysiert Annette Mertens das zwie-
sp ältige Verhältnis der katholischen Kirche zur
Verweigerung de s Waffendienstes im Zweiten
Weltkrieg (S . 69-8 4) . D a der Amtskirche im »Dritten
Reich« der Wehrdienst als eine selb stverständliche
nationale und christliche Pflicht galt und ihr eine
Billigung der immerhin seit 1 9 39 mit dem To de b e-
drohten Verweigerung fern lag, hatten Verweige-
rer, wie die Autorin zeigt, von den kirchlichen Au-
toritäten wenig Ermutigung zu erwarten, von Un-
terstützung ganz zu schweigen .

D en Zeugen Jehovas, der wohl b ekanntesten re-
ligiö sen Gruppe , die seit dem Zweiten Weltkrieg
aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der
Waffe b einahe regelmäßig verweigerten, widmen

sich gleich zwei B eiträge . Während Steven R. Welch
die »strafrechtliche Verfolgung von Zeugen Jeho-
vas in Australien im Zweiten Weltkrieg« (S . 8 5-9 6)
analysiert, untersucht Hans-Hermann Dirksen in
seinem B eitrag üb er die »Ge schichte der Wehr-
dienstverweigerung der Zeugen Jehovas im 2 0 .
Jahrhundert« (S . 97- 1 2 6) die biblische Fundierung
der Verweigerung im Sp annungsfeld zwischen Tö-
tungsverbot und Gehorsamspflicht gegen dem
Staat, wobei er b esonders auf die Entwicklung in
den deutschen Staaten vom Kaiserreich bis zur
Bundesrepublik und der DDR eingeht.

Drei weitere B eiträge b eschäftigen sich so dann
mit den Wehrdienstverweigerern in den b eiden
deutschen Staaten nach 1 9 45 . Patrick B ernhard
schildert die » Ge schichte der Wehrdienstverweige-
rer in der Bunde srepublik 1 9 45- 1 9 9 0« (S . 1 2 7- 1 47) ,
Horst Scheffler stellt die Grundsätze der »Evangeli-
schen Militärseelsorge und Kriegsdienstverweige-
rung« (S . 149- 1 6 3 ) vor, und Thomas Widera analy-
siert »Politische und ethische Einstellungen von
Wehrdienstgegnern in der DDR« (S . 1 65- 1 87) .

Die frühe Sowj etunion war einer der ersten
Staaten, die das Recht auf Wehrdienstverweige-
rung aus religiö sen Gründen anerkannte , auch
wenn die Praxis der Anerkennung hinter der Theo-
rie weit zurückblieb . Timm C . Richter beleuchtet in
seinem B eitrag »Gene se und Praxis des Rechts auf
Kriegsdienstverweigerung im frühen Sowj etruss-
land« (S . 1 89- 1 9 8) diesen wenig bekannten Tatb e-
stand . Wie er hierb ei aufzeigt, berechtigte die Zu-
gehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zur B e-
freiung von der Dienstleistung, nicht aber indivi-
duelle Gewissensgründe . D as Ganze blieb leider
nur eine Episo de , indem Stalin 1 9 39 das Recht auf
Wehrdienstverweigerung wieder aufhob und die
Umgehung der Dienstpflicht unter strenge Strafe
stellte . Erst 1 9 9 3 führte die neue russische Verfas-
sung in Umsetzung europ äischer Menschenrechts-
normen, zu denen sich Russland nach dem Ende
de s »Kalten Krieges« verpflichtet hatte , erneut die
Möglichkeit ein, den Wehrdienst zu verweigern
und als Alternative einen zivilen Ersatzdienst zu
leisten . Die praktische Umsetzung ließ allerdings
no ch mehrere Jahre auf sich warten, wie Lars Karl
in seinem B eitrag über die »Kriegsdienstverweige-
rung in der Russischen Förderation nach 1 9 9 1 « (S .
1 9 9-2 1 0) zeigt. So gibt e s erst seit 2 0 02 in Ru ssland
ein Zivildienstge setz, wob ei die Verweigerung aus
religiö sen Gründen seither leichter möglich ist.

B ekanntlich b asiert auch das Militärsystem von
Israel auf dem Anspruch der allgemeinen Wehr-
pflicht. Unter der Überschrift »Was macht eine wir-
kungsvolle Verweigerungsbewegung au s?« stellt
D an Tamir in einer Fallstudie die Arb eit von »Je sch
Gwul« (»E s gibt eine Grenze ! «) vor (S . 2 1 1 -2 2 5 ) , ei-
nem Interessenverb and , der seit 2 5 Jahren die is-
raelische Sicherheitspolitik kritisch b egleitet und
erfolgreich für die Rechte von Kriegsdienstverwei-
gerern eintritt. B emerkenswert ist hierb ei, dass die
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Verweigerer oft aktive Soldaten, nicht selten höhe-
re Unteroffiziere o der gar Offiziere sind , die den
Kriegsdienst nicht aus prinzipiell p azifistischen Er-
wägungen herau s ablehnen, sondern an der Durch-
führung b estimmter Einsätze − etwa dem Dienst in
den b e setzten Gebieten − nicht b eteiligt sein wol-
len, da diese mit ihren Vorstellungen von legitimer
Vaterlandsverteidigung nicht vereinb ar sind . Im
letzten B eitrag zeichnet schließlich Christian Kol-
ler den »langen Weg zum >zivilen Ersatzdienst < in
der Schweiz« nach (S . 2 2 7-2 4 2 ) , der dort erst seit
1 9 9 5 möglich ist.

Ergänzt wird die lesenswerte D arstellung
durch ein Abkürzungsverzeichnis (S . 2 4 3-2 4 6) , ei-
ne Au swahlbibliographie (S . 2 47-2 67) sowie ein
Verzeichnis der Mitarb eiter (S . 2 69-2 70) .

D as Buch »Ich dien' nicht ! « zeigt in seiner Ge-
samtheit eindrucksvoll, dass das Recht der Wehr-
dienstverweigerung fast immer mit den militärisch
geprägten Vorstellungen der Obrigkeit kollidierte
und daher meist nur leidvoll durchsetzb ar war. Die
B edeutung der einzelnen B eiträge ist unterdessen
unterschiedlich zu b ewerten . Während e s zu eini-
gen Themen, wie etwa der Kriegsdienstverweige-
rung in den b eiden deutschen Staaten o der den
Zeugen Jehovas , mittlerweile eine Fülle an Litera-
tur gibt, stellen andere , insb esondere die den Blick
auf andere Staaten lenken, ein Novum dar. Wün-
schenswert wäre hier nicht nur eine aktuelle Län-
derüb ersicht gewesen, sondern auch eine Ausdeh-
nung der D arstellung auf frühere Zeitepochen . Un-
abhängig hiervon handelt e s sich bei dem Buch um
eine wichtige Veröffentlichung. Dieser ist eine wei-
te Verbreitung zu wünschen, zumal die verfas-
sungsrechtliche Verankerung der Wehrdienstver-
weigerung als Grund- und Menschenrecht in den
meisten Ländern dieser Welt nach wie vor auf sich
warten lässt.

Hubert Kolling

Haja L ippke: Die Zukunft der Deu tschen Marine
(A nalysen zur Sicherheitspolitik, Band 5). Peter
Lang, In terna tio naler Verlag der Wissenschaften.
Frankfurt am Ma in 2009, 31 6 Seiten, geb. , 49, 80
Euro, ISBN 9 78-3-631-59939-6

Im Rahmen der deutschen Außen- und Sicherheits-
politik hat sich auch die Rolle von M arinestreitkräf-
ten im Allgemeinen und der D eutschen Marine im
B e sonderen in den vergangenen Jahren rapide ge-
ändert. Vor allem seit dem Ende de s O st-We st-Kon-
flikts, seit wir nur noch »von Freunden umzingelt«
sind , wurde eine umfassende Umorientierung der
deutschen Streitkräfte − man könnte auch sagen
Sinn- und Aufgab ensuche − notwendig. Hierbei ka-
men, aufgrund des politischen Willens der Mehr-
heit unserer gewählten Volksvertreter, zu dem ur-
sprünglichen Hauptaufgabengebiet − der Landes-
und Bündnisverteidigung − neue Aufgaben : Kri-
sen- und Konfliktprävention, UN-Einsätze (sowohl

humanitäre als auch militärische) , Einsätze »out-of-
area« und die Wahrnehmung deutscher Sicher-
heitsinteressen rund um den Erdb all wurden in zu-
nehmendem Maße zu wichtigen und teilweise b e-
stimmenden Einsatzfaktoren . Sp äte stens die so ge-
nannte »Hindukusch-Rede« de s damaligen Vertei-
digungsministers Peter Struck (SPD) anlässlich ei-
ner Pre ssekonferenz am 5 . D ezember 2 0 02 zum
Thema »Reform der Bundeswehr« machte deutlich,
dass die Einsatzgebiete deutscher Außen- und Si-
cherheitspolitik heute nicht mehr geographisch,
sondern politisch definiert werden . War zu Zeiten
des O st-West-Konfliktes das Aufgab en- und Einsatz-
gebiet der deutschen Streitkräfte fe st umrissen und
auf eine rein defensive Verteidigung de s Nato-
Bündnisse s au sgelegt, hab en sich nun die Umstän-
de b edeutend gewandelt.

Au sgehend vor die sem Hintergrund fragt der
Politikwissenschaftler Haj a Lippke in der vorlie-
genden Studie nach der neuen Rolle beziehungs-
weise Zukunft der D eutschen Marine , wob ei er
auch einen Ausblick auf mögliche Einsatzszenarien
sowie Struktur und Ausrüstung der deutschen See-
streitkräfte gibt. Für seine Untersuchung, eine im

Jahre 2 0 09 der Christian-Albrechts-Universität Kiel
eingereichte Dissertation, gewährte die »Gesell-
schaft für Sicherheitspolitik und Rüstungskontrol-
le − D eutsches Strategieforum« , die seit 1 9 8 1 die Ar-
b eit des Kieler Instituts für Sicherheitspolitik
(ISPK) unterstützt (vgl . www. isuk. org und www.

wikipedia. org/wiki/Institut_fuer_Sicherheitspo-
litik) , dem Autor ein zweij ährige s Forschungssti-
pendium und einen Druckko stenzuschu ss .

B ei seiner Studie orientiert sich Haj a Lippke ,
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Si-
cherheitspolitik der Universität zu Kiel, an einem
policy-orientierten Ansatz, indem er seine Analyse
nur auf den Themenkomplex Sicherheitspolitik
und insbe sondere dessen maritime Komponente
und nicht b eispielsweise auf das politische System
der Bundesrepublik D eutschland insgesamt b e-
zieht. Als theoretische s Mo dell wählte er hierzu das
2 0 04 von Geoffrey Till vorgelegte Mo dell »Four at-
tribute s of the Sea« , nach dem Marine streitkräfte
die folgenden vier grundlegenden Funktionen zu
erfüllen hab en : Transportation (die Sicherung in-
ternationaler Transportwege) , Resource s (den
Schutz von maritimen Ressourcenquellen) , Infor-
mation (den Austausch und die Gewinnung von
Informationen) und D ominion (die Herrschaft
bzw. Kontrolle üb er zum eigenen Territorium ge-
hörende o der strategisch wichtige Seegebiete) .

B ei seinen Au sführungen und vorgelegten Er-
gebnissen beruft sich der Autor auf das Studium
frei zugänglicher Quellen wie offiziellen D oku-
menten, Monographien, Fachaufsätzen, Nachrich-
tenmeldungen sowie einschlägigen Veröffentli-
chungen au s dem Themenb ereich der Sicherheits-
politik und Wehrforschung . Zur Üb erprüfung sei-
ner Hypothe sen, zur Vertiefung von Inhalten und

Lit
er

at
ur



3 8

der Erlangung von spezifischen S achinformatio-
nen führte er außerdem strukturierte Leitfadenin-
terviews mit verschiedenen Repräsentanten aus
der D eutschen Marine , der Wehrtechnik sowie der
Politik.

Die zentrale Frage stellung der vorliegenden Ar-
b eit lautet : »Was sind die zukünftigen Herausforde-
rungen und Aufgab engebiete für die deutschen
Seestreitkräfte und welcher Aufb au und welche
technisch-taktische Ausprägung der Marine re sul-
tiert daraus ?« (S . 2 0) . Ziel sei es dab ei, so Haj a Lipp-
ke , ein B eschaffungs- und Einsatzkonzept für die
D eutsche Marine zu erstellen, das den sicherheits-
politischen Anforderungen der kommenden zehn
bis 1 5 Jahre gerecht werde .

D as Buch gliedert sich in 7 Kapitel . Nach einer
Einleitung mit Hinweisen zur Metho dik, Fragestel-
lung und Aufb au der Arb eit sowie einem Üb erblick
zum Forschungsstand (S . 1 -2 5 ) , wird , um die gegen-
wärtige Situation und die Entwicklungen zu verste-
hen, in Kapitel 2 (S . 2 6-69) der Blick auf die relativ
junge Geschichte der bundesdeutschen Marine
vor dem Hintergrund des Kalten Krieges gerichtet,
wob ei sich der Autor mit folgenden Fragen ausein-
andersetzt: Welche konkreten Aufgab enstellungen
lagen dem Aufb au der Bunde smarine zugrunde ?
Wie wurden die se umge setzt, welche Fähigkeiten
und M ängel resultieren darau s? Inwiefern sind die-
se Entwicklungen auch heute no ch relevant für
Ausrüstung, Struktur und Einsatzfähigkeit der
D eutschen Marine ?

D as 3 . Kapitel (S . 70-9 2 ) b efasst sich vor allem
mit den politischen und strategischen Veränderun-
gen nach 1 9 9 0 , die aufgrund de s Zusammenbruchs
de s Warschauer Pakts , der Auflö sung der Sowj et-
union und der Wiedervereinigung der b eiden
deutschen Staaten auftraten . Hierbei geht es Haj a
Lippke um die B e antwortung folgender Fragen :
Hat ein fundamentaler Wandel in der Sicherheits-
politik und der strategischen Au srichtung der Bun-
de srepublik D eutschland b eziehungsweise der
Bundeswehr stattgefunden? In welcher Form wan-
delte sich die Bundeswehr von einer Verteidi-
gungsarmee zu einer Streitmacht mit dem Fokus
auf Au slandseinsätze ? Welche strukturellen Verän-
derungen ergaben sich für die M arine durch die
Ab sorption der Nationalen Volksarmee , durch die
neu hinzugekommenen Aufgaben und zunehmen-
de Budgetrestriktionen?

D a die Marine im b e sonderen Maße eine tech-
nikabhängige Streitkraft ist, die für die Erfüllung ih-
rer Aufgab en auf ein umfangreiche s Sortiment von
mo dernen Wirkmitteln, Sensoren und Einrichtun-
gen angewiesen ist, b ehandelt Kapitel 4 (S . 9 3- 1 61 )
die technischen Grundlagen und Entwicklungen
im Marinesektor. D er Autor b etrachtet hierb ei die
verschiedenen maritimen Waffensysteme , Ent-
wicklungen in der Schiffsb au- und Antrieb stechnik
sowie aktuelle Konzepte wie unbemannte Systeme
und »doppelte« B esatzungen . Hierb ei fragt er ins-

b esondere danach, welchen praktischen Nutzen
die neuen Entwicklungen den Marinestreitkräften
bringen und inwiefern sie für die D eutsche Marine
relevant sind . Anhand eines an der Technik orien-
tierten Blicks auf die US-Navy stellt er zugleich die
mo dernsten technischen Möglichkeiten vor und
b ehandelt die Frage , wie die D eutsche Marine in ei-
nem qu alitativen Vergleich mit der amerikani-
schen ab schneidet.

Im 5 . Kapitel (S . 1 62-2 2 8) richtet Haj a Lippke
den Blick auf die aktuellen und zukünftigen Ein-
satzanforderungen an die D eutsche Marine . An-
hand von drei verschiedenen Fallb eispielen b ereits
erfolgter Einsätze − geschildert werden eine Em-
b argo operation, ein Üb erwachungseinsatz und die
Leistung humanitärer Hilfe − sowie weiterer Szena-
rien erstellt er so dann ein »typische s zukünftige s
Einsatzprofil« und fragt danach, wie die D eutsche
Marine aufgestellt sein mu ss, um den Einsätzen der
kommenden Jahre gerecht zu werden, wo derzeit
no ch die D efizite liegen und welches die drin-
gendsten Reformschritte sind .

D a die bisherigen Einsätze der D eutschen M ari-
ne in internationalen Bündnissen und durch Zu-
sammenarb eit von unterschiedlichen Teilstreit-
kräften erfolgten, analysiert das 6 . Kapitel (S .
2 2 9-2 60) die verschiedenen Formen der Ko opera-
tion . Hierb ei geht der Autor folgenden Fragen
nach : In welcher Form erfolgt die Zusammenarb eit
zwischen den verschiedenen Teilstreitkräften und
welchen Einschränkungen unterliegen diese Ope-
rationen? Wie ge staltet sich die Ko operation b ei ge-
meinsamen Operationen im Rahmen der verschie-
denen internationalen Bündnisse ?

Im 7. Kapitel (S . 2 61 -2 8 6) werden schließlich
die Ergebnisse der vorherigen Ab schnitte zusam-
mengetragen und ein ab schließendes Fazit gezo-
gen . Die se s mündet in ein Konzept für eine zu-
kunftsfähig aufgestellte D eutsche Marine und b e-
handelt dabei insb e sondere die Themenfelder a)
Aufgab engebiete , b) Struktur und Ausrüstung so-
wie c) Personalsituation der deutschen See streit-
kräfte . Ein Literaturverzeichnis (S . 2 8 7-3 0 9) und
ein Glo ssar (S . 3 1 1 -3 1 6) be schließen den mit einem
soliden Anmerkungsapp arat au sge statteten B and .

Nach Ansicht von Haj a Lippke sollte sich die
D eutsche M arine aufgrund der politischen Vorga-
b en und der vorhandenen Ausrüstung auf die fol-
genden vier Aufgabenb ereiche konzentrieren :
Küstenverteidigung, Operation im Bündnis (Üb er-
wachung, Blokade) , Nationale und Internationale
Evakuierungsmissionen sowie Humanitäre Hilfe
(S . 2 67) . Fast b anal klingt freilich die Erkenntnis de s
Autors am Ende seiner Untersuchung, dass die D o-
mäne der D eutschen Marine weiterhin das Einsatz-
gebiet der Hohen See sowie der Küstengebiete der
Bundesrepublik bleibt. Angesichts der nicht ab seh-
b aren Entwicklungen in der Sicherheitslage so-
wohl im internationalen Umfeld als auch vor der ei-
genen Küste werde die Marine dab ei, wie die ge-
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samte Bunde swehr, üb er weniger »Planungssicher-
heit« verfügen als zu den Zeiten der Blo ckkonfron-
tation . So gelte e s , »nicht nur mit den b ereits b este-
henden neuen B edrohungslagen und Herausforde-
rungen fertig zu werden, sondern gleichzeitig den
Blick nach vorne gerichtet zu halten, um mögliche
Veränderungen und Entwicklungen, die die D eut-
sche M arine strategisch und taktisch fordern kön-
nen, frühzeitig zu erkennen und im Zuge der anhal-
tenden Transformation zu berücksichtigen« (S .
2 8 6) . Zukünftig werde es no ch stärker als bisher
notwendig sein, auf aktuelle Entwicklungen
schnell und wirkungsvoll zu reagieren; für Haj a
Lippke selb stverständlich militärisch . Die se He-
rausforderungen würden nur »mit verteidigungs-
politischer und planungstechnischer Weitsicht,
sinnvollem Re ssourcenmanagement und − schluss-
endlich − einem guten Schuss Improvisationsver-
mögen« gemeistert werden . Die D eutsche Marine ,
so der Autor, sei für die se Aufgab e »gut aufgestellt« .

Inwieweit die vom Autor vorge schlagenen
Empfehlungen sich angesichts der auch den Vertei-
digungsetat b etreffende Sp armaßnahmen re alisie-
ren lassen, wird die Zukunft zeigen .

Hubert Kolling

Ko nsortium Ziviler Friedensdienst (Hrsg.): Ge-
waltfreifür den Frieden. Menschen und Projekte −
Eine Reise um den Glo bus. Brandes & Apsel Verlag.
Frankfurt a m Ma in 2009, 1 1 6 Seiten, brosch iert,
zahlreiche Farbabbildungen, 9, 90 Euro, ISBN
9 78-3-86099-615- 7

Während üb er den (weiteren und verstärkten) Ein-
satz deutscher Soldaten in Afghanistan diskutiert
wird , kann man auf vielen Großflächenplakaten
und Internetb annern »Frieden braucht Lautspre-
cher« le sen . Mit die sem S atz mö chte das Konsorti-
um Ziviler Friedensdienst (ZFD) auf seine Arb eit in
Krisenregionen weltweit aufmerksam machen, in
denen Gewalt und Konflikte die B evölkerung b e-
drohen, und die B edeutung der zivilen Konfliktb e-
arbeitung für den Frieden unterstreichen (vgl .
www. ziviler-friedensdienst. org; www.forumzfd.
de) . Zugleich kann das Konsortium ZFD , das inner-
gesellschaftliche Konflikte nicht vorrangig mit Mit-
teln staatlicher Gewalt zu überwinden sucht, den
zehnten Jahrestag der ersten Entsendung von Fach-
kräften in Krisenregionen begehen : Am 2 2 . No-
vemb er 1 9 9 9 wurden sechs Fachkräfte de s ZFD , in
dem nichtstaatliche und staatliche Träger zusam-
menwirken, in B erlin offiziell verab schiedet. An-
schließend reisten sie in ihre Einsatzgebiete , da-
runter das ehemalige Jugo slawien, Kolumbien und
Gu atemala, um dort die zivilen Kräfte in der Gesell-
schaft dab ei zu stärken, Konflikte friedlich zu re-
geln und Gewalt ohne militärische Mittel einzu-
dämmen .

Am 2 6 . Novemb er 2 0 09 zogen nun die Träger-
organisationen de s ZFD , der heute ein wichtiges In-

strument der deutschen Entwicklungs- und Frie-
denspolitik ist und international große Anerken-
nung genießt, b ei einem Fe stakt mit 2 5 0 geladenen
Gästen im B erliner Umsp annwerk eine Bilanz de s
zehnj ährigen Engagements . Die zentrale und un-
missverständliche B otschaft der Veranstaltung lau-
tete : »Ziviler Friedensdienst wirkt ! « D enn die Erfah-
rung nach zehn Jahren Einsatz für den Frieden ha-
b e gezeigt, dass durch die Entsendung von Fach-
kräften − e s waren im vergangenen Jahrzehnt üb er
5 0 0 , die in mehr als 5 0 Ländern tätig waren − viele
po sitive Prozesse initiiert b eziehungsweise ver-
stärkt werden konnten .

Einen Einblick in die Ge schichte und Idee de s
Zivilen Friedensdienstes , der von deutschen Frie-
dens- und Entwicklungsdiensten getragen und von
der Bundesregierung finanziert wird (vgl. www.

de. wikipedia. org/wiki/Ziviler_Friedensdienst) ,
bietet in Wort und Bild das vorliegende Buch »Ge-
waltfrei für den Frieden« , das anlässlich de s zehn-
j ährigen B estehens des ZFD entstanden ist b ezie-
hungsweise herau sgegeb en wurde . Um sich einen
Eindruck üb er die Arbeit de s ZFD vor Ort zu ma-
chen, reisten Journalisten und Fotografen in zehn
Länder − nach Afghanistan und Kamb odscha, in
den Kongo , in den Ko sovo , nach M azedonien, Me-
xiko , Palästina / Israel, Peru , Sierra Leone und nach
Südafrika. D ort begegneten sie Einheimischen, die
von Konflikten in ihren Ländern b etroffen sind 3 9

26
I I / 2 01 0

0 9
I / 2 0 0 6

Mir is t b ekannt, d as s ich dies e B estellung innerh alb de r folgende n zwei Wo che n ohne B egrün-
dung b ei Fo rum Pazifis mus , PF 9 0 0 8 4 3 , 2 1 0 48 H amburg s chriftlich wide rrufe n kann . Zur Frist-
wahrung ge nügt die re chtzeitige Ab s e ndung . D ies b e stätige ich mit meiner Unters chrift.

D atum Unte rs chrift

Förderab o I (3 0 €) Förderabo II (4 0 €)

Förderab o III * (5 0 €) Normalab o (2 0 €)

Ich mö chte das ermäßigte Ab o für DFG-VK-Mitglieder ( 1 8 €)
Meine Mitgliedsnummer lautet :

Ich mö chte das ermäßigte Ab o für B SV-Mitglieder ( 1 8 €)
Zu den genannte n Ab o p reis e n ko mmen j eweils 2 € für Po rto und Ve rp ackung hinzu .
* D as Fö rderab o II I b e inhalte t zus ätzlich den auto matis chen E rhalt einer CD-ROM mit dem

J ahre sinh alt im PDF-Fo rm at zum J ahres end e .

B LZ

Ich b ezahle b equem per B ankeinzug

B ank

(Organis atio n)

Vo rname

N ame

S traß e

PLZ/O rt

D atum/Unte rs chrift

Ko nto

Ja, ich möchte das Forum Pazifismu s-Ab o .
D ie B ezugsgebühr für e in volles Kale nd erj ahr

(4 H efte) b eträgt b eim No rm alab o 2 0 € zzgl . 2 €
für Po rto und Verp ackung; b e i B es tellung innerhalb

des l aufende n Kalende rj ahres e ntsp re che nd we nige r. D ie
B ezugsgebühre n j ewe ils b is zum Ende de s Kalende rj ahres s ind zu

B eginn de s B ezuges fällig, d an ach zu B eginn de s Kale nde rj ahre s . D as Ab o n-
ne me nt ve rl änge rt s ich auto m atis ch um ein weite re s Kale nde rj ahr, we nn nicht
j ewe ils b is zum 3 0 . 1 1 . s chriftlich e ine Kündigung zum J ahre s e nd e e rfolgt ist.



und sich gemeinsam mit qualifizierten Fachkräften
de s ZFD für den Frieden bzw. eine friedliche Ent-
wicklung einsetzen . Aus den dab ei gewonnenen
B eob achtungen, Gesprächen und B egegnungen
verfassten sie eindrucksvolle Reportagen über
Menschen, die der Friedensförderung weltweit ein
Ge sicht geb en . So erzählen die vorge stellten Ge-
sichten unter anderem von dem Mut und der Kraft,
die die Portraitierten brauchen, um sich immer
wieder gewaltfrei für Frieden und Versöhnung ein-
zusetzen .

Hans Ko schnick, von 1 9 6 5 bis 1 9 8 5 Bürger-
meister der Hansestadt Bremen und lange Jahre
Bundestagsabgeordneter der SPD , der sich von
1 9 94 bis 1 9 9 6 als EU-Administrator der Stadt Mo s-
tar in B o snien-Herzegowina engagiert für die Ver-
söhnung zwischen kro atischen und b o sniakischen
B evölkerungsgruppen einsetzte und 1 9 97 Mitini-
tiator der »B erliner Erklärung für einen Zivilen
Friedensdienst« war, hat zu dem Buch ein Vorwort
(S . 7-9) beigesteuert, in dem er die Anliegen de s Zi-
vilen Friedensdienstes knapp skizziert. Seine s Er-
achtens sollten die Konflikte nicht verhindert wer-
den − das sei eine realitätsfremde Anmaßung. Wohl
aber gehe es darum, Auseinandersetzungen mit
Mitteln der Entsp annung entgegen zu wirken . Ziel
sei eine allmähliche Respektierung − nicht einfach
Anerkennung − unterschiedlicher Vorstellungen .
E s gelte , genügend Raum zu schaffen, damit Ver-

trauen wachse . Und dies gelinge in der Regel nur
durch persönliches Engagement vor Ort. Wörtlich
führt er hierzu weiter aus : »In konfliktb elasteten
Regionen hab en staatliche Gewaltmittel in den sel-
tensten Fällen zu einer Verständigungsb ereitschaft
unter den Zerstrittenen geführt. Weder der Einsatz
einer militärischen Gewalt no ch der Einsatz au s-
wärtiger Militärverb ände − ganz gleich, ob sie un-
ter dem Emblem der Vereinten Nationen o der an-
deren grenzüb erwindenden Organisationen ein-
ge setzt sind − schaffen Grundb edingungen für ei-
ne friedlichere Entwicklung in den Krisengebieten
der Welt. Nicht der Druck einer b ewaffneten >Ord-
nungsmacht < führt zum gewollten friedlichen Ne-
b eneinander, sondern Einsicht und selb stakzep-
tierte Verantwortung . «

Tilman Evers , Gründungsmitglied und Vor-
standsvorsitzender des Forum Ziviler Friedens-
dienst e .V. , informiert in einem einleitenden B ei-
trag unter der Überschrift » Ge sichter de s Zivilen
Friedensdienste s« (S . 1 0- 1 6) über die Entstehung
de s Buche s, die Anliegen de s ZFD sowie de ssen Ent-
stehungsge schichte und zehnj ährige Praxis . D abei
weist er unter anderem darauf hin, dass Ziviler Frie-
densdienst nichts zu tun hat mit dem Zivildienst für
junge Männer, den die se als Ersatz für den Wehr-
dienst leisten . E s handele sich vielmehr um einen
profe ssionellen Entsendedienst, also eine qu alifi-
zierte Arb eit für Fachleute , die sich auf ihren min-
de stens zweij ährigen Au slandseinsatz durch eine
mehrmonatige Qualifizierung vorb ereiteten . Mitte
2 0 09 hätten sich 1 8 5 Fachkräfte im Einsatz b efun-
den und zwar im Rahmen von 9 9 Proj ekten in 45
Ländern, wob ei zu j edem Proj ektplatz ein Team
von lokalen Mitarb eiterinnen und Mitarb eitern
hinzukomme , das oftmals multiethnisch zusam-
menge setzt sei . Wenngleich der vo m Bunde sminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) b ereitgestellte Etat üb er die

Jahre auf zuletzt 3 0 Millionen Euro im Jahr 2 0 09 ge-
wachsen ist, sei die s do ch nur ein Bruchteil dessen,
was no ch immer für militärische Mittel der Krisen-
re aktion au sgegeb en werde .

D as vom Konsortium Ziviler Friedensdienst he-
rausgegeb ene Buch » Gewaltfrei für den Frieden«
bietet mit seinen Momentaufnahmen, die mitten
auf dem Weg in eine hoffentlich friedlichere Zu-
kunft entstanden, tiefe Einblicke in eine notwendi-
ge Friedensarb eit. E s wäre daher wünschenswert,
dass es im Sinne der kritischen B ewu sstseinsbil-
dung von möglichst vielen (jungen) Menschen zur
Kenntnis genommen wird . Für politisch Verant-
wortliche sollte e s unterdessen zur Pflichtlektüre
gehören, kann e s do ch gerade in der Politik das B e-
wusstsein verstärken, dass die Aufgab e , Konflikte
zu entschärfen und Frieden dauerhaft zu ermögli-
chen, nur j enseits militärischer Intervention mög-
lich ist.

Hubert Kolling
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